
Heft 31 (Seite 1073—1104) 12, Jahrgang /  1. August 1942 Ausgabe A

0OS nächste QoppMett 32/33 ¿c&cfieint am 15. Aaąust

DEUTSCHE
RECHT
W O C H E N A U S G A B E

: l  Ei g e g a n g e n

-  3. AUG. 1942

r. Wolfgang Spalte
Rechtsanw alt

Herausgeber Dr. Hans Frank

Zentralorgan des Nationalsozialistischen Rechtswahrerbundes

Deutscher Rechtsverlag G .m .b.H . • B e rlin W 35 • Leipzig C l  »Wien I

Postversandort Leipzig



Zitierweise: DR. 1940, 538 (=Deutsches Recht, Wochenausgabe)
Anschriften: Schriftleitung: Deutsches Recht, Wochenaus­
gabe, B e r lin  W  55, L ü tzow u fe r 18 I I .  F e rn ru f 215718. — An­
zeigenabteilung: Deutscher Rechtsverlag G m bH ., B e rlin  W  55, 
L ü tzo w u fe r 18. F e rn ru f 224086. — Verlagsleitung: Deutscher 
Rechtsverlag Gm bH., B e r lin  W  55, H ildebrandstraße 8. F ern ­
r u f  224054. — Bezugsabteilung: Deutscher Rechtsverlag G m bH., 
L e ip z ig  c 1, Inselstraße 10. F e rn ru f 72566. 0  Erscheinungs­
weise: w öchentlich  Sonnabends. M i n d e s t f r i s t  fü r  die A u f­
nahme von B e i t r ä g e n  in  den T e x tte il 16 Tage vo r dem E r ­
scheinungstag. •  Bezugspreis : m ona tlich  2,50 R M ., Vorzugs­
preis fü r  junge R echtswahrer m ona tlich  R M . 2,—, E inze lhe it 
R M . 1,— . •  Bezugsbestellungen: entweder an die Bezugs­

ab te ilung  des Deutschen Rechtsverlages, L e ip z ig  G 1, Inse l­
straße 10, oder an das zuständige Postamt oder an die nächste 
Buchhandlung. •  Beschwerden : wegen unrege lm äß iger L ie ­
fe rung  oder vö llig e n  Ausbleibens der Z e itsch rift sind zuerst an 
das zuständige Postam t bzw. an die lie fe rnde  Buchhandlung zu 
r ich ten . E rs t wenn das zu ke inem  E r fo lg  führen  sollte, b itten  
w ir ,  an unsere Bezugsabteilung nach L e ip z ig  zu schreiben. •  An­
zeigenpreise und Anzeigenschluß: siehe K o p f der Stellen­
anzeigen. •  Zahlungen: für den Bezug der Z e its c h r ift nur auf 
das Postscheckkonto des Deutschen Rechtsverlages G m bH ., L e ip ­
z ig  N r . 74242, für Anzeigenbeträge nur a u f das Postscheck­
konto des Deutschen R.echtsverlages Gm bH., B e r lin  N r. 45175.

D E U T S C H E R  R E C H T S V E R L A G  G m b H . ,  B E R L I N  W  35

Inhaltsverzeichnis Seite
Aufsätze

Die Bedeutung und Verbreitung des 
Magdeburger Rechtes im Osten.
Von UnivProf. Dr. Theodor Goer-
l i t z ................................................. 1073

Die Verordnung über die Preisüber­
wachung und die Rechtsfolgen bei 
Preisverstößen im Grundstücksver­
kehr v. 7. Juli 1942 (RGBl. 1, 451).
Von LGR. Dr. Friemann . . . .  1075 

Mietaufhebung, Herausgabe des Miet­
raums und Räumung. Von LGR. Dr.
A lte r ................................................. 1080

Rechtspolitik und Praxis
Zeugnispflicht im Abstammungsstreif.

Von LGDir. Dr. Raschig . . . .  1088 
H inw e ise .............................................1089

Mitteilungen des Reichsrechts­
amtes und des NSRB.

Arbeitstagung des Reichsgruppenrafes 
der Rechtsanwälte . . .  . . 1090

Berufspflichten der Rechtsanwälte. 
Aufruf des Präs, der RRAK. . . . 1090

Für den Rechtswahrer 
im Kriegseinsatz 

Die neuen Entwicklungslinien im Mief­
recht. Von RA. u. Not. Dr. Roquefte 1091

Schrifttum
Werner Henn: Deutsches Handels­

recht ....................................................1092
Kaemmel-Schmiedeke: Einkommen­

steuergesetz  1092
Oskar Georg Fischbach: Deutsches 

Beamtengesetz..................................1092

Rechtsprechung
Z iv ilrech t
Mietrecht

Das MEA. ist nicht befugt, bei der Er­
setzung der Einwilligung des Vermieters zu 
einem Wohnungstausch Anordnungen über 
die Rechte eines Untermieters des Mieters 
zu treffen. KG.: DR. 1942, 1093 Nr. 1 

Ein Wohnungstausch i. S. der 5. AusfVO. 
zur KündSchVO. v. 14. Aug. 1940 liegt 
nicht vor, wenn der Mieter oder der 
Tauschmieter nur Untermieter von Teilen 
einer Wohnung ist. KG.: DR. 1942, 1093 
Nr. 2

Der Mieterschutz, den eine Soldatenfrau 
als Untermieterin für ihre Familie genießt, 
besteht auch dann fort, wenn die Frau 
nach dem Soldatentod ihres Mannes auf 
sich allein gestellt ist. LG. Berlin: DR. 
1942, 1093 Nr. 3

Die Senkung des Mietzinses in einem lau­
fenden Mietvertrag stellt eine Vorausver­
fügung über den Mietzins i. S. des § 573 
BGB. dar. KG.: DR. 1942, 1094 N r.4 !

Vereinbart der Verkäufer eines Haus­
grundstücks mit dem Käufer, daß dieser für

den Fall der Versagung der behördlichen 
Genehmigung des Kaufvertrages auf eir. 
Jahr Mieter des Grundstücks sein soll, so 
genießt der Käufer keinen Mieterschutz. 
KG.: DR. 1942, 1094 Nr. 5

Eine vor dem 30. Nov. 1936 in einem 
Optionsrecht festgesetzte Mietzinserhöhung 
verstößt gegen das Preiserhöhungsverboh 
aber nicht eine solche in einem Vertrag auf 
Vertragsverlängerung mit einseitigem Kün­
digungsrecht des Mieters. KG.: DR. 1942, 
1094 Nr. 6

Gegen die Forderung des Mieters auf 
Umzugskostenersatz kann der Vermieter 
mit einer Schadensersatzforderung wegen 
Verzuges des Mieters bei der Räumung 
aufrechnen. KG.: DR. 1942, 1094 Nr. 7

Das MEA. darf einen Antrag auf Fest­
setzung der Friedensmiete weder mit der 
Begründung zurückweisen, daß das Verhal­
ten des Antragstellers auf Verschleppung 
hinauslaufe und gegen einen Leitgedanken 
der Beschleunigung verstoße, noch mit der 
Begründung, daß der Zweck des Antrags 
nicht erkennbar sei. KG.: DR. 1942, 1095 
Nr. 8

Bei der Prüfung, ob die Entscheidung des 
MEA. auf einer den BeschwF. beschweren­
den Gesetzesverletzung beruht, welche die 
Aufhebung der angefochtenen Ei.+scheidung 
rechtfertigt, darf die Beschwerdestelle neues 
Vorbringen der Beteiligten, auch soweit es 
nur den früheren Vortrag ergänzt, nicht be­
rücksichtigen. KG.: DR. 1942, 1095 Nr. 9

Der Umstand, daß von mehreren gemein­
schaftlichen Mietern der Wohnung oder der 
Tauschwohnung — insbesondere Eheleuten 
auch nach der Scheidung — nur einer tau­
schen w ill, der andere aber dem Tausch 
widerspricht, kann einen wichtigen Grund 
für die Versagung der Einwilligung des 
Vermieters zum Wohnungstausche nach § 1 
der 5. AusfVO. zur KündSchVO. v. 14. Au°r. 
1940 bilden. KG.: DR. 1942, 1095 Nr. 10

Das MEA. und die Beschwerdestelle dür­
fen das Verfahren auf Ersetzung der Ein­
willigung des Vermieters in den Wohnungs­
tausch auch dann nicht aussetzen, wenn der 
Vermieter die Einwilligung wegen Eigen­
bedarfs verweigert und bereits eine Klage 
des Vermieters auf Aufhebung des Miet­
verhältnisses beim ordentlichen Gericht an­
hängig ist. KG.: DR. 1942, 1096 Nr. 11

Das MEA. kann die Erlaubnis des Ver­
mieters zur Untervermietung von Räumen 
eines Gebäudes ersetzen, das auf einem 
dem Mieter zu einem Gewerbebetrieb ver­
mieteten Grundstück errichtet worden ist, 
auch wenn das Gebäude Eigentum des Mie­
ters ist. KG.: DR. 1942, 1097 Nr. 12

Der Umstand, daß von mehreren Mietern 
einer Wohnung, insbesondere geschiedenen 
Eheleuten, nur einer untervermieten will, 
der andere aber der Untervermietung 
widerspricht, kann dem Vermieter beim 
Vorliegen besonderer Umstände einen wich­
tigen Grund geben, die Erlaubnis zur Un­
tervermietung zu verweigern. KG.: DR. 
1942, 1097 Nr. 13

Ein Urteil auf Überlassung von Räumen 
die Luftschutzraum geworden sind, ist nicht 
nach § 888 ZPO., sondern nach §§ 885, 893 
ZPO. zu vollstrecken. KG.: DR. 1942, 1098 
Nr. 14

Verfahren
§ 114 ZPO.; § 7 VO. v. 4. März 1941. 

Schutzangehörigen des Deutschen Reichs 
ist das Armenrecht nur zu bewilligen, wenn 
die Prozeßführung im öffentlichen Interesse 
liegt. OLG. Düsseldorf: DR. 1942, 1098 
Nr. 15

§ 115 ZPO. Keine grundsätzlichen Beden­
ken gegen Bewilligung des Armenrechts 
auch noch nach Rechtskraft des Urteils mit 
rückwirkender Kraft, falls es rechtzeitig be­
antragt war. Rückbeziehung auf einen frü­
heren Tag als den des Einganges des An­
trages ist allerdings nicht möglich. OLG. 
Celle: DR. 1942, 1098 Nr. 16 (Gaedeke)

§§ 1, 4 ArmAnwG. Reichskasse wie A r­
menanwalt können innerhalb angemessener 
Frist eine nach erfolgter Gebührenfestset­
zung eingetretene Änderung der Rspr. zur 
Begründung der Anfechtung dieser Fest­
setzung so lange heranziehen, als die Fest­
setzung nicht als endgültig anzusehen ist. 
Für die Reichskasse wird dabei eine Frist 
von 4 Monaten als noch innerhalb der 
Grenzen einer Nachprüfung im ordnungs­
mäßigen Geschäftsgang zu gelten haben. 
KG.: DR. 1942, 1099 Nr. 17

§ 14 RAGebO. Verhandlungstermin i. S. 
des §14 RAGebO. ist der erste Termin, in 
welchem der Prozeßbevollmächtigte er­
schienen ist.

An Stelle der Zustellung eines Schriftsat­
zes durch den Anwalt genügt es, wenn er 
dem Gericht einen Schriftsatz einreicht und 
dieses ihn an die Gegenpartei weiterleitet 
oder ihr wenigstens von dem Inhalt Kennt­
nis gibt mit der Aufforderung, dazu Stel­
lung zu nehmen. KG.: DR. 1942, 1099 
Nr. 18

§§ 4, 77, 79 Ziff. 1 GKG.; §30 KostVeri.
Die Heranziehung eines mithaftenden Ge­

samtschuldners bei erledigtem Verfahren 
erfolgt durch den Kostenbeamten erster In­
stanz. Über die Erinnerung hiergegen ent­
scheidet das Prozeßgericht derjenigen In­
stanz, um deren Kosten es sich handelt.

Der nur aus § 77 GKG. gesamtschuld­
nerisch haftende Schuldner kann sich ge­
genüber der Heranziehung zur Gesamthaft 
wegen der Kostenschuld eines mithaftenden 
Schuldners auf die Erstschuldnerhaftung 
der Gegenpartei dann und insoweit nicht 
berufen, als auch der mithaftende Schuld­
ner die Gegenpartei nicht auf die Erst­
schuldnerhaftung verweisen kann. KG.: DR. 
1942, 1100 Nr. 19

§ 79 Ziff. 1 GKG. Die Entscheidungs­
schuldnerhaftung aus'§ 79 Ziff. 1 GKG. setzt 
weder Rechtskraft noch vorläufige Voll­
streckbarkeit des Titels, auf welchem die 
Kostenhaftung beruht, voraus. KG.: DR. 
1942, 1101 Nr. 20

(Fortsetzung Seite 10)
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M erken  Sie sich vor! Ende August erscheint die neue, II. Auflage d. Fachbuches:

Preisbildung und Preisüberwachung bei Grundstücken
Das P re issto p p rech f fü r G ru rd s tü cke
von Dr. Fritz Scheuermann, Rechtsanw. v Notar in Berlin 
Abgeschlossen Ende Juli 1942. 184 S. P' is kart. RM.7.20 

„ n i e  G r u n d s r f t t c f l « s - W « r * e ‘*
Berlm-Charl. 2, Hardenbergstr. 13. Fernsprecher: 310802 / Postscheck: 28675 
Fach verlag für Rechts- u. Wirtschaftsfragen des Haus- und Grundbesitzes

Erschöpfende Auskunft
über jede Person allerorts diskret, zu­
verlässig, reell. Dienstleistungsprinzip.
Priuat-fluskunftei Marianne fiandsom
BERLIN W1S, 92 25 78, Knesebeckstr. 54

Opfert für ÖQöfiijlö!

W ir kaufen zurück:
D eu tsch es R ech t, Ausgabe A,
Hefte 3, 6, 7, 8 von 1940; Hefte 4, 
5, 7, 9, 44, 45/46, 49, 50 von 19« ; 
Hefte 4, 8 u. 9 von 1942, 5/6 von 
1939 der alten Ausgabe (im roten 
Umschläge). Preis je Heft 75 Pfg. 

Zusendungen erbeten an:
Deutscher Rechtsverlag

G. m. b. H.
Zweigniederlass. Leipzig, Inselstr. 10.

Mit dem Cert it  ̂
S i c h e r h e i t s -  

V e r s c h lu s s

V&ümgjgeóef&cfiaflcH de* 

<M:S. (Recht* waU’i&ißuud e* fih

B E R U F S H A F T P F L I C H T ­

V E R S I C H E R U N G  G E G E N  

V E R M Ö G E N S S C H Ä D E N

S T E R B E G E L D ­

V E R S I C H E R U N G

In zw eiter Auflage liegt vor:

Deutfdie Rcrhfsggfdiichto 
und ftcutfdies Reditsftcnhen

Heft 6 der Schriftenreihe „Rechtspflege und Verwaltung“  
Von Prof. Dr. Johann von Leers

179 Selten RM kart. 2.40

„Das von seinem Verfasser als Leitfaden gedachte Werk ist trotz 
der knappen Zusammenfassung des Stoffes mehr als nur ein Leit­
faden. M it gutem Erfolg w ird der Versuch unternommen, vom Blick­
punkt der nationalsozialistischen Weltanschauung den Ablauf der 
Ereignisse zu sehen, zu werten und verständlich zu machen. — Das 
Werk verdient, nicht nur zum Studium des jungen Rechtswahrers 
erarbeitet, sondern darüber hinaus unter den Rechtswahrern der 
Praxis sowohl wie allen politisch interessierten Volksgenossen über­
haupt, weite Verbreitung zu finden."

StA. D r. Ehrhardt in  „Deutsches Strafrecht“  7/8 1941

Zu beziehen durch den Buchhandel oder direkt vom Verlag

Deutscher Rechtsverlag G. m. b. H., Berlin /Leipzig /  Wien
Berlin W  35, Hildebrandsiralie 8

Auslieferung für Alpen- und Donaugaue, Sudetenland: 
Deutscher Rechtsverlag G. m. b. H., Wien I, Riemergasse 1

[© ru t ím u ff ic r j
J n h .fja n s  Reifte

Handelsregisterlich eingetragen. Berlin(̂ ^ ¿ M a r t in c-Lurther 11 ¡
Seit 43 Jahren volkstümlich bekannt f. Spitzenleistungen in unauffäll. 
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Achtung!
An alle Verfrachter!

D I E  R E I C H S B A H N  G I B T  B E K A N N T :

B e t r i f f t :  Beste A u sn u tzu n g  des Güterwagenraumes.

Restlose Ausnutzung des verfügbaren Güterwagenraumes ¡st 
heute von allen Verfrachtern anzustreben! Die Abmessungen 
der Güterwagen sind bei der Vorbereitung des Beladens von 
vornherein zu berücksichtigen. H ier h ilf t  das M erkblatt: 

„Maße der Reichsbahn-Güterwagcn,\
Sperrige und empfindliche Güter werden durch Einbauten aus 
Abfallholz fcstgelegt. Das Fassungsvermögen offener Wagen 
für leichte Güter wird durch Aufborden der Wagenwände 
erhöht. Stützhölzer zur Befestigung des Ladegutes sind in 
ausreichender Menge bereitzuhalten. Die Güterabfertigungen 
geben gerne praktische Ratschläge für raumsparende und 
sichere Verladeweise. Alle müssen Zusammenarbeiten, denn:

R ä d e r  müssen ro l le n  fü r  den Sieg!
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Es mar ein langer Marsch und doch k lingt 
das L ied noch frisch und fröhlich.

Peter: „W arum singst D u nicht mit, 
dann tippelt man wieder leichter."

Paul: „A ber wenn der Hals rauh und 
trocken ist com Staub . . .

Peter: . dann nimmt man Wybert.
M utter schickt sie noch, obwohl sie daheim 
ra r geworden sind. Und schon wenig 
Wybert w irken Diel."
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so muß vor allem die Schreibma­
schine in Ordnung sein. Achten 
Sie darauf, daß die wichtiger» 
Teile(Farbbandumschaltung, Band­
transport, Walzen usw.) stets ein­
wandfrei arbeiten. Sie schreiben 
dann noch länger mit dem färb- 
konzentrierten und dadurch be­
sonders ergiebigen Farbband •

E D E L K L A S S E

GE H A - WE R K E - H A N N OV E R

T ra u m a p la s t

Vas feilende 
W andpilaster

In allen Apotheken u. Drogerien
<~€arC JZCcwvfi, täonn a.&fvn.



DEUTSCHES RECHT
W O C H E N A U S G A B E

Herausgegeben vom Reichsiührer NSRB. Reichsminister Dr. Hans Frank
unter Mitwirkung der ReichsgruppenWalter des NSRB.

Richter und Staatsanwälte: 
Dr. Geffroy  
Rechtsanwälte:
Dr. Droege

Rechtspfleger:
Singer
Notare:

Wolpers
v

V erwaltungsrechts wahrer 
Dr. Stuckart 
Hochschullehrer: 

Dr. W alz

' Wirtschaftsrechtswahrer : 
Dr. M önckmeier  
Junge Rechtswahrer: 

B ill ig

Heft 31 12. Jahrgang 1. August 1942

Die Bedeutung und Verbreitung des Magdeburger Rechtes im Osten
Von Universitätsprofessor Dr. jur. T h e o d o r  Q o e r l i t z ,

Direktor des Instituts zur Erforschung des Magdeburger Stadtrechts

An der Mittelelbe und der Saale hat in staufischer Zeit 
die Wiedereindeutschung des inneren Ostraumes ihren 
Anfang genommen. Das Äusgangsgebiet der Ostwande­
rung hat in den gleichen Jahrhunderten aus altem ost- 
fälischen Gewohnheitsrechte die bedeutendsten deutschen 
Rechtsschöpfungen hervorgebracht. Zwischen Saale und 
Elbe war um die Mitte des .12. Jahrhunderts im Lande 
Cöthen, dem um 1100 noch stark wendischen Gau Seri- 
munt, ein zugezogenes sächsisches Geschlecht auf dem 
ursprünglich großen, mit Fischteichen ausgestatteten Gute 
im Ostteile des Dorfes Repgow bei Aken (Elbe) seßhaft, 
und seine drei Mitglieder, von denen eins den Namen 
Eico (Eckehard) trug und wohl Vorfahre des berühmten 
anhaitischen Schöffen war, hatten 1159 durch Hergabe 
von I 1/2 Hufen die Freiheit ihres Besitzes vom Magde­
burger Kirchenzehnten herbeigeführt1). In dieser halb­
wendischen Gegend schrieb um 1220 und ergänzte gegen 
1230 den Sachsenspiegel der-jüngere Eike vom Repgow, 
der nach einer Urkunde v. 15. Okt. 1233 damals, offen­
bar wegen seiner Rechtskenntnis, an der Gerichtssitzung 
bei der Sülzebrücke in Salbke, jetzt einem Teil von 
Magdeburg, teilnahm und auch dadurch in Beziehung zu 
Magdeburg stand, daß dort seine Geschlechtsgenossin 
Salome und ihr Sohn Albrecht bis 1227 einen Hof als 
Lehen des Dompropstes innehatten1 2). Eike stellte im 
Sachsenspiegel das Recht der freien Bauern und der 
ritterlichen Lehnsleute dar. Begreiflicherweise gedachte 
er auch des Sonderrechtes der Wenden und widmete den 
Bedürfnissen der neuen Siedler, zu dene,n. in Aken und 
der sonstigen Umgebung seiner Heimat die der Wasser­
wirtschaft kundigen Holländer zählten, besondere Auf­
merksamkeit.

Schon vorher hatte auf die Verhältnisse am rechten 
Ufer von Elbe und Saale in Magdeburg, der Hauptstadt 
des deutschen Ostens im frühen Mittelalter, der Albert 
Brackmanns gleichnamiges W erk3 *)) gewidmet ist, der 
Freund Friedrich Rotbarts, Erzbischof Wichmann (1152 
bis 1192), gleich groß als Kolonisator und Gesetzgeber, 
sein Augenmerk gerichtet. Das Magdeburger Stadtrecht 
war als Recht der Stadtbewohner wie später der Sachsen­
spiegel aus der Quelle des ostfälischen Gewohnheits­
rechtes hervorgegangen, wies aber manchen Formalismus 
auf und enthielt namentlich im Rechtsgang die vare, die

1) F. W inter, „E iko  von . Repgow und der Sachsenspiegel“ , in 
„Forschungen zur Deutschen Geschichte“ , 14. Bd., Göttingen 1874, 
S. 305 f., 308 f. u. 312 Anm. 1.

2) Gustav Hertel, „Urkundenbuch der Stadt Magdeburg“ , l.B d ., 
Halle 1892, S. 44 Nr. 88.

») Leipzig 1937.

gefährliche Regelung, daß wegen Nichteinhaltung von 
Förmlichkeiten, vor allem bei der Rede und Eidesleistung, 
das Gewedde an den Richter zu zahlen sei. Die nieder­
ländischen Ortschaften gegenüber, stromauf und stromab 
von Magdeburg und auf dem Fläming, dem Zugangs­
wege von der Mittelelbe nach dem Osten, brauchten jedoch 
ein vom Formalismus befreites Magdeburger Recht. 
Wichmann trug den Anforderungen des Neulandes Rech­
nung. Als 1158 auf dem rechten Elbufer gegenüber dem 
Dom die Siedlung Cracau, der Brückenkopf des Flußüber­
gangs, jetzt zur Stadt Magdeburg gehörig, vom Dom­
propst mit Holländern besetzt wurde, erteilte Wichmann 
unter den Vorrechten auch die Befreiung von der vare, 
und als die Flamenstadt Jüterbog auf dem Fläming am 
29. April 1174 Magdeburger Stadtrecht erhielt, beseitigte 
er in diesem Rechte für Jüterbog die Geltung der vare. 
Nachdem Wichmann 1176 in Magdeburg beim Alten 
Markte (jetzt Spiegelbrücke 1—3) den Burger und an­
deren überelbischen Kaufleuten „das Kaufhaus von Burg“  
für den Verkauf von Tüchern überlassen hatte, gestaltete 
er nach dem Magdeburger Stadtbrande v. 4. Juni 1188 
durch Privileg das Stadtrecht auf dem Gebiete der Schuld­
verhältnisse beweglicher und schaffte hierbei für Streitig­
keiten dieser Art die vare dauernd ab. Bei der Abfassung 
dieses Privilegs wirkten, wie die Zeugenreihe ergibt, die 
Magdeburger Schöffen mit, die sich der Pflege des 
Magdeburger Rechtes in den kommenden Jahrhunderten 
widmeten und mit denen, wenn auch urkundliche Belege 
nicht überliefert sind, gewiß Eike von Repgow Füh­
lung hatte.

Vielleicht in noch höherem Maße, als das Wirken von 
Wichmann und die Magdeburger Rechtsübung auf den 
Sachsenspiegel Einfluß hatten, gewann dieses Rechts- 
buch, mochte es auch für die Bauern und ritterlichen 
Lehnsleute geschrieben sein, Bedeutung für die Entwick­
lung des Magdeburger Stadtrechts. Das Ansehen von 
Eikes Werk bei den Magdeburger Schöffen hatte zur 
Folge, daß die große Magdeburger Rechtsweisung von 
1261 für Breslau in der zweiten Hälfte fast nur Bestim­
mungen des Sachsenspiegels enthielt und auch das nach 
dieser Rechtsmitteilung entstandene Rechtsbuch „Magde­
burger Schöffenrecht“  sich vielfach an ihn anlehnte. So 
wurde das Magdeburger Stadtrecht, wie Richard Schrö­
der1) zutreffend bemerkte, zur reinsten stadtrechtlichen 
Umbildung des Sachsenspiegels. Die enge Verwandtschaft 
von Sachsenspiegel und Magdeburger Stadtrecht, die 
Gleichrichtung des Landrechtes und Stadtrechtes, gab 
beiden Rechten besondere Eignung als Ostrecht, öffnete

*) „Deutsche Rechtsgeschichte“ , ö. Aufl., S. 741.
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ihnen dagegen nicht in einheitlichem Ausmaße den Weg 
nach dem Westen. Hier boten sich anders als imi weiten 
kulturarmen Osten zwar nicht für den Sachsenspiegel, 
dem der .Westen kein Landrechtsbuch entgegensteltte, 
wohl aber für das Magdeburger Stadtrecht in anderen 
Stadtrechten Hindernisse. Vor allem war-die aus, einem 
fränkischen Königshofe erwachsene freie Reichsstadt 
G o s l a r ,  wo fränkisches und ostfälisches Recht sich 
vereinigten und namentlich das fränkische eheliche Güter­
recht mit der Gütergemeinschaft von Mann und Frau und 
das fränkische gegenseitige Erbrecht der Ehegatten dem 
abweichenden ostfälischen Rechte erfolgreich widerstan­
den, ein starker Gegner von Magdeburg. Nicht zuletzt 
wirkten die fränkischen Bergleute auf die Verbreitung 
Goslarer Rechtes nach den Städten des Nord- und Ost­
harzes, vor allem nach Wernigerode und den Magde­
burg nahen Städten Halberstadt, Aschersleben und Qued­
linburg, die ständig dem Goslarer Rechtskreise angehör­
ten und nur vereinzelt in späterer Zeit Rechtsauskunft 
namentlich in Strafsachen beim1 Magdeburger Schöffen­
stuhle einholten. Jedoch gewann das Goslarer Recht 
nicht allein die Harzstädte, sondern drang über Nord­
hausen nach Mühlhausen und von hier auch in das weitere 
Thüringer Becken ein, von wo es bis nach Altenburg 
und Zwickau ausstrahlte. Neben Goslar bildete auch 
B r a u n s c h w e i g  mit seinem' Rechtskreis ein Hindernis 
für die Verbreitung des Magdeburger Rechtes im Westen, 
allerdings ohne zu verhindern, daß Helmstedt Sprüche 
der Magdeburger Schöffen einholte. Auf Goslar und 
Braunschweig ist es zurückzuführen, daß Naumburg, 
Merseburg, Eisleben und Neuhaldensleben bereits die 
Westgrenze des Magdeburger Rechtes kennzeichneten.

Im Gegensatz zum Westen zeigte sich im Osten für 
das Magdeburger Recht kein Wettbewerb anderer deut­
scher Stadtrechte. Gewiß, auch ein norddeutsches und 
ein süddeutsches Stadtrecht, das L ü b i s c h e und das 
N ü r n b e r g e r  Re c h t ,  drangen nach Osten vor, aber 
das Recht von Lübeck, für Seestädte durch seine handels- 
und schiffahrtsrechtlichen Bestimmungen besonders ge­
eignet, faßte nur im Ostseeraume Fuß, mußte aber auch 
hier bedeutende Seestädte wie die Altstadt Stettin, Danzig 
und Königsberg dem Magdeburger Recht überlassen, 
und das Nürnberger Recht gelangte wohl über Eger nach 
Böhmen und setzte sich in der Altstadt Prag fest, doch 
galt auf der Prager Kleinseite Magdeburger Recht. Kein 
deutsches Stadtrecht machte aber die Basis der Elbe und 
Saale dem Magdeburger Recht streitig, so daß vor ihm 
der gesamte innere Ostraum offen lag, der sich nach 
Osten immer mehr erweiterte. Dem ostfälischen Grenz­
gebiete mit dem hochstehenden Magdeburger und Sachsen­
spiegelrechte befand sich, von den niederländischen Sied­
lungen abgesehen, slawisches Land gegenüber, das seit 
der Abwanderung der germanischen Bewohner kulturell 
zurückgeblieben und zu keiner nennenswerten Rechts­
bildung gelangt war. Vor allem fehlte die deutsche 
Rechtsschöpfung, die Stadtgemeinde mit eigener Verwal­
tung und Gerichtsbarkeit, hier vollkommen. Den mittel­
deutschen Gewerbetreibenden, die als Kaufleute oder 
Handwerker nach dem Osten zogen, mußte die mächtige 
Grenz- und Osthandelsstadt Magdeburg mit ihrer vom 
Erzbistum begünstigten Verwaltung und der eigenen 
Schöffenbank, m it dem1 ausgebildeten Innungswesen und 
dem schon unter Wichmann im Osten bewährte® Rechte 
als leuchtendes Vorbild für künftige Stadtgründungen er­
scheinen. Die Eigenart der Magdeburger Schöffenbank, 
einer Genossenschaft von Erbschöffen, deren lebensläng­
liche Sitze vom Vater auf den Sohn übergingen, führte 
naturgemäß zu reicher Rechtserfahrung und besonderem 
Ansehen der Schöffen, deren Bereitwilligkeit, Rechts- 
belehrungen nach auswärts zu erteilen, die Annahme des 
Magdeburger Rechtes empfahl. Die Ostwanderung, her­
vorgerufen durch das Streben nach der eigenen großen 
Siedlungshufe und der unbeschränkten persönlichen Frei­
heit sowie durch den günstigen Stand der Gewerbeaus­
sichten im Osten, brachte daher als deutsches Kulturgut 
für den Stadtbewohner das Magdeburger Recht und bald 
auch für den Bauern den Sachsenspiegel mit.

Etwa gleichzeitig wie elbabwärts in die Altmark, wo 
S t e n d a l  1151 zur Tochterstadt von Magdeburg wurde, 
gelangte das Magdeburger Recht auf der alten Salzstraße

nach H a l l e  und gewann von dort die Mark Meißen, 
in der L e i p z i g 1182 dieses Recht erhielt. Aus der 
Mark Meißen brachten die Ostwanderer auf der Niederen 
und Hohen Straße, die beide von Leipzig, ausgingen, das 
Magdeburger Recht nach der Oberlausitz und Schlesien. 
Hier entwickelte sich ein Mustergebiet Magdeburger 
Rechtes, in dem G ö r l i t z  und Br  es l au  »bedeutende 
Magdeburger Rechtsweisungen 1261, ¡1295 und 1304 er- 
hieltenumd Einzelfälle in solcher Zahl! durch- den Magde­
burger Oberhof entscheiden ließen, daß noch hfetite die 
Archive von Görlitz und Breslau die größten Bestände 
an Magdeburger Schöffensprüchen aufweisen1. Görlitz 
wurde Tochteroberhof Magdeburger Rechtes für die 
Oberlausitz, Breslau für Schlesien. Von Schlesien pflanzte 
sich das Magdeburger Recht nach dem Wartheland 
( Posen 1253) und nach Kleinpolen ( K r a k a u  1257) 
fort, während die Altmark das Magdeburger Recht an 
die Mark Brandenburg und Pommern weitergab. Während 
im allgemeinen vor Einholung eines Magdeburger Schöf­
fenspruches die beiden Streitteile je einen Gulden beim 
Gerichte der Heimat einzahlten und der obsiegende Teil 
seinen Gulden zurückerhielt, schloß die A l t s t a d t  S t e t ­
t i n  1509 einen Dauervertrag mit den Magdeburger 
Schöffen, wonach die Stadt für deren Oberhoftätigkeit 
jährlich zu Johannis 10 rheinische Gulden zu1 entrichten 
und bei Kündigung des Vertrages einen Betrag von 
200 Gulden zu leisten hatte. Aus dem Ursprungslande, 
dem Erzbistum Magdeburg, übertrug der Deutsche Orden 
das Magdeburger Recht durch die Kulmer Handfeste von 
1232 nach Preußen und der Elbhandel über Leitmeritz 
(spätestens 1282) nach großen Teilen von Böhmen. 
K u l m ,  T h o r n  und L e i t m e r i t z  waren die Tochter- 
oberhöfe. Ganz Polen und Litauen waren Geltungsgebiet 
dieses Rechtes, das auch in Ungarn durch die O f e n e r  
Statuten um 1410 Fuß faßte. Von Polen g riff das Magde­
burger Recht auf das sog. Grenzland, die Ukraine, über. 
Während Krakau Oberhof für die kleinpolnischen Städte 
Magdeburger Rechtes wurde, nahm L e m b e r g  die Stel­
lung des Oberhofes für die reußischen Städte Magde­
burger Rechtes in der Westukraine ein, die sich bis zum 
Dnjepr erstreckte. Auch Krakau und Lemberg hatten wie 
die Städte in Groß-Deutschland unmittelbare Verbindung 
mit dem Magdeburger Schöffenstuhle. Beweis hierfür 
sind die Originale Magdeburger Schöffensprüche in Krakau 
und die Eintragungen in den Rechnungs- und sonstigen 
Stadtbüchern von Lemberg über die Einholung von Sprü­
chen in Magdeburg.

Die Vernichtung der Stadt Magdeburg am 10. Mai 1631, 
als T illy  die Stadt eroberte und Feuer und Schwert das 
Zerstörungswerk durchführten, hatte das Ende des 
Magdeburger Oberhofes zur Folge, traf aber nicht die 
Lebenskraft des Magdeburger Rechtes, dem noch ein 
weiterer Siegeszug beschieden war. Zwar hatte die 
einstige reußische Hauptstadt K i e w  am Dnjepr, dem 
heiligen Flusse der Ukrainer, schon im 15. Jahrhundert 
Magdeburger Recht angenommen und 1514 bestätigt er­
halten, doch die umfassende Rezeption des deutschen 
Rechtes, worunter das Magdeburger Recht und der 
Sachsenspiegel, ergänzt namentlich durch die Peinliche 
Halsgerichtsordnung Karls V., die Constitutio criminalis 
Carolina von 1532, verstanden wurde-, vollzog sich auf 
der Grundlage der polnischen Rechtsliteratur erst nach 
der Errichtung des eigenen ukrainischen Staates, der das 
Kiewer Reich des 13. Jahrhunderts in der links vom 
Dnjepr gelegenen Ostukraiue unter Hinzunahme des 
rechtsufrigen Stadtbezirkes von Kiew erneuerte.

Auf dem Gebiete des ostfälischen Rechtes wurde für 
die Ukraine die polnische Literatur des 16. Jahrhunderts 
ausschlaggebend. Der Krakauer Stadtschreiber Nikolaus 
J a s k i e r  (1535) hatte das Landrecht des Sachsenspiegels 
als Speculum Saxonum und das Magdeburger Stadtrecht 
(Weichbildrecht) als Ius municipale ins Lateinische und 
der Lemberger Syndikus Paul S z c z e r b i c z  (1581) ins 
Polnische übertragen. Zu diesen gedruckten Rechts­
büchern gesellte sich das 1553 ins Lateinische und 1623 
ins Polnische übersetzte Kulmer Recht, dessen Grundlage 
das Magdeburg-Breslauer Stadtrecht von etwa 1380 w ar6).

6) Theodor Ooerlitz, „D ie  Breslauer Rechtsbücher des 14. Jahr­
hunderts“ , in Ztschr. der Savigny-Stiftung für Rechtsgeschichte, 
59. Bd., Germ. Abt., Weimar 1939, S. 136 ff.
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Die größte Verbreitung erlangten aber die von 1558/59 
bis 1760 in zahlreichen Auflagen erschienenen volkstüm­
lichen Handbücher des akademisch gebildeten Schreibers 
am obersten Gerichte Magdeburger Rechtes in Krakau, 
Bartholomäus G r o i c k i , der namentlich in Porządek 
(Ordnung der städtischen Gerichte und Angelegenheiten 
nach Magdeburger Recht) als Magdeburger Recht dieses 
Recht, den Sachsenspiegel und das Kulmer Recht be­
handelte und im Postępek (Verfahren, entnommen den 
kaiserlichen Rechten Karls V.) die Carolina darstellte. 
Als 1648 der Freiheitskampf der ostukrainischen Kosaken 
gegen Polen zum Wiedererstehen des eigenen ukraini­
schen Staates geführt hatte, der 1654 unter Wahrung der 
Selbständigkeit den Schutz des Moskauer Zaren vertrag­
lich erwarb, begann in der Ostukraine die Aufnahme des 
Magdeburger und sonstigen deutschen Rechtes, das 
namentlich die Werke von Groicki darboten. Anders als 
in der Westukraine, wo die deutschen Rechtsbücher als 
Partikularrecht nur in den mit deutschem Rechte be- 
widmeien Städten und Dörfern angewandt wurden, er­
hielten in der selbständigen Ostukraine die Rechtsbücher 
die Stellung eines allgemein gültigen Rechtes für das 
ganze Staatsgebiet und waren daher bei sämtlichen Ge­
richten vom Dorfgericht bis einschließlich zum obersten 
Generalgericht im Gebrauch, was zur Folge hatte, daß 
ihr Recht nicht als fremdes, sondern als ureigenes, 
nationales ukrainisches oder nach russischer Bezeichnung 
„kleinrussisches“  Recht empfunden wurde. Im Gegensatz^ 
zum Eindringen des römischen Rechtes in Deutschland 
lag eine Rezeption des durch Sachsenspiegel und Kulmer 
Recht ergänzten Magdeburger Rechtes sowie der Caro­
lina „in  complexu“  vor. Allerdings wurden die Strafen 
der Carolina vielfach zeitgemäß geändert, wobei auch 
Fälle der bedingten Verurteilung schon seit 1697 auf- 
traien6). Der Postępek des Groicki bereitete auch den 
Weg in die Ukraine den Werken des Leipziger Krimina­
listen Benedikt Carpzov, von denen der Kiewer Magistrat 
Iurisprudentia (1638), Practicae rerum criminalium (1646) 
und Processus iuris (1657) besaß und anwandte.

Die Kodifikation der „kleinrussischen Gesetze“  von 
1728—1743, wodurch die bisher gewohnheitsrechtliche 
Geltung des Magdeburger und sonstigen deutschen Rechtes 
in Gesetzesrecht gleicher Art umgewandelt werden sollte, 
blieb Entwurf. Es bestand daher die alte Rechtslage un­
verändert fort, bis das gesamte deutsche Recht dem 
Russifizierungsbestreben des Ukas v. 30. Okt. 1831 zum 
Opfer fiel. Zuletzt wurde der Ukas 1834 in Kiew durch­
geführt, wo noch eine Säule an die Zeit des Magde­
burger Rechtes erinnert, das-mach der Auffassung ukrai­
nischer Gelehrter aus großen Dörfern ihres Vaterlandes 
europäische Städte mit einem blühenden Gewerbestande 
gemacht und weitere den Ukas von 1831 überdauernde 
günstige Folgen hervorgerufen hat.

e) Andrij Jakowliw, „Das deutsche Recht in der Ukraine“ , Leip­
zig 1942, S. 112.

So wurde das Magdeburger Recht, wie Walter M ö l ­
l e n b e r g 7 * * 2) zutreffend bemerkte, der Inbegriff und Aus­
druck deutscher Kultur überhaupt. Es verband in dieser 
Eigenschaft die Länder von der Elbe und Saale bis nach 
Litauen und den ostukrainischen Bezirken Tschernigow 
und Poltawa und ordnete viele Jahrhunderte hindurch 
einen gewaltigen e i n h e i t l i c h e n  R e c h t s r a u m ,  der 
unter deutscher Führung nicht nur dem Handel, sondern 
auch westeuropäischer Gesittung erschlossen war. Rechts­
mitteilungen und Sprüche des Magdeburger Schöffen­
stuhles ergingen auf Ersuchen bis nach dem ukrainischen 
Galizien (Lemberg), und Weichbild und Sachsenspiegel 
hatten als Magdeburger Recht in' der Ostukraine Geltung. 
Die Flerrschaft dieses Rechtes schied Europa von der 
Moskauer Unkultur.

Die Denkmäler Magdeburger Rechtes sind in Magde­
burg mit der Vernichtung von Schöffenarchiv und Stadt­
archiv am 10. Mai 1631 zugrunde gegangen, jedoch noch 
in den Urteilen überliefert, die von deutschen, polnischen, 
litauischen, böhmischen, mährischen, ungarischen und 
ukrainischen Archiven verwahrt werden. Schon der Ver­
fasser des Preußischen Allgemeinen Landrechtes, S v a r ez, 
hat Magdeburger Sprüchen volkstümliche Rechtsgrund­
sätze für die Gesetzgebungsarbeit zu entnehmen gewußt.

Das I n s t i t u t  zu r  E r f o r s c h u n g  des M a g d e ­
b u r g e r  S t a d t r e c h t s ,  dessen Entstehen dem Magde­
burger Oberbürgermeister Dr. Markmann, selbst einem 
eifrigen Schriftsteller auf dem Gebiete des deutschen 
Stadtrechts, zu verdanken ist, wird bei Beendigung seines 
Aufbaues in Photokopien alle einst vom Magdeburger 
Schöffenstuhl nach Deutschland und den östlichen Nach­
barländern ergangenen Magdeburger Sprüche vereinigen 
und so in Magdeburg das Archiv des Schöffenstuhles 
wiederherstellen. Auswärtige Mitarbeiter sind im General­
gouvernement und in der Ukraine tätig. Vor allem! aber 
veröffentlicht das Institut die Magdeburger Sprüche mit 
wissenschaftlicher Erläuterung, eingeteilt nach den ein­
zelnen Ländern: 1940 sind als erster Band die 120 Magde­
burger Schöffensprüche und Rechtsmitteilungen für die 
schlesische Stadt S c h w e i d n i t z ,  bearbeitet von Go e r -  
I i t z  und G a n t z e r ,  im Verlag W. Kohlhammer in 
Stuttgart erschienen. 1942 sollen zwei weitere Bände 
folgen, von denen der eine den Magdeburger Sprüchen 
für den Oberhof L e i t m e r i t z ,  bearbeitet von Prof. 
Dr. W e i z s ä c k e r  in Wien, der andere den Sprüchen 
für Posen  und andere Städte des W a r t h e l a n d e s ,  
bearbeitet von G o e r l i t z ,  gewidmet ist. Beide Bände 
zeigen für viele Jahrhunderte die umfassende deutsche 
Rechtskultur in diesen Gebieten und rechtfertigen ebenso 
deren Zugehörigkeit zu Großdeutschland, wie fernere 
Bände aus der Verbreitung deutscher Rechts- und wei­
terer Kultur die geschichtliche Berufung des Reiches zur 
Gestaltung von großen Teilen des Ostraumes ergeben 
werden.

7) „E ike von Repgow und seine Zeit, Recht, Geist und Kultur
des deutschen Mittelalters“ , Burg b. Magdeburg 1934, S. 85.

Die Verordnung über die Preisüberwachung und die Rechtsfolgen 
bei Preisverstößen im Grundstücksverkehr v. 7. Juli 1942 (RGBl. 1,451)

Von Landgerichtsrat Dr. F r i e m a n n ,  Referent beim Reichskommissar für die Preisbildung

Die VO. v. 7. Juli 1942 hat eine der umstrittensten Fragen 
des Grundstückspreisrechts beantwortet. Über die Gültig­
keit der unter Verletzung des Preiserhöhungsverbots ge­
schlossenen Grundstückskaufverträge gab es bislang be­
kanntlich zwei Ansichten, von denen die eine im Anschluß 
an die schon im letzten Kriege entwickelte Höchstpreis­
rechtsprechung1) den Vertrag als zum zulässigen Preise 
gültig geschlossen ansah, während die andere ihn als nichtig 
bezeichnete2). Neben dieser rein zivilrechtlichen Kontro­
verse bestand eine andere ins öffentliche Recht hineinrei­

1) RO.: DR. 1939, 2105.
2) Ober die Streitfrage vgl. Oeh l s c h l ä ge r :  DNotZ. 1941, 278,

chende darüber, ob solch ein Vertrag durch die zuständige 
Behörde für verbindlich erklärt werden könne, ob also der 
sogenannte Erfüllungszwang statthaft sei. Die zunächst 
schwankende Rechtsprechung 3) hat sich schließlich auf die 
Urteile des RG. v. 30. Jan. und 29. Nov. 19414) hin über­
wiegend für die N i c h t i g k e i t s t h e o r i e  entschieden 
und die Ausübung des Erfüllungszwangs für unstatthaft

9  Siehe LEHQ  Celle: D I*  1940, 662; OLG. Stettin: DR. 1940, 
1150; OLG. München: DR. 1940, 1306; KG.: DJ. 1941, 7/8 =  DR. 
1941, 2001 ».

i) D(. 1941, 408 =  DR. 1941, 109313 u. 1941, 1121; DJ. 1942, 20
=  DR. 1942, 271 s.
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erklärt. Damit aber war ein Zustand eingetreten, der nach 
einer Lösung durch den Gesetzgeber geradezu schrie. Der 
Grundstücksverkehr hatte sich in zurückliegender Zeit 
durchweg nach den Erlassen des Reichskommissars für die 
Preisbildung ausgerichtet, der einen der reichsgerichtlichen 
Rechtsprechung widersprechenden Standpunkt vertreten 
und den Erfüllungszwang bejaht hatte 5). Die Wirksamkeit 
einer Unzahl damit zweifelhaft gewordener Rechtsge­
schäfte 6) mußte geklärt und darüber hinaus für die Zu­
kunft eine eindeutige Rechtslage geschaffen werden. M it 
der Nichtigkeitstheorie allein konnte es, wie die breite und 
in der Öffentlichkeit lebhaft erörterte Diskussion ergeben 
hatte, sein Bewenden nicht haben. Der Widerstreit zwi­
schen den Belangen der staatlichen Preisüberwachung und 
dem Sicherheitsbedürfnis des Rechtsverkehrs mußte auf 
andere Weise ausgeglichen werden. Das war die dem Ge­
setzgeber gestellte Aufgabe, bei deren Lösung er noch 
einige andere Probleme des Grundstücksrechts, insbeson­
dere das bisher allgemein als unbefriedigend angesehene 
Recht des sogenannten S c h w a r z k a u f s  bereinigt hat.

Vom derzeitigen Stand der Rechtsprechung aus gesehen 
hat die Verordnung die beiden strittigen Punkte, die z i ­
v i l r e c h t l i c h e  W i r k s a m k e i t  des zulässigen 
Rechtsgeschäfts und die ö f f e n t l i c h - r e c h t l i c h e  
B e f u g n i s  z u r  A u s ü b u n g  des E r f ü l l u n g s ­
z w a n g s  sehr unterschiedlich behandelt. Eine Bindung an 
den zulässigen Preis durch die Preisbehörde wird es, wie 
§ 2 der Verordnung und besonders die Nr. 1 des vom Just- 
Min. und Preiskommissar gemeinsam herausgebrachten 
Ausführungserlasses in Übereinstimmung mit dem reichs­
gerichtlichen Urteil vom 29. Nov. 1941 programmatisch 
sagen, künftig nicht mehr geben. Wenn aber im § 2 Abs. 1 
der Verordnung ein preisstopwidriger Grundstückskauf­
vertrag kurzerhand als nichtig bezeichnet wird, so ist das 
nur scheinbar ein ebenso klares Bekenntnis zur reichsge­
richtlichen Rechtsprechung. Denn der Nichtigkeitsgrund­
satz wird in den Abs. 2 und 3 des § 2 vollständig durch­
brochen. Bei jedem stopwidrigen Grundstücksverkaut hat 
der Erwerber die Möglichkeit der Klage auf die Einwilli­
gung des Veräußerers in die Erfüllung des Vertrages zum: 
zulässigen Preise. Jeder Veräußerer muß also künftig mit 
der Möglichkeit einer Herabsetzung des Preises unter 
Äufrechterhaltung des Vertrages rechnen, einer Möglich­
keit, die zwar durchweg recht gering ist, die aber doch 
die Vereinbarung eines von der Preisbehörde noch nicht 
genehmigten Preises zu einem Wagnis für den Veräußerer 
macht.'

Das hat der Gesetzgeber offenbar bewußt im Hinblick 
auf die Änderung des Überwachungsverfahrens in Kauf 
genommen. Von den Vorschriften über das in § 1 der Ver­
ordnung und in dem Ausführungserlaß vom 8. Juli festge­
legte neue Verfahren sind diejenigen am weitaus wichtig­
sten, welche die P r e i s p r ü f u n g  v o r  dem V e r ­
t r a g s s c h l u ß  betreffen. Bislang waren die Preisbehör­
den zwar berechtigt, aber nicht verpflichtet, die Zulässig­
keit eines noch nicht fest vereinbarten Preises rechtswirk­
sam festzustellen. Nunmehr müssen sie einen zur Beur­
kundung reifen Vertragsentwurf so bescheiden, wie den 
Vertrag selbst; sie müssen also abschließend feststellen, 
ob und inwieweit das vorgesehene Entgelt überhöht ist. 
Damit hat die Verordnung den in der Öffentlichkeit wie­
derholt erörterten Vorschlag7), wonach Grundstückskauf­
verträge nur nach vorgängiger Preisprüfung geschlossen 
werden sollten, zwar nicht in vollem Umfang aufgenom­
men, sie hat sich ihm aber weitgehend genähert und den 
Verkehr nachdrücklichst auf das Vorprüfverfahren verwie­
sen. Künftig werden ungeprüfte Preise nur dann noch ver­
einbart werden, wenn den Parteien eine sofortige Bindung 
wichtiger ist als die Sicherheit des Vorbescheids.

Der Geltungsbereich der Verordnung
Die für das ganze Reich, nicht aber für das Protektorat 

und das Generalgouvernement geltende Verordnung be­
trifft nach § 1 alle Verträge, durch die sich jemand ver­
pflichtet, das Eigentum an einem Grundstück gegen Entgelt

5) Erl. v. 16. März 1938 u. 17. März 1941; M ittB l. I Nr. 6 S. 7 u. 
S. 166.

6) Siehe F r i e m a n n :  DR. 1941, 1123..
") Das „Schwarze Korps“  v. 19. Febr. 1942.

zu übertragen. Neben dem Wortlaut des Gesetzes wird sein 
Zweck einen Anhalt dafür geben, wieweit der Kreis der 
darunter fallenden Verträge zu ziehen ist. Für den Grund­
stücksverkehr hat der Gesetzgeber die vom sonstigen Recht 
abweichende Sonderregelung mit Rücksicht auf die das 
Verschulden der Parteien regelmäßig ausschließende Un­
bestimmtheit des Stoppreises und die preispolitisch durch­
weg nicht zu beanstandende Entschließungsfreiheit des 
Verkäufers über die Abgabe zum zulässigen Preise8) ge­
troffen. Bei den anderen Gegenständen, bei welchen die 
gleichen wirtschaftlichen Voraussetzungen vorliegen, hat 
er jedoch von einer gesetzlichen Regelung abgesehen und 
die Entscheidung der Rechtsprechung überlassen. Unter die 
Vorschriften der VO. v. 7. Juli 1942 fallen daher nicht die 
den Grundstücken wirtschaftlich, wohl aber die ihnen 
rechtlich gleichstehenden Gegenstände, also auch die grund- 
stücksgleichen Rechte wie das Bergwerkseigentum, das 
Erbbaurecht und das Stockwerkseigentum. Für deren Ein­
beziehung spricht ihre grundbuchrechtliche Stellung. Die 
Verordnung hat an das Eintragungsverfahren nicht nur 
formelle, sondern auch materielle Folgen geknüpft, die 
eine einheitliche Behandlung aller dem Grundstückseigen­
tum grundbuchmäßig gleichstehenden Rechte geboten er­
scheinen lassen.

Nach den gleichen Gesichtspunkten wird die Frage zu 
beantworten sein, wieweit der Begriff des Eigentums i. S. 
des § 1 der Verordnung einer Auslegung fähig ist. Nach 
wirtschaftlicher Anschauung kommen viele Rechtsgeschäfte 
der Eigentumsübertragung so nahe, daß im Ergebnis kaum 
noch ein Unterschied festzustellen ist. Ein langjähriger 
Pachtvertrag, die Bestellung eines Nießbrauchs, einer 
Kohlenabbaugerechtigkeit9) und andere Vereinbarungen 
dieser A rt lassen ganz ähnliche preisrechtliche Probleme 
entstehen, wie die beim Grundstücksverkauf auftretenden. 
Gleichwohl kann die Verordnung auf solche Verträge nach 
dem klaren Wortlaut des Gesetzes keine Anwendung fin­
den, wie auch die unterschiedlichen Formvorschriften ge­
gen eine Gleichstellung sprechen. Daß fast alle diese Ver­
träge nach den Gesetzen genehmigungspflichtig sind, deren 
Verfahrensvorschriften mit dem Preisprüfungsverfahren ge­
koppelt sind 10 *), hat demgegenüber nichts zu sagen. Die 
Verbindung der Verfahren ist eine überwiegend mecha­
nische, die nicht durch übereinstimmende Gesetzeszwecke, 
sondern nur durch die Identität der entscheidenden Behörde 
geboten war. Von all diesen Verträgen können daher nur 
die unter die Verordnung fallen, die ein dem Eigentum 
gleiches Recht entstehen lassen. Die Bestellung eines Erb­
baurechts muß folgerichtig hierher gehören, weil seine 
Übertragung dem Gesetz unterliegt.

Was schließlich den Begriff des Entgelts angeht, dessen 
Vereinbarung eine Voraussetzung für die Anwendung der 
Verordnung ist, so ist er in der Weise zu verstehen, in der 
die Preisgesetzgebung ihn stets gebraucht. Entgeltlich sind 
daher alle Übergabe- und Erbauseinandersetzungsverträge, 
bei denen die Übernahme der Unterhaltungspflicht oder die 
Entschädigung an den weichenden Erben als Gegenleistung 
für die Eigentumsübertragung angesehen werden müssen. 
Auch der Grundstückstausch ist ein entgeltliches, auf die 
Eigentumsübertragung gerichtetes Rechtsgeschäft, das 
allerdings kaum je zu einer Beanstandung Anlaß geben 
wird. Überhaupt wird der Rechtsverkehr mit dem Problem 
der Entgeltlichkeit unschwer fertig werden, weil in den 
meisten Zweifelsfällen die Preisprüfung ohne weiteres zur 
Aushändigung der Unbedenklichkeitsbescheinigung führen 
wird.

Ungleich schwerer werden dagegen die Fälle zu lösen 
sein, in denen mit der Grundstücksveräußerung ein anderes 
Rechtsgeschäft, beispielsweise der Verkauf von bewirt­
schafteten Rohstoffen, verknüpft ist. Die enge Verbindung 
des Preisprüfungsverfahrens mit den Vorschriften des 
Grundstücksrechts läßt eine Anwendung der Verordnung 
immer dann als geboten erscheinen, wenn der Vertrag der 
Form des § 313 BGB. bedarf11). Praktisch ist damit aber 
für die Grundstückspreisüberwachung wenig gewonnen,

8) Siehe F r i e m a n n :  AkadZ. 1942,177.
9) Siehe KG.: DR. 1939, 447.
10) Die GrdstVerkBek., das WohnsiedlG. und die Grenzsiche- 

rungsVO. (s. § 1 Abs. 2 der VO.).
lx) Oder bedürfte, wenn das BGB. gälte (Donau- und Alpen­

reichsgaue, Sudetengau).
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weil sich in der Regel kaum feststellen lassen wird, welcher 
Teil des Entgelts auf das Grundstück entfällt. Die Preis­
behörden werden daher künftig bei solchen Verträgen stets 
eine eindeutige Festsetzung des Grundstückspreises ver­
langen müssen, um die Grundlage für ihre Entscheidung 
zu bekommen. Wird dann das Entgelt für das Grundstück 
beanstandet, so muß im Streitfall in entsprechender An­
wendung des § 139 BGB. darüber entschieden werden, ob 
die Vorschriften der Verordnung zur Anwendung kommen 
oder ob im Hinblick auf die Geringfügigkeit des Grund­
stücksentgelts im Verhältnis zum ganzen Preis nach den 
allgemeinen Grundsätzen der Höchstpreisrechtsprechung 
zu befinden ist.

Wie sich aus dem Zweck des Gesetzes, das die Grund­
stückspreise unter staatliche Kontrolle stellt, ohne weiteres 
ergibt, ist seine Anwendung trotz des engen Wortlauts 
jedoch nicht auf die unter § 313 BGB. fallenden Verträge 
beschränkt. Vielmehr müssen auch alle anderen Rechtsge­
schäfte von der Verordnung erfaßt werden, durch die das 
Eigentum an einem Grundstück gegen ein Entgelt erworben 
wird. Hierhin gehören beispielsweise die formfreien Ver­
träge 12), durch welche die Rechte aus einem Grundstücks- 
kaufvertrag abgetreten werden. Die für die Abtretung ver­
einbarte Entschädigung steht bei diesen Geschäften dem ■ 
Kaufpreis für das Grundstück gleich, weshalb der Abtre­
tungsvertrag wie der Kaufvertrag von der Preisbehörde 
geprüft werden muß. Das g ilt jedoch nicht für Abtretungen ’ 
des Meistgebots bei der Zwangsversteigerung. Währejid 
im freihändigen Grundstücksverkehr die Unbedenklichkeits­
bescheinigung der Preisbehörde die Vereinbarung eines 
Aufgelds bei der Abtretung nicht verbietet, ist im Verstei­
gerungsverfahren das Aufgeld unzulässig. Dort setzt nach 
der VO. v. 30. Juni 1941 13 *) die Preisbehörde das höchst­
zulässige Gebot und damit den Höchstpreis bei einer Ab­
tretung der Meistgebotsrechte vor der Versteigerung fest. 
Für einen Vertrag, in welchem bei der Abtretung ein Auf­
geld vereinbart worden ist, gelten daher die rechtspoliti­
schen Erwägungen nicht, welche die VO. v. 7. Juli 1942 er­
forderlich gemacht haben “ ). Der Vertrag ist nach allge­
meinen Grundsätzen zum Höchstpreis bindend,, ohne daß 
der Abtretende unter Berufung auf § 2 die Nichtigkeit 
geltend machen könnte.

Nur der schuldrechtliche Vertrag und nicht das Erfül­
lungsgeschäft unterliegt der VO. v. 7. Juli 1942. Die ding­
liche Rechtslage w ird durch das Gesetz immer nur mittel­
bar berührt.

Der beanstandete Vertrag
All die soeben genannten ertrage müssen der Preisbe­

hörde zur Prüfung vorgelegt oder, wie man besser sagen 
sollte, von ihr geprüft werden 15). Auf Grund der Prüfung 
bescheinigt die Behörde die Zulässigkeit des Preises oder 
sie beanstandet ihn unter gleichzeitiger Feststellung des 
geringeren zulässigen; Entgelts16), in der Unbedenklich­
keitsbescheinigung liegt zugleich eine etwa erforderliche 
Ausnahmebewilligung vom Preiserhöhungsverbot, also die! 
Heilung des auf dem Preisverstoß beruhenden Vertrags­
mangels (§ 1 Abs. 3). Auch die Beanstandung erschöpft 
sich nicht in der Feststellung der Unzulässigkeit des Ent­
gelts. Wie sich aus § 1 Abs. 1 und § 2 Abs. 1 ergibt, steht 
der Preisbehörde die; ausschließliche1 Befugnis zur Fest­
stellung des zulässigen Preises zu. Ihre Entscheidung ist 
daher- zur Klärung der Rechtslage erforderlich, die auf 
andere Weise, etwa durch Parteivereinbarung oder Urteil, 
nicht bereinigt werden kann. Damit haben die Entschei­
dungen der Preisbehörden eine genehmigungsähnliche Be­
deutung. Während jedoch bei genehmiglungsbedürftigen 
Verträgen durch den Bescheid ein Zustand schwebender 
Rechtswirksamkeit beendet wird, beseitigt der Bescheid 
der Preisbehörde lediglich die tatsächliche Ungewißheit 
über die Zulässigkeit des Preises.

Nach § 2 Abs. 1 ist der Vertrag nichtig, wenn die Preis­
behörde das vereinbarte Entgelt beanstandet. Das von der

12) Siehe RGZ. 111, 299 ff.
is) RGBl. I, 354.
n ) Siehe Anm. 8.
is) Eine erzwingbare Pflicht zur Vorlage begründet die VO., 

die keinen Pflichtigen bestimmt, keine Frist setzt und keine Strafe 
androht, nicht.

16) Nr. 3 des gemeinsamen Erlasses.

Preisbehörde als zulässig bezeichnte Entgelt g ilt jedoch 
nach Abs. 2 als vereinbart, wenn der Veräußerer sich mit 
ihm einverstanden erklärt oder wenn der Erwerber als 
Eigentümer eingetragen worden ist. In beiden Fällen ist 
der ursprüngliche Vertrag mit der Maßgabe bindend, daß 
der unzulässige durch den zulässigen Preis ersetzt wird. 
Der Vertrag ist somit durch den Bescheid der Preisbe­
hörde nicht nichtig geworden und durch die nachträgliche 
Einverständniserklärung oder Eintragung nicht neu ent­
standen. Er ist vielmehr auch nach der Beanstandung zum 
zulässigen Preis bestehen geblieben, wobei das Gesetz dem 
Veräußerer lediglich das Recht zuerkannt hat, diesen modi­
fizierten Vertrag durch seine Eiklärung vollwirksam wer­
den zu lassen oder ihn zu vernichten. Der Veräußerer hat 
damit eine ähnliche Rechtsstellung wie der unbeschränkt 
geschäftsfähig gewordene Minderjährige, der-den ohne die 
Einwilligung des gesetzlichen Vertreters geschlossenen 
Vertrag nach freier Entschließung genehmigen oder ver­
werfen kann (§ 108 Abs. 3 BGB.). Wenn § 2 Abs. 1 somit 
den beanstandeten Vertrag ais nichtig bezeichnet, so eilt 
die Bestimmung den Ereignissen voraus, weil erst die 
rechtswirksame Verweigerung des Einverständnisses und 
nicht schon die Beanstandung den Vertrag vernichtet. Bis 
zur Entscheidung des Veräußerers sind damit die Parteien 
an den beanstandeten Vertrag wie an ein nach § 108 Abs. 3 
BGB. genehmigungsbedürftiges Rechtsgeschäft gebunden.

Das Gesetz hat dem Veräußerer für die Abgabe seiner 
Erklärung keine Frist gesetzt. Solange er schweigt, ist der 
Vertrag schwebend wirksam. Im Interesse einer schnellen 
Klärung hat die Verordnung jedoch, auch hier dem Vor­
bild des § 108 BGB. folgend, dem Erwerber das Recht ge­
geben, dem Veräußerer eine Monatsfrist zur Erklärung zu 
setzen, nach deren Ablauf das Einverständnis als verwei­
gert gilt. Die Verweigerung des Einverständnisses, die 
natürlich auch ausdrücklich erklärt werden kann, nimmt 
dem Veräußerer das Recht, nunmehr den Vertrag gegen 
den Willen des Erwerbers wirksam werden zu lassen. Die 
Vernichtung des Vertrages hat die Verweigerung dagegen 
nicht zur Folge. Denn wie sich aus § 2 Abs. 3 ergibt, hat 
der Erwerber einen Anspruch auf die Erteilung des Ein­
verständnisses, und zwar dann, wenn die Verweigerung 
gegen Treu und Glauben verstoßen würde. Nach der Wei­
gerung des Veräußerers liegt es deshalb beim Erwerber, 
ob er diesen Anspruch erheben will, für dessen klageweise 
Geltendmachung die Verordnung ihm eine Ausschlußfrist 
von einem Monat gesetzt hat. Erst mit dem Ablauf dieser 
Frist oder mit der rechtskräftigen Abweisung der Klage 
des Erwerbers ist der Vertrag nichtig, der vorher immer 
noch durch die auf Verlangen des Erwerbers abgegebene 
Einverständniserklärung des Veräußerers wirksam wer­
den konnte.

Das erzwungene Einverständnis
Der Anspruch des Erwerbers auf Erteilung des Einver­

ständnisses stützt sich, wie aus den Worten des § 2 Abs. 3 
hervorgeht, wonach die besonderen Umstände des Falles 
entscheidend sein sollen, auf den Vertrag. Bei der Aus­
legung dieser Vorschrift ist die Entstehungsgeschichte und 
die Tendenz des Gesetzes zu berücksichtigen. Der Reichs­
kommissar für die Preisbildung hat, wie dargelegt, die Bin­
dung des Veräußerers an den zulässigen Preis stets nur 
im Hinblick auf die öffentlichen Interessen für erforderlich 
erklärt, während die Anhänger der Nichtigkeitstheorie auf 
das Enteignungsverfahren verwiesen und das Bedürfnis 
einer Behörde an der Erlangung des Grundstücks nicht als 
zureichenden Grund für die Bindung des Veräußerers an­
erkannt haben 17). Wenn jetzt das Gesetz die Entscheidung 
über die Verbindlichkeit des Vertrages in die Hand der 
Parteien und des ordentlichen Gerichts gelegt hat, so er­
gibt sich daraus das Überwiegen privater Belange, die in 
erster Linie bei der Beurteilung der Rechtslage berück­
sichtigt werden müssen. Daneben sind jedoch zwar nicht 
die öffentlichen Interessen an der Erfüllung des einzelnen 
Vertrages, wohl aber entsprechend der selbstverständlichen 
Unterordnung der privaten Rechte unter die Erfordernisse 
der Allgemeinheit die Belange der staatlichen Preispolitik 
zu würdigen. Der Veräußerer muß also sein Einverständ­
nis sowohl dann erklären, wenn die Verweigerung vom

«) Siehe RG.: DJ. 1942, 20 und die dort. Z it.
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Standpunkt des Erwerbers aus als auch in den Fällen, in wel- 
chen sie unabhängig hiervon aus allgemein-wirtschaftlichen 
Erwägungen gegen Treu und Glauben verstoßen würde. 
Da das Gesetz jedoch den Nichtigkeitsgründsatz ganz offen­
sichtlich in den Vordergrund gestellt und damit dem Ver­
äußerer grundsätzlich die freie Entscheidungsbefugnis ge­
geben hat, kann der Anspruch des Erwerbers nur in be­
sonders gelagerten Ausnahmefällen durchdringen, bei wel­
chen entweder das Verhalten des Veräußerers oder aber 
sachliche Sonderheiten des Vertrages die Bindung recht- 
fertigen. Im Regelfall dagegen muß der Veräußerer das 
Recht zur Verweigerung des Einverständnisses und damit 
zur Vernichtung des Vertrages haben.

Im einzelnen kann danach der Anspruch des Erwerbers 
auf Erteilung des Einverständnisses dann begründet sein, 
wenn der Veräußerer eine geringfügige Preisüberschrei­
tung zum Anlaß für die Vernichtung des ihm aus anderen 
Gründen unerwünschten Vertrages nehmen will. Ferner 
muß er sich einverstanden erklären, wenn er zuvor durch 
sein Verhalten den Eindruck bei dem Erwerber hervorge­
rufen hat, er werde in den ermäßigten Preis willigen, und 
wenn der Erwerber hierdurch zu kostspieligen Aufwen­
dungen veranlaßt worden ist. Der drohende Schaden allein 
genügt aber zur Begründung des Anspruches nicht, weil 
der Erwerber mit der Weigerung rechnen muß und deshalb 
etwaige Aufwendungen auf eigene Gefahr macht. Als Bei­
spiel für einen unter allgemein-preispolitischen Gesichts­
punkten zu beurteilenden Fall ist der Tatbestand zu werten, 
bei welchem der Veräußerer ohne ersichtlichen Grund das 
Einverständnis verweigert, um sofort einem andern das 
Grundstück zum zulässigen Preise zu verkaufen. Hier liegt 
ein offensichtlicher Mißbrauch der durch die VO. v. 7. Juli 
geschaffenen preisrechtlichen Sonderstellung vor. Das Ge­
setz gibt dem Veräußerer zwar grundsätzlich die Wahl 
zwischen dem Verkauf zum zulässigen Preis und dem 
Nichtverkauf, es w ill ihm jedoch nicht die Vernichtung 
eines Kaufvertrages ermöglichen, den er, wie sein späteres 
Verhalten zeigt, auch zum herabgesetzten Preis geschlos­
sen haben würde. Ein Mißbrauch der Verordnung liegt 
ferner in der Weigerung des Verkäufers, der beim Ver­
kauf einer Bauparzelle mehr als den ihm bekannten Richt­
preis vereinbart hat und sie nicht zum zulässigen Preis ab­
geben w ill, obwohl das Grundstück nach Lage der Dinge 
zum alsbaldigen Verkauf bestimmt ist. Wenn auch alle 
Grundstücke unter die Verordnung fallen, und es für die den' 
Handelswaren gleichstehenden kein Sonderrecht g ib t18 *), 
so ist damit die Prüfung der Schutzwürdigkeit der Eigen­
tümerrechte nicht abgeschnitten, deren Mißbrauch um 
so eher anzunehmen ist, je weniger die rechtspolitischen 
Voraussetzungen für die Sonderstellung des Grundstücks- 
mar[rfs im Einzelfall vorliegen.

Neben der Einverständniserklärung macht nach § 2 Abs. 2 
Nr. 2 auch die Eintragung des Erwerbers den Vertrag zum 
zulässigen Preis wirksam. M it der Eintragung wird also 
das die Wirksamkeit des Vertrages hemmende Hindernis 
ersetzt. Der Erwerber erlangt auch in diesem Fall das 
Eigentum auf Grund des schwebend wirksamen Vertrages, 
woraus sich die Unanwendbarkeit der Bestimmung auf 
diejenigen Eintragungen ergibt, die nach rechtswirksamer 
Vernichtung des Vertrages erfolgen. Hier ist die Rechts­
lage nicht anders als bei jeder anderen Eintragung, deren 
schuldrechtlicher Grund weggefallen ist. Der Vertrag wird 
auch dann nicht durch die Eintragung berührt, wenn er 
zwar noch in der Schwebe ist, wenn aber der Erwerber 
nicht durch ihn, sondern auf andere Weise, beispielsweise 
auf Grund eines Enteignungsbeschlusses, eingetragen wird.

Die Bestimmung des § 2 Abs. 2 Nr. 2 w ill den Parteien 
nicht eine erleichterte Vollziehung des Vertrages unter Er­
sparung der Beglaubigungskosten für das Einverständnis 
eröffnen. Wie sich aus § 2 Abs. 6 ergibt, muß das GBA. die 
ordnungsmäßige Erklärung auch dann verlangen, wenn die 
Parteien die Eintragung in der Absicht beantragen, den 
Vertrag auf diese Weise zum zulässigen Preis gültig zu 
machen. Die Bestimmung w ill vielmehr eine Umgehung der 
staatlichen Preiskontrolle unmöglich machen. Nach § 1 
Abs. 2 sind die GBÄ. nicht zur Prüfung des schuldrecht­
lichen Vertrages verpflichtet, weshalb sie den Erwerber 
ohne , Unbedenklichkeitsbescheinigung eintragen dürfen,

18) Was das Urteil v. 29. Nov. 1941 (RO.: DJ. 1942, 20) offen­
gelassen hatte.

wenn die bei ihnen eingereichten Unterlagen nicht auf das 
Bestehen eines entgeltlichen Vertrages schließen lassen. Da­
mit liegt die Versuchung für die Parteien nahe, dem GBA. 
nur die Auflassungsverhandlung vorzulegen und den Ver­
trag ungeprüft zu lassen. Wer ein Grundstück auf diese 
Weise veräußert, gibt sich damit aber in die Hand des Er­
werbers, der jederzeit nachträglich den Vertrag zur Prü­
fung vorlegen und damit die Senkung des Preises auf die 
zulässige Höhe erzwingen kann. Darin kann eine Gefahr 
für den arglosen Veräußerer liegen, dessen Vertragsgegner 
ihm durch eine Eintragung vor Abschluß der Prüfung seine 
Entscheidungsbefugnis nehmen kann. Hiergegen kann sich 
der Veräußerer aber unschwer schützen, wenn er die Auf­
lassung erst nach dem Bescheid der Preisbehörde erklärt 
oder sie doch mindestens vorher vom Notar nicht aus­
fertigen läßt *4).

Die Übergangsregelung
Die durch den Widerspruch zwischen der reichsgericht­

lichen Rechtsprechung und der Praxis der Preisbehörden 
entstandenen Schwierigkeiten hat die Verordnung in § 3 
bereinigt. Von dem Grundsatz ausgehend, wonach die 
Eigentumsverhältnisse über die Gültigkeit der Verträge 
entscheiden sollen, bleiben diejenigen Verträge zum zu­
lässigen Preise bindend, bei welchen der Erwerber einge­
tragen war, als die Verordnung in Kraft trat. Die Eintra­
gung ist jedoch nicht zu beachten, wenn sie zuvor auf 
Grund der zweifelhaften Rechtslage freiw illig  oder zwangs­
weise rückgängig gemacht worden war (§ 3 Abs. 1 Nr. 2). 
In solchen Fällen g ilt nach § 3 Abs. 1 die allgemeine Vor­
schrift, nach welcher alle Verträge, die nicht zur Eintra­
gung geführt haben, als schwebend unwirksam anzusehen 
sind und den Veräußerei zur Erteilung oder zur Verwei­
gerung des Einverständnisses berechtigen. Den Anspruch 
auf die Erklärung des Einverständnisses kann der Erwer­
ber über die Voraussetzungen des § 2 Abs. 3 hinaus nach 
§ 3 Abs. 1 Nr. 1 auch dann geltend machen, wenn die Ver­
weigerung auch unter Berücksichtigung der Verhältnisse 
des Veräußerers für den Erwerber eine grob unbillige 
Härte bedeuten würde. Damit sollen alle die Fälle getrof­
fen werden, in denen sich der Erwerber auf den Spruch der 
Preisbehörde verlassen und im Vertrauen auf den von ihr 
für bindend erklärten Vertrag das Grundstück im Besitz ge­
nommen hat. In diesen wie in alten ¡anderen Fällen, in denen 
die Vernichtungdes. Vertrages zu schwerwiegenden Eingriff 
fen in die Rechts- und Lebensverhältnisse der Parteien, füh­
ren würde, ist unter Abwägung der beiderseitigen1 Belange 
zu entscheiden, wobei der Erwerber seinen Anspruch hier 
auchauf dendrohendeniSchadeni gründen kann. Damit gehen 
die Übergangsbestimmungen! erheblich weiter als die Dauer­
regelung. Auch wenn der Veräußerer weder im Hin­
blick auf sein Verhalten gegen den Erwerber noch unter 
preispolitischen Gesichtspunkten durch die Verweigerung 
des Einverständnisses gegen Treu und Glauben verstoßen 
würde, muß er bei dem Vertrage stehen bleiben, wenn der 
Erwerber andernfalls so sehr geschädigt würde, daß es 
auch im Hinblick auf den Verlust des Veräußerers grob un­
billig, also nicht zu verantworten wäre. Immer kommt es 
bei diesen Übergangsfällen somit darauf an, ob dem Er­
werber der Verzicht auf das Eigentum oder ob dem Ver­
äußerer die Rückzahlung des Überpreises zuzumuten ist. 
Die Entscheidung ist durch rechtskräftige Urteile, die im 
Streit der Parteien ergangen sind, nicht gehemmt, diese 
Urteile gelten nicht (§ 2 Abs. 2). Die damit erweckte Furcht, 
als würde nunmehr, wo alles und sogar die Rechtskraft der 
für die Verordnung so bedeutsamen reichsgerichtlichen 
Urteile in Frage gestellt sei, eine Unzahl von Prozessen 
ausbrechen, dürfte unbegründet sein. Durch die Verbind­
lichkeit der grundbuchlich durchgeführten Verträge ist der 
weitaus überwiegende Teil des Streitstoffs beseitigt, wäh­
rend bei dem Rest die Verhältnisse in der Regel so klar 
liegen, daß es nur ausnahmsweise zum Rechtsstreit kom­
men wird. Das bislang von den Preisbehörden geübte Ver­
fahren hat außerdem in den meisten Fällen klare Tatsachen 
geschaffen. Wo nicht ausnahmsweise der Erfüllungszwang

w) Wo das ösferr. ABGB. g ilt, das die scharfe Trennung zwi­
schen obligatorischem und dinglichem Rechtsgeschäft nicht kennt 
und wo die Grundbuchgerichte auf Grund des 'Kaufvertrages ein­
tragen, ist die Umgehung der Preisprüfung wesentlich erschwert.
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ausgeübt worden ist, haben die Behörden regelmäßig die 
Durchführung des Vertrages verboten, ohne dabei den zu­
lässigen Preis rechnerisch festzus'tellen. Die Parteien haben 
daraufhin durchweg ihre Beziehungen gelöst und sind nicht 
in die Lage gekommen, die eine Berufung auf die Härte­
klausel des § 3 erforderlich macht. Die Gerichte werden 
sich daher überwiegend nur mit den Fällen befassen müs­
sen, in denen der Erfüllungszwang ausgeübt ist.

Die Vorschrift des § 3 g ilt für alle vor dem 20. Juli 1942 20) 
geschlossenen Rechtsgeschäfte. Da manche Verträge viel­
leicht erst nach Jahren zur Prüfung vorgelegt werden, ist 
die Dauer der Übergangsregelung praktisch unbegrenzt. 
Je später aber ein Vertrag vorgelegt und beanstandet wird, 
um so weniger werden die Gerichte dem Erwerber die 
Härtevorschrift zugute kommen lassen. Nach dem 20. Juli 
1942 kann sich niemand mehr auf die Gültigkeit des Ver­
trages verlassen. Wer jetzt die Dinge ungeklärt läßt, der 
darf sich nicht beklagen, wenn die Verhältnisse später eine 
Lösung des Vertrages sehr erschweren. Im eigenen Inter­
esse ist daher den Beteiligten eine baldige Vorlage aller 
ungeprüften Verträge nur dringend zu empfehlen. Sicher­
lich wird sich der Rechtsverkehr in diesen und auch in 
anderen Fällen durch Vereinbarungen über die Ausübung 
der beiderseitigen Rechte der Parteien vor Schäden' 
zu schützen suchen. Dabei ist sowohl an einen Ver­
zicht des Veräußerers auf die Vernichtung des Vertrages,, 
also an ein vorweggenommenes Einverständnis mit dem 
zulässigen Preis, als auch an einen Verzicht des Erwerbers 
auf seine Rechte nach § 2 Abs. 3 und § 3 Abs. 1 Nr. 1 zu 
denken. Während aber die Verpflichtung des Veräußerers 
unbedenklich ist — im Ergebnis bedeutet sie den Abschluß 
eines Vertrages unter Bestimmung des Preises durch die 
Preisbehörde nach § 317 BGB. —, ist der Verzicht des Er­
werbers nur teilweise als rechtswirksam anzusehen. Man 
wird den Verzicht für ungültig halten müssen, soweit er 
dem Veräußerer ein preispolitisch nicht zu billigendes Ver­
halten und einen Verstoß gegen Treu und Glauben ermög­
lichen soll, während er wirksam ist, soweit der Erwerber 
sich durch ihn verpflichtet, keine endgültigen Verhältnisse 
zu schaffen, die später eine Lösung des Vertrages als un­
b illig  erscheinen lassen könnten. Der Verzicht des Erwer­
bers ist danach kein geeigneter Weg zur Umgehung des 
durch die VO. v. 7. Juli .geschaffenen Erfüllungszwanges, 
weshalb dem Rechtsverkehr die Benutzung des Vorprüf­
verfahrens auch in diesem Zusammenhang anzuraten ist.

Der Schwarzkauf
Bei ihrer Preisprüfung müssen die Grundstückspreisbe­

hörden von den im Vertrage" niedergelegten Angaben der 
Parteien ausgehen. Das führt diese leicht in die Versuchung, 
einen geringeren als den vereinbarten Preis in den Vertrag 
aufzunehmen und so die Unbedenklichkeitsbescheinigung 
zu erschleichen. Solche Täuschungen kamen auch früher 
schon bei genehmigungspflichtigen Verträgen nicht selten 
vor und führten da, wo auch die Auflassung der Genehmi­
gung bedurfte21), trotz der Eintragung des Erwerbers zur 
Nichtigkeit des Vertrages und Unrichtigkeit des Grund­
buchs. Im genehmigungsfreien Grundstücksverkehr hatte 
die Angabe des falschen Preises bislang zwar nicht die 
Unrichtigkeit des Grundbuchs, wohl aber die Fortdauer 
der Ungewißheit über die Zulässigkeit des wahren Preises 
zur Folge, die nur durch eine nach Aufdeckung des Sach­
verhalts vorgenommene neue Preisprüfung beseitigt wer­
den konnte 22). Immer war jedoch die Lage für den Erwer­
ber sehr mißlich, der das Eigentum bei einem genehmi­
gungsbedürftigen Vertrag stets und beim genehmigungs­
freien Rechtsgeschäft mit großer Wahrscheinlichkeit ver­

*°) an dem die Verordnung nach §7 in Kraft tr itt.
2l) §4 WohnsiedlG., §2 GrdstVerkBek., §2 GrenzsicherungsVO.
!!) F r i e m a n n :  DR. 1941, 1123.

lor. Somit war der Erwerber an der Fortdauer der Täu­
schung ebenso interessiert wie der Veräußerer,, weshalb nur 
ein kleiner Teil dieser Schwarzverträge aufgedeckt wurde. 
Bei dem starken Drang in die Sachwerte, der manchen 
Kauflustigen zur Bewilligung unverantwortlich hoher 
Preise veranlaßt, war das eine ernste Gefahr für die Preis- 
stabiiität 'auf dem Grundstücksmarkt, die jetzt durch §,§ 4 
und 5 der Verordnung beseitigt worden ist. Durch den § 4, 
nach welchem das beurkundete Entgelt an Stelle des heim­
lich vereinbarten höheren Preises gilt, sprengt die Verord­
nung das durch den bisherigen Rechtszustand erzwungene 
Bündnis der Parteien, indem es dem Erwerber einen Anreiz 
zur Aufdeckung des wahren Sachverhalts gibt. Er kann 
jederzeit den Überpreis herausverlangen, ohne durch die, 
jetzt in § 5 für den Geltungsbereich der Verordnung außer 
Kraft gesetzten Vorschriften des § 817 S. 2 BGB. gehindert 
zu sein. Der Veräußerer, der den Rückforderungsanspruch 
des Erwerbers nicht mehr mit dem Hinweis auf dessen 
eigenes, gesetzwidriges Handeln beim Vertragsschluß be­
gegnen kann, ist künftig ganz in dessen Hand gegeben. 
Kein Eigentümer wird unter diesen Umständen einen 
Schwarzvertrag schließen, dessen Vorteile ihm der Käufer 
jederzeit rauben kann.

Die Verordnung hat mit dieser Bestimmung eine bekannte 
re'chtspolitische Auseinandersetzung über die verwerflich 
empfangene Bereicherung beendet. Die Vorschrift des § 817
S. 2 wurde vielfach als wenig befriedigend bezeichnet. 
Wenn jedoch in der Lehre die Forderung nach einer Be­
schlagnahme des Sündengelds erhoben wurde, das weder 
beim Empfänger bleiben, noch dem Geber zurückerstattet 
werden dürfe, so übersah man die Undurchführbarkeit die­
ses Vorschlags. Solange keine der Parteien an der Auf­
deckung interessiert ist, bleibt der Verstoß verborgen und 
das Geld beim Veräußerer. Der Appell an die Habsucht des 
Erwerbers ist somit nicht zu umgehen und durch den Er­
folg, den Verzicht der Eigentümer auf solche gefährlichen 
Geschäfte, auch gerechtfertigt.

Die Anwendung des § 817 S. 2 und der entsprechenden 
Vorschrift des ABGB. ist nicht auf die Schwarzkäufe be­
schränkt. Auch bei den anderen Fällen des Erfüllungs­
zwanges hat der Erwerber unbeschadet seines Preisver­
stoßes einen Anspruch auf Erstattung des Überpreises. Die 
Schwarzkaufvorschrift hat im übrigen rückwirkende, Kraft 
auf alle nach dem Stichtag 23) geschlossenen Verträge, wo­
mit sie wahrscheinlich eine Anzahl von Klagen auslösen 
wird. Rechtskräftige Urteile in Schwarzkaufprozessen wer­
den jedoch, da § 3 Abs. 2 hier nicht gilt, durch die Verord­
nung nicht beeinträchtigt. Selbstverständlich fallen im übri­
gen die Verträge, bei welchen die Parteien irgendwelche 
Nebenabreden irrtümlich nicht haben beurkunden lassen, 
nicht unter die Bestimmung, die vorsätzliches Zusammen­
wirken zum Zweck der Täuschung über das vereinbarte 
Entgelt zur Voraussetzung hat. Schließlich g ilt der § 4 auch 
dann nicht, wenn der fingierte Preis überhöht ist, wenn 
also die Parteien mit ihrer Täuschung den erstrebten Er­
folg nicht erreicht haben. In diesem sehr seltenen F a ll24) 
bleibt es bei den Vorschriften der §§ 2 und 3; der Vertrag 
ist also so zu behandeln wie alle anderen beanstandeten 
Rechtsgeschäfte.

Die Gewöhnung an dieses lang erwartete Gesetz wird 
dem Rechtsvertreter durch die eingehenden Durchführungs­
vorschriften des gemeinschaftlichen Erlasses vom 8. Juli 
1942 (MittBl. Nr. 30) sehr erleichtert. Auf das in diesem 
Erlaß erläuterte neue Preisprüfungsverfahren soll in einem 
weiteren Aufsatz eingegangen werden.

23) 17. Okt. 1936 im Altreich, 18. März 1938 in den Donau- und 
Alpenreichsgauen, 3. Mai 1939 in den Sudetengebieten, 1. Okt. 1940 
in den Ostgebieten.

M) Wer solche Verträge schließt, der schreibt auch einen Preis, 
der nicht beanstandet wird.
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Mietaufhebung, Herausgabe des Mietraums und Räumung
Ein Leitfaden für die Praxis

Von Landgerichtsrat Dr. A l t e r ,  Berlin

Die meisten Mietstreitigkeiten zeigen, daß das Miet­
recht, wie es sich seit dem ersten Weltkrieg in stetem 
Fluß entwickelt hat, für den, der sich nicht ständig da­
mit beschäftigt, durch seine vielfachen Änderungen, seine 
wechselvollen Abweichungen vom Recht des BGB. und 
vom Verfahren der ZPO. zahllose Schwierigkeiten und 
Anlaß zu Fehlern bietet, die Komplikationen schaffen und 
sich nachteilig auswirken. Dabei handelt es sich nicht um 
die jeweils auftauchenden einzelnen Streitfragen, über 
die sich jeder schnell aus den Kommentaren und den 
zahlreichen Aufsätzen und Entscheidungen in den Fach­
zeitschriften die nötige Kenntnis verschaffen kann, son­
dern um die G r u n d b e g r i f f e ,  die immer wieder ver­
kannt, vergessen oder vernachlässigt werden, und um 
die praktische Handhabung der gebotenen Möglich­
keiten. Die folgende Darstellung, aus langjähriger Be­
obachtung der ständig wiederkehrenden Fehler entstan­
den, soll im Zusammenhang als ein Leitfaden die not­
wendigen Hinweise für die eigene Arbeit an die Hand 
geben, sie soll, aus der gerichtlichen Praxis geschöpft, 
unter Verzicht auf zahlreiche Einzelheiten und Streit­
fragen der täglichen Praxis dienen. Sie wird gerade jetzt, 
nachdem durch die 3. VereinfVO. v. 16. Mai 1942 in der 
Berufungsinstanz kaum noch Fehler ausgemerzt und 
Unterlassungen nachgeholt werden können, besonderes 
Interesse finden.

A. Die verschiedenen Klagen
Wenn ein Rauminhaber zur Rückgabe des Raumes 

gezwungen werden soll, ist zwar dieses Ziel stets gleich, 
der Weg, der eingeschlagen werden muß, insbesondere 
die zu erhebende Klage aber je nach den Umständen ver­
schieden. Die grundlegenden Unterschiede müssen von 
vornherein beachtet werden, wenn die richtigen Maß­
nahmen ergriffen werden sollen. Schon daran fehlt es 
bei vielen Rechtsstreiten.

I. K l a g e  a r t e n
Es müssen streng auseinander gehalten werden:

a) R ä u m u n g s k l a g e  ( He r a u s g a b e k l a g e ) .
Es soll lediglich die Erfüllung einer Verpflichtung 

durchgesetzt werden, die ohne Zutun des Gerichts ent­
standen is t1). Es handelt sich hierbei um eine Leistungs­
klage. Das Gericht hat nur zu prüfen, ob die vorge­
tragenen tatsächlichen Behauptungen die Leistungspflicht 
ergeben und ob sie zutreffen. Bejahendenfalls hat es zu 
der Leistung zu verurteilen.

Diese Leistungsklage heißt gewöhnlich R ä u m u n g s ­
k l age.  Es ist zu beantragen:

den Beklagten zu verurteilen, die von ihm im Hause...
innegehaltenen Räume zu räumen.
In bestimmten Fällen wird sie H e r a u s g a b e k l a g e  

genannt (§27 MietSchG.) und unterliegt einem Teil der 
für die Aufhebungsklage geltenden Bestimmungen. Die 
Herausgabeklage ist zu erheben, wenn es der Aufhebung 
des Mietverhältnisses nicht bedarf, weil das Mietverhält­
nis bereits anderweitla) beendet ist, oder bei Räumen, 
die nur mit Rücksicht auf ein Dienst- oder Arbeitsver-

i) Das Mietverhältnis über den Raum ist bereits (durch Ver­
einbarung beider Vertragsparteien; durch Kündigung des Mieters; 
soweit nicht Mieterschutz entgegensteht, auch durch Kündigung 
des Vermieters oder durch Zeitablauf) beendet, der M ieter ist 
daher nach § 556 Abs. 1 BGB., ebenso wie auch sein Untermieter 
nach § 556 Abs. 3 BGB., zur Rückgabe der Mietsache verpflichtet. 
— Nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses muß der im Rahmen 
des Arbeitsvertrages als Dienstwohnung überlassene Wohnraum 
zurückgegeben werden. — Der Eigentümer verlangt auf Grund 
seines Eigentums Räumung, weil ein Mietvertrag nicht zustande 
gekommen oder durch Anfechtung vernichtet ist (§985 BGB.).

ia ) Durch Vereinbarung beider Mietparteien, Kündigung des Mie­
ters, zulässige Kündigung des Vermieters im Falle des Todes des 
Mieters, §19 MietSchG., §6 der 3. AusfVO. zur KündSchVO. vom 
5. Sept. 1939, oder des Konkurses des Mieters, § 26 MietSchG.

hältnis vermietet oder überlassen sind, wenn nach Be­
endigung dieses Verhältnisses nicht der volle Mieter­
schutz eintritt (§ 27 Abs. 2 MietSchG.), sowie bei Be­
endigung des für besondere Zwecke zu vorübergehen­
dem Gebrauch geschlossenen Mietvertrages durch Kün­
digung eines Teils, Vereinbarung oder Zeitablauf (§ 25 
MietSchG.). Der Antrag lautet:

den Beklagten zu verurteilen, die von ihm im Hause ...
innegehaltenen Räume an den Kläger herauszugeben.

b) A u f h e b u n g s k l a g e .
Das Gericht soll durch ein rechtsgestaltendes U rte il* 2) 

das den Bestimmungen des MietSchG. unterliegende Miet­
verhältnis aus bestimmten Gründen zu einem bestimmten 
Zeitpunkt aufheben, weil dem Vermieter selbst die Auf­
lösung des Mietvertrages durch private Kündigung gegen 
den Willen des Mieters nicht gestattet ist. Aus der vom 
Gericht gestalteten Beendigung des Mietverhältnisses 
ergibt sich dann erst die Pflicht des Mieters, den Miet­
raum herauszugeben. Nach §5 MietSchG. hat das Gericht 
neben der Aufhebung des Mietverhältnisses auch von 
Amts wegen zur Herausgabe des Mietraums zum Zeit­
punkt der Aufhebung des Mietverhältnisses zu verurteilen. 
Hier muß der Antrag so gefaßt werden:

1. das zwischen den Parteien bestehende Mietverhält- 
nis über die von dem Beklagten im Hause ... 
innegehaltenen Räume mit Wirkung vom . . .  (oder: 
mit sofortiger Wirkung) aufzuheben;

2. den Beklagten zu verurteilen, die zu 1. bezeichneten 
Räume am . . .  (oder: sofort) an den Kläger heraus­
zugeben.

Die oft gewählte Fassung „den Beklagten unter Auf­
hebung des Mietverhältnisses zur Herausgabe zu ver­
urteilen“  ist unvollständig, weil der notwendige Antrag 
auf Aufhebung mit sofortiger Wirkung (§ 5 Abs. 1 Satz 2 
MietSchG.) fehlt, unlogisch, weil rechtlich nicht die 
Verurteilung zur Herausgabe, sondern die Aufhebung 
des Mietverhältnisses der hauptsächliche Inhalt dieser 
Klage ist, und gibt häufig Anlaß zu Verwechselungen 
mit der Herausgabeklage und der Räumungsklage.

II. E i n z e l n e  U n t e r s c h i e d e
a) Z u s t ä n d i g k e i t .

Während für die Räumungsklage die allgemeinen Vor­
schriften gelten (RG. 113, 53) und auch ein Gerichts­
stand vereinbart werden kann, ist für die Aufhebungs­
klage (§ 7 MietSchG.) und die Herausgabeklage (§§ 27, 
7 MietSchG.) das AG. ausschließlich zuständig, in dessen 
Bezirk sich der Mietraum befindet.
b) Ve r fa h re n .

Das Verfahren der Aufhebungsklage weicht von dem 
gewöhnlichen, für die Räumungsklage geltenden Streit- 
verfahren in verschiedenen Punkten erheblich ab. Die 
wichtigsten sind:

1. Bei Verbindung anderer Ansprüche mit der Aufr 
hebungsklage oder bei Widerklagen muß unter Um­
ständen das Gericht auf Antrag des Gegners die Ab­
trennung anordnen (§ 15 MietSchG.).

2. Der Übergang von einem Aufhebungsgrund3) zu 
einem anderen Aufhebungsgrund ist erleichtert (§ 13 
Abs. 1 MietSchG.).

3. Die Aufhebung des Mietverhältnisses wegen Zah­
lungsverzuges darf erst nach Ablauf bestimmter Fristen 
erfolgen (§ 10 Abs. 3 MietSchG.):

4. Das Aufhebungsurteil darf grundsätzlich nicht für 
vorläufig vollstreckbar erklärt werden. Anders nur, wenn 
das Mietverhältnis wegen Belästigung, Gefährdung, un­
befugter Raumüberlassung oder Mietrückstandes auf­

2) RGZ. 113, 52; EA. 486.
s) Belästigung, Gefährdung, unbefugte Raumüberlassung, M iet­

rückstand, Eigenbedarf nebst Sonderfällen, Verweigerung einer ge­
nehmigten Mietpreiserhöhung — §§ 2, 3, 4, 22, 23; 23 a, 35 MietSchG., 
§4  der 1. AusfVO. zur KündSchVO. v. 4. Dez-, 1937 und § 4  der
3. AusfVO. zur KündSchVO. v. 5. Sept. 1939 — s. die Zusammen­
stellung des Verfassers in GrundE. 1940, 481.
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gehoben wird und der Vermieter glaubhaft macht, daß 
ihm die Aussetzung der Vollstreckung einen1 nicht zu 
ersetzenden Nachteil bringen werde (§ 13 Abs. 2 Miet- 
SchG.).

5. Während bei dem für die Räumungsklage geltenden 
§721 ZPO. eine Räumungsfrist nur bei Wohnungen auf 
Antrag erteilt werden kann, muß das Gericht bei der 
Aufhebung des Mietverhältnisses ohne Rücksicht auf die 
Art der Räume von Amts wegen über die Frage der 
Räumungsfrist entscheiden (§ 5 a MietSchG.).

6. Die Berufung ist ohne Rücksicht auf den Wert des 
Streitgegenstandes zulässig (§ 14 MietSchG.), während 
bei der Räumungsklage die für Berufungen erforderliche 
Berufungssumme vorhanden sein muß.

7. Das Urteil des AG. kann ausnahmsweise in einzel­
nen Punkten mit einer sofortigen Beschwerde angefoch^ 
ten werden: wegen der Räumungsfrist — § 6 Abs. 1 
Satz 2 MietSchG.; wegen der Umzugskosten, sonstigen 
wirtschaftlichen Nachteile und Prozeßkosten bei Auf­
hebung wegen Eigeninteresses — §§ 4 Abs. 5 Satz 2, 
13 Abs. 3 MietSchG., §7 der 3. AusfVO. zur KündSchutz- 
VO. v. 5. Sept. 1939.

8. Der mit einer Aufhebungsklage abgewiesene Ver­
mieter kann eine neue Aufhebungsklage nicht mehr auf 
Tatsachen stützen, die er in dem früheren Rechtsstreit 
geltend gemacht hat oder geltend machen konnte. Solche 
Tatsachen können nur zur Unterstützung anderer Gründe 
herangezogen werden (§ 17 MietSchG.).

9. Durch einstweilige Verfügung darf die Herausgabe 
eines Mietraums nicht angeordnet werden (§ 18 Miet­
SchG.).

Bei der Herausgabeklage gelten die Ziff. 1., 4. letzter 
Halbsatz, 6., 7. hinsichtlich der Räumungsfrist, 9. eben­
falls, während die Frage der Bewilligung einer Räu­
mungsfrist besonders geregelt ist (§27 MietSchG.).

c) M e h r e r e  B e t e i l i g t e .
Den Anspruch auf eine Leistung — Zurückgabe der 

Räume — kann auch einer von mehreren Vermietern 
allein im Klageweg durchsetzen, allerdings dahin, daß 
die Leistung nicht an ihn allein, sondern an alle zu 
bewirken ist. Ebenso kann wegen einer solchen Leistung 
einer von mehreren Verpflichteten (mehreren Mietern) 
allein in Anspruch genommen werden. An einer Räu- 
mungs- oder Herausgabeklage brauchen daher nicht not­
wendig alle auf beiden Seiten vorhandenen Vertrags- 

artner beteiligt zu sein. Ganz anders ist es bei der Auf- 
ebung des Mietverhältnisses. Das einheitliche Mietver- 

hältnis kann (abgesehen von Änderungen durch zwei­
seitige Parteivereinbarungen) nur entweder einheitlich 
bestehen bleiben oder einheitlich aufgehoben werden4). 
Es müssen daher alle Vermieter gegen alle Mieter auf 
Aufhebung klagen, da auch das Gericht, wenn es der 
Klage stattgeben soll,- nur einheitlich das eine Mietver­
hältnis zwischen allen Beteilligten aufheben kann. Wird 
nicht von allen Vermietern gegen alle Mieter geklagt, 
muß die Aufhebungsklage als unschlüssig abgewiesen 
werden.

d) S t r e i t g e n o s s e n s c h a f t .
Bei der Aufhebungsklage besteht zwischen den mehre­

ren Beteiligten auf jeder Seite nach §62 ZPO. not­
wendige Streitgenossenschaft4). Was das für das Ver­
fahren bedeutet, kann und braucht hier nicht im einzelnen 
ausgeführt zu werden. Es sei lediglich darauf hingewie­
sen, daß die meist gegen einen säumigen Mitmieter ge­
stellten Anträge auf Erlaß eines Versäumnisurteils un­
richtig und die daraufhin häufig erlassenen Versäumnis- 
urteile gegen einen Mitmieter auf Aufhebung des Miet­
verhältnisses unzulässig sind, weil die nicht säumigen 
notwendigen Streitgenossen die säumigen vertreten.

e) Z w a n g s v o l l s t r e c k u n g s g e g e n k l a g e .
Nach §767 ZPO. können unter bestimmten Voraus­

setzungen vom Schuldner Einwendungen, welche den 
durch das Urteil festgestellten Anspruch betreffen, im 
Klagewege geltend gemacht werden. So kann der Raum­
inhaber auch gegen das Leistungsurteil in der Räumungs­
klage oder der Herausgabeklage die Vollstreckungs-

i) LG. I I I  Berlin: DW A. 1927, 78 und die dortigen Zitate,

gegenklage erheben, nach verbreiteter Meinung6 *) jedoch 
nicht gegen das in der Aufhebungsklage ergehende 
Urteil, weil es ein Gestaltungsurteil ist, an diesem 
Charakter des Urteils durch die auch von Amts wegen 
auszusprechende Verurteilung zur Herausgabe des Miet­
raums nichts geändert werde und Vollstreckungsgegen­
klagen gegen Gestaltungsurteile nicht zulässig seien6). 
Es wird nur die auf § 826 BGB. gestützte Klage auf 
Unterlassung der Zwangsvollstreckung für zulässig er­
achtet, wenn der Vermieter aus dem Aufhebungsurteil 
vollstreckt. Ob diese Meinung uneingeschränkt richtig 
ist, erscheint, wenngleich die gegenteilige Ansicht bisher 
— soweit ersichtlich — weder in der Literatur noch in 
der veröffentlichten Rechtsprechung geäußert worden ist, 
nicht zweifellos. Es kann darauf jedoch hier nicht weiter 
eingegangen werden.

III. V e r h ä l t n i s
a) V ö l l i g e  V e r s c h i e d e n h e i t .

Daß bei der Aufhebungsklage neben der Aufhebung 
die Verurteilung zur Herausgabe der Räume meist bean­
tragt wird und vom Gericht stets auch ohne Antrag aus­
zusprechen ist, führt — besonders bei der oben heraus­
gestellten falschen Formulierung — zu unzutreffenden 
Vorstellungen. Es wird vielfach angenommen, der unter 
I b aufgeführte Antrag passe für das Aufhebungs- wie 
für das Räumungsbegehren, die Aufhebung sei dabei zu 
der in jedem: Fall begehrten Herausgabe ein Mehr, das 
das Gericht auch fortlassen könne, um allein auf das 
Weniger, nämlich die Fierausgabe, zu erkennen; das 
Gericht müsse also, je nachdem ob Aufhebung oder 
Räumung berechtigt sei, entweder auf Aufhebung und 
Herausgabe oder allein auf Herausgabe erkennen1. Das 
ist jedoch ebenso falsch, wie die Meinung, daß das Ge­
richt von sich aus auch das Mietverhältnis aufheben 
könne und müsse, wenn bei einer Räumungsklage sich 
herausstellt, daß Mieterschutz besteht. W-enn auch das 
wirtschaftliche Ziel gleich ist, so sind doch Aufhebungs­
klage und Räumungsklage rechtlich völlig voneinander 
verschieden 7). Es handelt sich dabei nicht um ein Mehr 
oder Weniger, sondern um etwas anderes, um ein aliud. 
Der 'Antrag der Aufhebungsklage enthält keineswegs 
auch eine Räumungs- öder Herausgabeklage. Da das 
Gericht nach § 308 ZPO. starr an die Anträge der Par­
teien gebunden ist (anders als bei der einstweiligen Ver­
fügung, § 938 ZPO.), kann es im Urteil nicht das an­
ordnen, was zur Lösung eines ihm vorgetragenen Kon­
flikts nötig ist, sondern hat lediglich zu entscheiden, ob 
ein bestimmter Anspruch, wie ihn der Antrag wieder­
gibt, berechtigt ist oder nicht. Daraus folgt: Eine R ä u ­
m u n g s k l a g e  muß abgewiesen werden, wenn Mieter­
schutz besteht, selbst wenn vielleicht Gründe vorhanden 
sind, die die Aufhebung des Mietverhältnisses recht- 
fertigen könnten. Dies selbst dann, wenn sich der Kläger 
zur Begründung seiner Räumungsklage auf Bestimmun­
gen des MietSchG. bezogen hat8). Stellt das Gericht bei 
einer A u f h e b u n g s k l a g e  fest, daß das Mietverhält- 
nis überhaupt nicht den Bestimmungen des MietSchG. 
unterliegt, dann muß es die Aufhebungsklage abweisen, 
ohne daß es darauf ankommt, ob etwa ein Anspruch 
auf Räumung besteht.
b) B e d e u t u n g  f ü r  d i e  Pr ax i s .

Diese Verschiedenheit und ihre Folgen sind gerade bei 
den jetzt geltenden Bestimmungen über den Umfang des 
Mieterschutzes von besonderer Bedeutung. In einer nicht 
unerheblichen Zahl von Fällen ist es dem Rechtsberater 
nicht möglich, mit Sicherheit zu erkennen, ob das Miet­
verhältnis dem Mieterschutz unterliegt oder nicht. Es sei 
insbesondere an die Untermietverhältnisse und die Haus­
wartwohnungen erinnert, bei denen der Mieterschutz 
von bestimmten Umständen abhängt9), die oft zweifel­

6) K r  i e g - B  a n dm a n n , Anm. 8 zu §5 MietSchG.; E b e l ,  
Anm. 4 zu § 1 p MietSchG.

«) RGZ. 100, 100.
i) RGZ. 113, 53; EA. 486 und 522.
8) RG.: EA. 486.
9) Familien m it selbständiger Wirtschaft oder Haushaltung so­

wie Untermieter m it überwiegender eigener Einrichtung — Einzel­
heiten: A l t e r :  DW A. 1942, 96—99; Kündigung des Hauseigen­
tümers ohne wichtigen Grund oder Kündigung des Hauswarts aus 
wichtigem Grund — Einzelheiten: A l t e r :  GrundE. 1940, 232 und 
GrundE. 1941, 242.
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haft sind und bei denen die Ansicht des Gerichts nicht 
mit Sicherheit vorhergesehen werden kann. Hier kann 
also leicht die falsche Klage erhoben werden mit der 
Gefahr, daß sie kostenpflichtig abgewiesen wird.

c) H i l f s a n t r ä g e .
Dem Recht und der in bestimmtem Umfang bestehen­

den Pflicht des Gerichts zur Aufklärung (§ 139 ZPO.) 
sollte es nicht erst überlassen bleiben, eine etwa nötige 
Änderung anzuregen. Der Übergang von der Räumungs­
klage zur Aufhebungsklage und umgekehrt ist eine Klage­
änderung (§264 ZPO., nicht §13 Abs. 1 MietSchG.), die 
nicht immer zugelassen werden kann, insbesondere aber 
in der Berufungsinstanz schon bisher erheblichen Beden­
ken unterlag und nach §532 ZPO. neuer Fassung in Zu­
kunft nicht mehr möglich sein wird. Es ist daher erfor­
derlich, in allen Zweifelsfällen von vornherein nicht nur 
den Anspruch geltend zu machen, der nach dem ersten 
Eindruck einschlägig zu sein scheint, sondern hilfsweise 
auch den anderen Anspruch. Bei einer Klage gegen 
einen wegen Belästigung gekündigten Untermieter, des­
sen Mietverhältnis als mieterschutzfrei angesehen wird, 
weil die von ihm eingebrachten Einrichtungsgegenstände 
nicht zu überwiegen scheinen, wird es sich also empfeh­
len, in erster Linie Räumung, hilfsweise Aufhebung und 
Herausgabe zu begehreii und beides zu begründen, damit 
das Gericht, wenn es überwiegende Möblierung durch 
den Untermieter feststellt, auf Aufhebung des Mietver­
hältnisses erkennen kann. Die früheren Bedenken gegen 
solche Hilfsanträge bestehen seit dein Fortfall des Miet- 
schöffengerichts nicht mehr.

B. Die Klageschrift
I. S a c h d a r s t e l l u n g  bei  der  A u f h e b u n g s k l a g e
a) G r u n d g e d a n k e n .

Der Vermieter kann nur dann die von ihm gewünschte 
Beendigung des Mietverhältnisses gegen den Willen des 
Mieters herbeiführen und den Raum zurückerlangen, 
wenn bestimmte, im MietSchG. einzeln aufgeführte Tat­
bestände (Aufhebungsgründe3)) vorliegen. Er hat dafür 
die Darlegungs- und Beweislast. Der ganz substantiierten 
Darstellung der Aufhebungsgründe und ausreichendem 
Beweisantritt sollte die größte Aufmerksamkeit geschenkt 
werden. Dabei ist von vornherein folgendes zu be­
achten :

1. Es muß angegeben werden, welcher A u f h e b u n g s ­
g r u n d 3) geltend gemacht wird. Danach müssen die 
einzelnen T a t s a c h e n  angeführt werden, die den Auf­
hebungsgrund rechtfertigen sollen.

2. In der ersten Instanz können bis zum Schluß der 
mündlichen Verhandlung auch andere als die in der 
Klage vorgebrachten Aufhebungsgründe entweder an 
Stelle der bisherigen oder zusätzlich geltend gemacht 
werden (§ 13 Abs. 1 Satz 1 MietSchG.). In der Berufungs­
instanz galt dasselbe, wenn glaubhaft gemacht wurde, 
daß der Vermieter ohne sein Verschulden außer Stande 
gewesen war, jene Gründe im ersten Rechtszug vorzu­
bringen, oder wenn der Mieter zu der Änderung der 
Klage seine Einwilligung erteilte. Hier ist jetzt aber §7 
der 3. VereinfVO. v. lö. Mai 1942 mit der Neufassung 
der §§ 529, 531, 532 ZPO. zu beachten.

3. Werden mehrere Aufhebungsgründe nebeneinander 
geltend gemacht, muß angegeben werden, in welcher 
Reihenfolge sie behandelt werden sollen. Das wird fast 
nie getan, obwohl es von erheblicher praktischer Be­
deutung ist. Wenn nämlich aus §§ 2 u. 4 MietSchG. ge­
klagt wird und es würde vor der meist eine umfang­
reiche Beweisaufnahme erfordernden Prüfung der Vor­
aussetzungen des §2 aus §4 aufgehoben, weil es dort 
vielleicht nur auf die Abwägung unstreitiger Interessen 
beider Parteien ankommt, die Entscheidung also sofort 
erfolgen kann, dann würde dies hinsichtlich des Zeit­
punkts der Aufhebung, der Umzugskosten, der Prozeß­
kosten und der vorläufigen Vollstreckbarkeit — §§ 5, 4 
Abs. 3, 13 Abs. 3, 13 Abs. 2 MietSchG. — für den Ver­
mieter von erheblichem Nachteil sein, ebenso wie auch 
die Aufhebung aus § 3 vor § 2 insofern, als Räumungs­
frist nach § 5a MietSchG. im Falle der Aufhebung aus 
§ 2 grundsätzlich nicht bewilligt werden soll, was auch 
für die Dauer einer zu bewilligenden Räumungsfrist von 
Bedeutung ist.

4. Nach § 49 MietSchG. kann auf die den Beteiligten 
zustehenden Rechte nicht verzichtet werden. Alle Verein­
barungen, die dagegen verstoßen, auch wenn sie unter 
Umgehung oder zum Zweck der Umgehung desGesetzes 
geschlossen sind, sind unwirksam. Es hat daher auch 
keinen praktischen Erfolg, solche' Vereinbarungen, die 
mit den Bestimmungen des MietSchG. nicht im Einklang 
stehen, unterstützend oder gar allein zur Begründung 
des Aufhebungsbegehrens geltend zu machen, wie dies 
oft geschieht. (Der Untermieter habe sich verpflichtet, 
das Leerzimmer auf Wunsch wieder freizumachen; der 
Mieter habe sich für die Zukunft zur Räumung ver­
pflichtet, falls er einmal die Miete nicht pünktlich zahle.)

5. Der Vermieter, der mit einer Aufhebungsklage ab­
gewiesen ist, kann nach, §17 MietSchG. eine neue Auf­
hebungsklage nicht mehr auf Tatsachen stützen, die er 
in dem früheren Rechtsstreit geltend gemacht hat oder 
geltend machen konnte. Die letztere Alternative bedeutet 
— ebenso wie in § 616 ZPO. —: Tatsachen, die trotz 
hinreichender Kenntnis nicht geltend gemacht worden 
sind, während das Kennenmüssen und Vermutungen nicht 
ausreichen, also der Geltendmachung in der neuen Klage 
nicht entgegenstehen. Tatsachen, auf die die Bestimmung 
des §17 zutrifft, können lediglich noch zur Unterstützung 
des neuen Vorbringens, das also in den Vordergrund zu 
rücken ist, dienen. Es empfiehlt sich, sie in der Klage­
schrift auch räumlich zu trennen.9 a)
b) B e l ä s t i g u n g  und G e f ä h r d u n g .

Es wird meist nur eine allgemeine Kennzeichnung des 
beanstandeten Verhaltens gegeben, die Frage der Ab­
mahnung gar nicht oder nur unsubstantiiert behandelt 
und die Verjährung überhaupt nicht berührt. Erforderlich 
ist aber:

1. Eine eingehende S c h i l d e r u n g  einzelner bestimm­
ter V o r f ä l l e ,  die eine Belästigung oder Gefährdung 
enthalten sollen.

2. Die genaue Angabe der h a n d e l n d e n  Person.  
Außer dem Mieter selbst können es noch bestimmte 
andere Personen sein, für die er einzustehen hat* * * 10 *).

3. Die Darlegung des V e r s c h u l d e n s  der handeln­
den Person. Dazu gehört bei Kindern, Geisteskranken 
usw. auch die Frage, inwieweit der Handelnde für seine 
Handlungen verantwortlich ist (§§ 827, S28 BGB.) und 
ob und inwieweit den Mieter dadurch, daß er die Hand­
lung nicht verhindert hat, selbst ein Verschulden trifft. 
Hieran fehlt es gewöhnlich vollkommen.

4. Die Bezeichnung der b e l ä s t i g t e n  Person.  Auch 
andere, als der Vermieter selbst, sind geschützt, ins­
besondere Hausbewohner und der ständige Vertreter 
des Vermieters in den Verwaltungsgeschäften, nicht je­
doch sein Prozeßbevollmächtigter11).

5. Die A n g a b e  de r  Zei t .  Nur ein Vorfall, für den 
die Zeit angegeben wird, ist gewöhnlich als ausreichend 
substantiiert anzusehen. Ohne Zeitangabe kann der Be­
klagte nicht ausreichend erwidern (z. B. er sei zur Zeit 
des angeblichen Lärms nachweisbar verreist gewesen, 
könne es also nicht gewesen sein), kann aber auch nicht 
nachgeprüft werden, ob nicht schon die Verjährungs­
fristen des § 2 Abs. 3 MietSchG. abgelaufen sind. Auf 
verjährte Vorfälle allein kann uie Klage nicht mehr ge-, 
stützt werden. Wegen ihrer sonstigen Verwendung siehe 
unter Ziff. 9.

6. Der B e w e i s a n t r i t t  für jede einzelne Tatsache. 
Es genügt nicht, daß am Schluß eine Reihe von1 Zeugen 
ohne Angabe des einzelnen Beweisthemas benannt oder 
auf „sämtliche Hausbewohner“  Bezug genommen wird. 
Das ist eigentlich selbstverständlich, wird aber in vielen 
Klageschriften nicht beachtet.

7. Grundsätzlich immer eine A b m a h n u n g 12). Für 
jede einzelne Belästigungs- oder Gefährdungsart muß 
unter Bevveisantritt dargelegt werden, wann und wie 
deswegen abgemahnt, Abhilfe oder Unterlassung ver­

9a) Einzelheiten: R o q u e t t e ,  „Rechtskraft und Ausschluß­
wirkung klagabweisender Urteile in Mietaufhebungsprozessen“ :
DR. 1942, 874.

10) Einzelheiten: A l t e r ,  „Wessen belästigendes oder gefährden­
des Verhalten führt zur Aufhebung?“ : GrundE. 1940, 290. Wegen 
Belästigung durch Untermieter: LG. Berlin: GrundE. 1939, 511.

11) KG. 17 W  9569/27 v. 5. Dez. 1927: EA. 636-,
12) Eingehende Darstellung: A l t e r ,  „D ie Abmahnung“ : GrundE. 

1940,411.
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langt worden ist. Dabei sind auch die Vorfälle substan­
tiiert anzugeben, die vor der Abmahnung liegen und zu 
ihr die Veranlassung gegeben haben.

8. Wenn die, Aufhebung des Mietverhältnisses aus­
nahmsweise ohne vorherige Abmahnung begehrt wird, 
muß dies eingehend begründet und insbesondere er­
örtert werden, inwiefern der einmalige Vorfall schon so 
schwer sein soll, daß deswegen allein dem Vermieter 
trotz der mit der Aufhebung des Mietverhältnisses für 
den Mieter bei der jetzigen Wohn-ungsknappheit ent­
stehenden ganz beträchtlichen Schwierigkeiten und Nach­
teile doch nicht mehr die Fortsetzung des Mietverhält­
nisses mit dem Mieter zugemutet werden kann.

9. Es wird sich vielfach empfehlen, von der im § 17 
Satz 2 MietSchG. gebotenen, aber nur selten angewand­
ten Möglichkeit Gebrauch zu machen, Tatsachen, die bei 
einer früheren Aufhebungsklage nicht ausgereicht haben 
oder dort nicht mehr geltend gemacht worden sind, oder 
die sonst nach § 2 Abs. 3 MietSchG. verjährt sind, zur 
Unterstützung der neuen Vorfälle geltend zu machen. 
Wer immer wieder den Hausfrieden stört, wird anders 
behandelt werden, als wer nur gerade einmal entgleist 
ist oder falsch gehandelt hat. Daß auch diese früheren 
Tatsachen, getrennt von den. übrigen, eingehend sub­
stantiiert werden müssen, ist selbstverständlich, wird 
aber, wenn solche Tatsachen schon angeführt werden, 
meist vergessen.

10. Zu wenig beachtet wird auch, daß der Vermieter 
nicht einfach jeden Streit zwischen den Vertragsparteien 
über den Umfang der Rechte des Mieters mit einer Miet­
aufhebungsklage beantworten und auf diesem Wege ent­
scheiden lassen kann1. Auch im Bereich des § 2 MietSchG. 
kommt, wie bei §3 MietSchG., eine Aufhebung dann 
nicht in Betracht, wenn der Mieter der Annahme war, 
sein Handeln sei vertragsgemäß, sofern diese Annahme 
nicht auf Fahrlässigkeit beruht. Besteht zwischen den 
Vertragsparteien daher ein ernsthafter Streit über den 
Vertragsinhalt, dann kann .der Vermieter diesen Streit 
nur im Wege einer Unterlassungsklage oder einer Fest­
stellungsklage klären, nicht aber sofort Mietaufhebungs­
klage erheben18).
c) U n b e f u g t e  R a u m ü b e r l a s s u n g .

1. Nur die Überlassung des Raums zu selbständigem 
Gebrauch fällt darunter, nicht die Aufnahme Dritter (An­
gehöriger, Personal usw.) zum unselbständigen M it­
benutzen, wegen der nur eine Unterlassungsklage ge­
geben ist, soweit sie sich mit dem Mietvertrag nicht 
mehr vereinen läßt.

2. Wenn die nach § 549 BGB. für die Überlassung des 
Mietraums erforderliche Erlaubnis des Vermieters durch 
das Mieteinigungsamt gemäß § 5 der 3. AusfVO. zur 
KündSchVO. v. 5. Sept. 1939 ersetzt ist, kann kein Zwei­
fel bestehen. Im übrigen kann die Erlaubnis im Miet­
vertrag oder später ausdrücklich schriftlich oder mündlich, 
oder auch stillschweigend, insbesondere durch längere 
Duldung erteilt sein. Gerade hierbei, bestehen häufig 
ernsthafte Meinungsverschiedenheiten zwischen den Par­
teien, die nach der unter b 10 mitgeteiiten Entschei­
dung13) nicht durch eine Aufhebungsklage, sondern vor­
erst durch eine Unterlassungs- oder Feststellungsklage 
geklärt werden müssen, wenn der Mieter ohne Fahr­
lässigkeit eine haltbare Auffassung vertritt.

3. Wenn einem Mieter die Erlaubnis zur Unterver­
mietung am 30. Nov. 1936 erteilt war, darf sie nach1 
Ziff. 10 des Runderlasses des Reichskommissars für die 
Preisbildung v. 12. Dez. 1937 — Nr. 184/37 — auch dann 
nicht widerrufen werden, wenn sie unter dem; Vorbehalt 
des Widerrufs erteilt worden war.

4. Grundsätzlich ist auch hier die Abmahnung erforder­
lich wie unter b 7. Eine Aufhebung ohne Abmahnung 
wird überhaupt kaum in Frage kommen.

5. Die Verjährung des § 2 Abs. 3 MietSchG. beginnt 
hierbei, weil es sich um einen Dauerverstoß handelt, 
nicht mit dem Anfang der Untervermietung, sondern mit 
dem Ende dieses Dauerzustandes.

d) M i e t r ü c k s t a n d .
1. Bei einem Rückstand von mehr als einer, jedoch1 

weniger als zwei Monatsmieten ist die Erhebung der

o) LG. Berlin: DR. 1939, 108650 und Anm. dazu von R o q u e t t e .

Klage erst zwei Wochen nach Fälligkeit des letzten Teils 
des die Aufhebung rechtfertigenden Mietbetrages zu­
lässig (§3 Abs. 1 Satz 1 MietSchG.). Die verfrüht er­
hobene Klage ist unzulässig. Sie wird auch nicht auto­
matisch am richtigen Tage zu einer zulässigen und w irk­
samen. Die wirksame Klage muß vielmehr erst zur rich­
tigen Zeit erhoben werden, wozu die Aufrechterhaltung 
der bisherigen Klage in einem Schriftsatz oder in der 
späteren mündlichen Verhandlung genügt14). Von da an 
läuft dann aber auch erst die Schonfrist von zwei Wo­
chen (§ 3 Abs. 3 MietSchG.), während der der Mieter die 
Aufhebung abwenden kann, und auch kein Aufhebungs­
urteil ergehen darf (g 10 Abs. 3 MietSchG.).

2. Wenn ein Mieter eine Zeit lang ohne ernsthaften
Widerspruch des Vermieters den Mietzins nicht zu dem 
Fälligkeitstermin des Mietvertrages, sondern später ge­
zahlt hat, dann ist darin zwar noch keine Abänderung 
des Mietvertrages hinsichtlich der Fälligkeit der Miete 
zu erblicken, der Vermieter kann aber nicht plötzlich 
wegen dieser von ihm geduldeten Unpünktlichkeit die 
Aufhebung des Mietverhältnisses verlangen, sobald bei 
Zugrundelegung der Bestimmungen des Mietvertrages 
ein die Aufhebung rechtfertigender Rückstand besteht. 
Erst wenn er ausdrücklich von seiner bisherigen Dul­
dung abgerückt ist und für die Zukunft die Einhaltung 
des Vertrages und damit pünktliche Zahlung verlangt 
hat, kann er nach angemessener Frist wegen der dann 
etwa nach den Vertragbestimmungen bestehenden Rück­
stände die Aufhebung verlangen. t

3. Eis wird vielfach angenommen, daß in der Schonfrist 
des § 3 Abs. 3 MietSchG. alle rückständigen und bis zum 
Ablauf der Frist noch fällig werdenden Mieten sowie die 
Zinsen und auch die Kosten des Rechtsstreits gezahlt 
werden müssen, wenn die Aufhebung des Mietverhält­
nisses abgewandt werden soll. Das LG. Berlin15) ist 
hingegen der durchaus begründeten Ansicht, daß der 
Mieter den Vermieter lediglich wegen der Mietbeträge 
befriedigen muß, auf die dieser seine Aufhebungsklage 
von vornherein oder nachträglich gestützt hat, nicht aber 
wegen der sonstigen Rückstände, insbesondere auch 
nicht wegen der Kosten des Rechtsstreits, deren Höhe 
dem Mieter meist vollkommen unbekannt ist. Das ist — 
auch im Elinblick auf die Regelung der Kosfenpflicht in 
§ 3 Abs. 3 Satz 3 MietSchG. — von erheblicher Bedeu­
tung, aber meist unbekannt.

4. Häufige unpünktliche Mietzahlung, die die Voraus­
setzungen des § 3 MietSchG. nicht erfüllt, kann in be­
sonderen Fällen als Belästigung zur Aufhebung führen. 
Es genügt aber nicht, daß oftmals unpünktlich bezahlt 
und der Vermieter dadurch, was stets dargelegt werden 
muß, erheblich belästigt worden ist. Diese Belästigung 
muß vielmehr auch vom Mieter verschuldet sein. § 279 
BGB. ist hierbei ohne Bedeutung. Es kommt darauf 
an, ob der Mieter bei gutem Willen zur Zahlung in 
der Lage gewesen wäre, aber entweder absichtlich oder 
durch grobe Nachlässigkeit die ihm pünktlich mögliche 
Mietzahlung verzögert hat.

5. Bei jeder Aufrechnung ist zu prüfen, ob und inwie­
weit ein Aufrechnungsverbot des Mietvertrages entgegen­
steht, und ob die gegebenenfalls erforderliche Ankündi­
gung der Aufrechnung (§ 28 MietSchG., § 6 des Einheits­
mietvertrages) ordnungsgemäß vorgenommen is t16).
e) E i g e n b e d a r f  (§4 MietSchG. — §4 der 3. AusfVO. 

zur KündSchVO.).
Die eingeführte Bezeichnung für diesen Aufhebungs­

grund tr ifft nicht ganz zu. Es handelt sich nicht nur um 
den eigenen Raumbedarf des Vermieters, sondern um 
sein eigenes Interesse, das auch an dem Bedarf bestimm­
ter anderer Personen bestehen kann.

1. Meist wird nur dargelegt, daß der Vermieter 
Räume braucht. Dies reicht nicht aus. Es muß auch ein­
gehend erörtert werden, w.arum sein Interesse gerade 
an den Räumen des Beklagten besteht und daher gerade

u ) LG. Hamburg: EA. 722; eingehende Darstellung dieser Frage
in dem Aufsatz des Verfassers in GrundE. 1940, 350.

15) GrundE. 1940, 148.
16) Einzelheiten über die Regelung der Aufrechnung in § 28 

MietSchG. und in § 6 des Einheitsmietvertrages: A l t e r ,  „D ie 
Aufrechnung gegen den Mietzins“ : GrundE. 1942,55 und das dort 
wiedergegebene Urteil des LG. Berlin (282 S 32/42).
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das Mietverhältnis mit dem Beklagten aufgehoben wer­
den muß.

2. Nach § 4 Abs. 1 Satz 4 MietSchG. ist die Zahl und 
das Lebensalter der zum Hausstande des Vermieters ge­
hörigen Abkömmlinge sowie der Umstand zugunsten des 
Vermieters zu berücksichtigen, daß der Vermieter den 
Raum aus beruflichen Gründen dringend braucht. Auf 
diese meist unbekannte Vorschrift sei besonders hinge­
wiesen. Ohne entsprechende Darlegungen kann das Ge­
richt diese Umstände bei der Abwägung der Interessen1 
nicht berücksichtigen.

3. Das Mietverhältnis kann nur für den Zeitpunkt auf­
gehoben werden, für den eine zur Zeit der Klage­
erhebung ausgesprochene Kündigung nach Vertrag oder 
beim Mangel einer Vertragsbestimmung nach § 565t 
BGB.17) zulässig sein oder die vereinbarte Vertragszeit 
ablaufen würde (§ 5 Abs. 1 MietSchG.). Dementsprechend 
muß auch der Klageantrag lauten. Wenn ein Vertrag 
auf längere Zeit abgeschlossen ist oder sich gerade auf 
längere Zeit verlängert hat, wird die Erhebung einer 
solchen Klage unterbleiben. Lediglich bei Eigenbedarf 
des Vermieters für kriegswichtige Zwecke (§ 4 der 3. Ausf- 
VO. zur KündSchVO.) kann das MietVerhältnis auf An­
trag des Vermieters auch mit sofortiger Wirkung auf­
gehoben werden.

4. Werden die Räume für kriegswichtige Zwecke be­
nötigt, so genügt zum Nachweis des überwiegendem 
Interesses des Vermieters i. S. des §4 MietSchG. eine 
Bescheinigung der zuständigem Behörde. Wer die zu­
ständige Behörde ist, bestimmt sich nach der AllgVfg. d. 
RJM. v. 2. Jan. 1940ls). Bescheinigungen anderer Behör­
denstellen haben nicht die gleiche Wirkung. Wird die 
Bespheinigung der zuständigen Behörde über den kriegs­
wichtigen Zweck und das überwiegende Interesse des 
Vermieters vorgelegt, muß das Gericht das Mietverhält­
nis aufhebem, ohne daß es auf ähnliche Bescheinigungen, 
die der Mieter etwa vorlegt, ankommt. Auf diese Vor­
schriften des §4 der 3. AusfVO. kann sich der Vermieter 
aber nur berufen, wenn1 er selbst die Mieträume für 
kriegswichtige Zwecke benötigt (§3 der 5. AusfVO.).

5. Das Aufhebungsurteil darf nie für vorläufig voll­
streckbar erklärt werden (§ 13 Abs. 2 MietSchG.), auch 
nicht bei der Aufhebung wegen kriegswichtigen Eigen­
bedarfs.

6. Bei der Aufhebung des Miefverhältnisses nach § 4 
Abs. 1 MietSchG. kann das Gericht die Erstattung der 
Umzugskosten19) durch den Vermieter ganz oder zum 
Teil anordnen (§4 Abs. 3 MietSchG.). Wenn der Vermie­
ter der Ansicht ist, daß dies nach Lage der Sache, ins­
besondere nach den Vermögens- und Einkommensverhält- 
nissen der Vertragsteile im Einzelfall nicht der Billigkeit 
entsprechen würde, muß entweder schon in der Klage­
schrift, wenn dieser Anspruch nach den vorherigen Ver­
handlungen zu erwarten ist, mindestens aber nach dem 
entsprechenden Antrag des Beklagten unter Angabe von 
Tatsachen dazu Stellung genommen werden.

7. Nach § 7 der 3. AusfVO. kann bei Geschäftsräumen 
ferner, soweit es zum Ausgleich unbilliger Härten er­
forderlich ist, dem Vermieter auch die Leistung einer 
angemessenen Entschädigung für die sonstigen w irt­
schaftlichen Nachteile, die der Mieter durch den Verlust 
der Räume erleidet, auferlegt werden. Auch hier ist recht­
zeitige Stellungnahme dringend erforderlich.

f) E i g e n b e d a r f ' ( S o n d e r f ä l l e ) .
Die Aufhebung ist erleichtert:
1. für Dienst- und Werkwohnungen, wenn Mieter­

schutz nach Beendigung des Dienst- oder Arbeitsverhält­
nisses eingetreten is t20), bei bestimmtem Gründen, ins­
besondere bei Bedarf für den Nachfolger im Dienst­
oder Arbeitsverhältnis (§ 22 MietSchG. in Verbindung 
mit §4 der 2. AusfVO. zur KündSchVO.);

2. bei Dienst- und Werkwohnungen, die Betriebs-

n ) Unter Beachtung des Gesetzes über die Auflockerung der 
Kündigungstermine v. 24. März 1938. 

i«) DJ. 1940, 26.
1«) Einzelheiten: A l t e r ,  „Umzugskostenersatz nach dem Miet­

SchG.“ : GrundE. 1939, 510.
20) Darstellungen: A l t e r ,  „D er Mieterschutz bei Häuswart- 

wohnungcn“ : GrundE. 1940,232 und von H o f f  er :  GrundE.
1942, 68.

fremden überlassen sind (§ 23 MietSchG.; § 4 der
2. AusfVO.);

3. wenn bei Dienst- oder Werkwohnungen der Rautp 
im Verhältnis zur Zahl der Bewohner übermäßig groß 
ist (§ 23a MietSchG.; §4 der 2. AusfVO.);

4. wenn der Mieter am 1. Jan. 1914 seinen Wohnsitz 
nicht im Deutschen Reich hatte, ausgenommen bestimmte 
besondere Fälle (§ 35 MietSchG.).
g) V e r w e i g e r u n g  g e n e h m i g t e r  M i e t p r e i s ­

e r h ö h u n g .
1. Die Ausnahmegenehmigung, durch die eine Er­

höhung des Mietzinses zugelassen wird, ändert an sich 
an dem Vertragsverhältnis der Parteien nichts; sie be­
deutet nur eine Aufhebung des sich aus derPreisstopVO. 
ergebenden Preiserhöhungsverbots21).

2. Handelt es sich um Räume, die dem RMietG. unter­
liegen und zur gesetzlichen Miete vermietet sind, kann 
der Vermieter, falls der Mieter die Erhöhung nicht an­
erkennen will, die Neufestsetzung der Friedensmiete im 
Rahmen der Ausnahmegenehmigung durch das Mieteini­
gungsamt zu erwirken suchen, dessen1 Entscheidung 
dann nach § 15 RMietG. als vereinbarte Bestimmung 
des Mietvertrages g ilt und von dem ersten Mietzahlungs­
termin an wirkt, der auf die Stellung des Antrages folgt.

3. Im übrigen kann der Vermieter nach § 4 der 1. Ausf­
VO. zur KündSchVO. v. 4. Dez. 1937, wenn der Mieter 
auf das bestimmte Verlangen des Vermieters die Aner­
kennung der genehmigten Mietpreiserhöhung verweigert, 
die Aufhebung des Mietverhältnisses beanspruchen, je­
doch nur zu dem Zeitpunkt, zu dem eine Kündigung 
nach Vertrag oder mangels vertraglicher Bestimmungen 
nach dem Gesetz zulässig wäre oder die vereinbarte 
Mietzeit ablaufen würde. Wenn der Mietvertrag noch 
auf längere Zeit abgeschlossen ist, kann also bis dahin 
weder die höhere Miete erzwungen, noch die Aufhebung 
des Mietverhältnisses durchgesetzt werden.

4. In dem Erlaß des Reichskommissars für die Preis­
bildung v. 23. März 194222) wird unter bestimmten Um­
ständen ein unmittelbarer Eingriff in die Vertragsbezie­
hungen auch zur Erhöhung des Mietzinses auf Grund 
des § 2 PreisbildungsG. durch die Preisbehörde für zu­
lässig erachtet, woraufhin dann der Vermieter ohne wei­
teres den höheren, Mietzins verlangen kann, während die 
Möglichkeit der Aufhebung des Mietverhältnisses wegen 
Verweigerung der genehmigten Mietzinserhöhung ent­
fällt.

II. S a c h d a r s t e l l u n g  bei  der  H e r a u s g a b e k l a g e
a) B e e n d i g u n g  des M i e t v e r t r a g e s  d u r c h  K ü n ­

d i g u n g  des M i e t e r s  o d e r  V e r e i n b a r u n g .
1. Die Kündigung desl,Mieters wird durch das( MjietSchG. 

nicht berührt. Die Kündigung e i nes Mieters reicht 
aus, wenn im Vertrage vereinbart ist: „Einseitige Rechts­
geschäfte, welche vom Vermieter oder diesem gegenüber 
vorzunehmen sind, sind wirksam für alle Mieter, auch 
wenn sie nur einem Mieter gegenüber oder von einem 
derselben bewirkt werden“ , auch wenn es sich um Ehe­
leute handelt, und die Ehe geschieden is t23 *). Beim Ein­
heitsmietvertrag ist im § 14 Ziff. 2 eine — jederzeit 
widerrufliche — Kündigungsvollmacht der Ehefrau auf 
den Ehemann vorgesehen.

2. Vereinbarungen über die Beendigung des Mietver­
hältnisses dürfen nicht zur Beseitigung des Mieterschutzes 
geschlossen sein (§ 49 MietSchG.), was insbesondere 
dann der Fall wäre, wenn sie schon allzulange vor 
dem Beendigungszeitpunkt getroffen sind.
b) T o d  des M i e t e r s  (§ 19 MietSchG.; § 6 der3. Ausf­

VO.; § 3 der 4. AusfVO.)2i).
1. Der Kreis der nach dem Tode des Mieters geschütz­

ten Personen ist im § 19 Abs. 1 Satz 2 MietSchG. ein­
deutig festgelegt. Die Ausdehnung auf andere Personen, 
mögen sie auch lange Zeit zu dem Hausstand des Mie­
ters gehört haben, ist nicht zulässig25).

: l ) Z iff. 72 des Runderlasses des Reichskommissars für die Preis­
bildung v. 12. Dez. 1937 Nr. 184/37.

22) GrundE. 1942, 54.
23) KG.: GrundE. 1941, 67.
29 A l t e r ,  „D er Tod des Mieters“ : GrundE. 1940, 434; 1941, 

233 und 1941, 290.
2ä) LG. Berlin: GrundE. 1941, 233.
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2. Wenn keine geschützten Personen vorhanden sind, 
kann der Vermieter dem Erben nach § 569 BGB. kündi­
gen und im Wege des § 27 MietSchG. Herausgabe ver­
langen.

3. Gegen einen Hausstandsangehörigen, der weder 
Erbe ist, noch zu den geschützten Personen gehört, oder 
als geschützte Person den Eintritt in das Mietverhältnis 
ablehnt, ist, da ein Vertragsverhältnis zu ihm als Nicht­
erben nicht besteht, die Räumungsklage zu erheben.
c) D i e n s t -  und  W e r k  W o h n u n g e n .

Voraussetzung ist, daß nicht der volle Mieterschutz
ein tritt20). Dieser Fall der Herausgabe nimmt zur Zeit 
einen erheblichen Raum ein, zumal § 23 b MietSchG., was 
vielfach nicht bemerkt wird, durch die 3. AusfVO. außer 
Kraft gesetzt ist.

1. Der Unterschied zwischen §20 MietSchG.: Der 
Mietraum ist eingeräumt auf Grund eines Mietvertrages, 
der nur mit Rücksicht auf ein zwischen den Vertrags­
teilen bestehendes Dienst- oder Arbeitsverhältnis ge­
schlossen worden ist, — und §21 MietSchG.: Der Raum 
ist nicht besonders vermietet, sondern als Teil des Ar­
beitsentgelts im Arbeitsvertrag überlassen worden, muß 
beachtet werden. Im Fall des § 20 liegen zwei verschie­
dene Verträge vor, im Fall des §21 nur ein einziger.

2. Die Parteien des Mietvertrages und des Arbeitsver­
trages brauchen nicht vollkommen identisch zu sein. Daß 
der Mietvertrag mit Eheleuten, der Hauswartdienstver­
trag nur mit der Ehefrau geschlossen ist, genügt26).

3. Daß der Mieter durch sein Verhalten, dem Vermieter 
gesetzlich begründeten Anlaß zur Auflösung des Dienst­
oder ArbeitsVerhältnisses gegeben hatte, muß der Woh- 
nungs- und Arbeitgeber beweisen, während der- Woh­
nungsinhaber die Beweislast dafür hat, daß seine Kündi­
gung auf einem ihm vom Vermieter gegebenen gesetzlich 
umschriebenen Grund beruht. Es muß daher in der Klage­
schrift dargelegt werden, wer gekündigt hat. Ist das 
Arbeits Verhältnis nicht von einem Teil gekündigt, son­
dern durch Übereinkommen beider aufgelöst worden1, wie 
öfter vorgetragen wird, ist die in den §§ 20, 21 be­
stimmte Ausnahme vom Mieterschutz nicht gegeben, 
besteht also Mieterschutz. Dabei ist allerdings folgendes 
zu beachten: Nach der VO. zur Beschränkung des Arbeits­
platzwechsels kann, sofern nicht das Arbeitsamt ent­
schieden hat, nicht einseitig gekündigt werden. Die Par­
teien können nur — abgesehen von Betrieben der Kriegs­
wirtschaft27) — das Verhältnis in Übereinstimmung lösen. 
Für die §§ 20, 21 ist dies aber nicht wie eine zweiseitige 
Lösung anzusehen, sondern^ der von einem Teil aus­
gehende Wunsch zur Auflösung ist wie eine Kündigung 
zu behandeln28).

4. Im Falle des §20 MietSchG. bedarf es auch der 
Kündigung des Mietverhältnisses, die sich nach dem 
Inhalt des Mietvertrages richtet. Nur zu dem Zeitpunkt 
der Wirksamkeit dieser-Kündigung kann die Herausgabe 
verlangt werden. Dieser Zeitpunkt und die Beendigung 
des Arbeitsverhältnisses brauchen daher, je nach dem 
Inhalt der Verträge und der Tarifordnung1, nicht zusam­
men zu fallen. Die Kündigung muß dargelegt und be­
wiesen werden.
. 5. Im Falle des § 20 MietSchG. ist der Raum mit Be­
endigung des Dienst- oder Arbeitsverhältnisses heraus­
zugeben.
d) Räume f ü r  b e s o n d e r e  Z w e c k e  und  zu v o r ­

ü b e r g e h e n d e m  G e b r a u c h  (§25 MietSchG.).
Diese Vorschrift wird jetzt wieder häufiger zitiert, 

ohne daß aber genügend auf die für ihre Anwendung er­
forderlichen Voraussetzungen geachtet und der nötige 
Tatbestand mitgeteilt wird.

1. Vermietung zu vorübergehendem Gebrauch enthält 
eine zeitliche Beschränkung und die Besonderheit, daß 
der Wegfall dieses Gebrauchs von vornherein beabsich­
tig t ist. Sie steht der Vermietung zum dauernden Ge­
brauch gegenüber, wie dies bei der normalen Vermietung 
einer Wohnung oder eines Geschäftslokals der Fall ist. 
Es muß also dargelegt werden, für welche Zeit der vor­
übergehende Gebrauch stattfinden sollte, und daß und

26) KO.: GrundE. 1940,552.
27) RGBl. 1942, 340.
28) LG. Berlin (282 S 1328/42) v. 16. Juni 1942- w ird demnächst 

m DR. veröffentlicht.

inwiefern der Wegfall des Gebrauchs von vornherein 
beabsichtigt war.

2. Weiter ist erforderlich, daß der Raum für besondere 
Zwecke vermietet ist, .also für andere Zwecke, als ge­
wöhnlich mit der Vermietung solcher Räume verknüpft 
sind. Diese besonderen Zwecke müssen herausgestellt 
und bewiesen werden.

C. Die Klagebeantwortung
Von den unter B behandelten Fragen sind die meisten 

auch für die Klagebeantwortung von Bedeutung. Ein all­
gemeiner Hinweis darauf muß genügen. Darüber hinaus 
ist folgendes von Wichtigkeit:

I. B e i d e r A u f h e b u n g s k l a g e
a) A n t r ä g e .

Neben dem Antrag auf Klageabweisung sind noch ver­
schiedene Anträge "für den Fall des Unterliegens zu 
stellen. Ebenso selbstverständlich wie die Begründung 
des Klageabweisungsantrages sollte es sein, daß auch 
jeder einzelne der Hilfsanträge eine eingehende, auf den 
Einzelfall zugeschnittene Begründung erfährt. Daran fehlt 
es fast stets.

1. Räumungsfrist. Da nach § 5a MietSchG. von Amts 
wegen die Frage der Räumungsfrist zu prüfen ist, bedarf 
es an sich eines dahingehenden Antrages nicht unbe­
dingt. Immerhin ist ein solcher mit Rücksicht auf die 
Möglichkeit, bei Übergehen die erleichterte Ergänzung 
des Urteils nach § 319 Abs. 2 u. 3 ZPO. verlangen zu 
können, von Vorteil. Für die Beurteilung der Länge der 
notwendigen Räumungsfrist sollten dem Gericht in jedem 
Fall möglichst viele Anhaltspunkte an die Hand gegeben 
werden. Ein Hinweis auf die allgemeine Raumknappheit 
erübrigt sich. Statt dessen sollte besser auf die Zahl der 
Familienmitglieder, insbesondere auf die der Kinder und 
deren Alter, auf Krankheiten, die die Wohnungssuche 
und den Umzug erschweren, und ähnliche Umstände des 
Einzelfalles hin,gewiesen werden, die, abgesehen von der 
allgemeinen Lage, die Länge der Räumungsfrist im Ein­
zelfall beeinflussen können. Tatsachen, die dem Gericht 
nicht unterbreitet werden, kann es auch nicht berück­
sichtigen.

2. Unzugskostenersatz und Sicherheitsleistung19). 
Diese Anträge (nur bei Aufhebung aus § 4 Abs. 1 Miet­
SchG.) werden fast immer vergessen und erst nachgeholt, 
wenn das Gericht, wozu es allerdings nach § 4 Abs. 5 
Satz 1 MietSchG. verpflichtet ist, darauf hinweist. In 
vielen Fällen mußte dieser Hinweis erst in der Beru­
fungsinstanz erfolgen. Entscheidend ist dabei, was nach 
der Vermögens- und Einkommenslage der Parteien der 
Billigkeit entspricht. Es sollte eigentlich selbstverständ­
lich sein, daß der, der Umzugskosten erstattet haben 
will, wenigstens se i ne  Vermögens- und Einkommens­
verhältnisse genau und über die des Gegners das mit­
teilt, was ihm darüber bekannt ist. Daß der eine Ver­
mieter und der andere Mieter ist, kann allein nicht aus- 
reichen, denn sonst wäre diese Vorschrift anders gefaßt 
worden. Die Berufsbezeichnungen bieten nur einen An­
halt, der nicht immer zuzutreffeu braucht. Trotzdem fehlt 
fast regelmäßig jeder Vortrag in dieser Richtung. Das 
kann sich für die eine oder die andere Partei nachteilig 
auswirken.

3. Prozeßkosten. Auch über diese kann das Gericht 
nur bei der Aufhebung aus § 4 MietSchG. anders als 
nach den Bestimmungen der ZPO. entscheiden (§ 13 
Abs. 3 MietSchG.). Hier g ilt dasselbe wie unter 2.

4. Entschädigung für sonstige wirtschaftliche Nachteile 
(§7 der 3. AusfVO.). Ebenfalls nur bei Aufhebung des 
Mietverhältnisses aus § 4 MietSchG. Ein Antrag ist er­
forderlich. Maßgebend: soweit es zum Ausgleich un­
billiger Härten erforderlich1 ist. Auch hier fehlt vielfach 
jede Begründung.

5. Oft wird noch Ersatzraum beantragt. Die Verurtei­
lung mit Ersatzraum gibt es aber schon seit vielen Jahren 
nicht mehr.

b) B e l ä s t i g u n g  und G e f ä h r d u n g .
1. Wenn der Vermieter oder eine zu seinem Hausstand 

oder zu seinem Gewerbebetrieb gehörige oder mit seiner 
Vertretung betraute Person die Belästigung durch eige­
nes Verschulden veranlaßt hatte, findet eine Aufhebung
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nicht statt (§2 Abs. 2 Satz 2 MietSchG.). Selbstverständ­
lich auch dann nicht, wenn der belästigte Hausbewohner 
die Belästigung durch eigenes Verschulden veranlaßt 
hatte. Darlegungs- und beweispflichtig, dafür ist der 
Mieter.

2. Für den Beginn der Verjährungsfristen des §2 Abs. 3 
MietSchO. ist der Mieter beweispfiichtig.
c) U n b e f u g t e  R a u m ü b e r l a s s u n g .

Sofern die Erlaubnis des Vermieters streitig ist, sollte 
unverzüglich der Antrag auf Ersetzung der Zustimmung 
durch das Mieteinigungsamt nach §5 der 3. AusfVO. ge­
stellt werden, damit die Entscheidung des Mieteinigungs­
amts rechtzeitig dem ordentlichen Gericht vorgelegt wer­
den kann. Notfalls sollte Aussetzung bis zur Entschei­
dung des Mieteinigungsamtes über den: bereits bei ihm 
anhängigen Antrag beantragt werden. Es ist falsch, wie 
es vielfach geschieht, diese Anträge erst bei oder nach 
Einlegung der Berufung gegen das schon erlassene Auf­
hebungsurteil zu stellen.
d) M i e t r ü c k s t a n d .

Besonders wichtig ist der §3 Abs. 2 MietSchO. Wenn 
die Vergünstigung dieser Bestimmung in Anspruch ge­
nommen werden soll, muß auf folgende Umstände ein­
gegangen werden:

1. Der Verzug ist auf Unkenntnis des Mieters über den 
Betrag des Mietzinses oder über den Zeitpunkt der 
Fälligkeit zurückzuführen. Oder

2. Der Verzug ist auf die irrtümliche Annahme eines 
Aufrechnungs-, Minderungs- oder Zurückbehaltsrechts 
zurückzuführen. Ferner

3. Unkenntnis oder Irrtum beruht nicht auf Fahr­
lässigkeit.

Dabei muß insbesondere auch erörtert werden, warum 
etwa entgegenstehende Bestimmungen des schriftlichen 
Mietvertrages nicht beachtet worden sind und inwiefern 
darin keine Fahrlässigkeit liegen soll.
e) E i g e n b e d a r f .

1. Gegenüber dem; nur auf §4 MietSchG. gestützten 
Aufhebungsanspruch sollten ganz eingehend die Verhält­
nisse des Mieters, also seine Interessen an der Bei­
behaltung des Raumes dargelegt werden. Auch hierbei 
empfiehlt es sich, nicht nur auf allgemeine Zustände zu 
verweisen, sondern darüber hinaus gerade die sich aus 
dem Einzelfall ergebenden besonderen Interessen des 
Mieters genauestens hervorzuheben.

2. Da bei der Anwendung des § 4 der 3. AusfVO. vom 
Gericht keine Abwägung der Interessen1 beider Teile 
mehr vorgenommen werden darf, sondern das Gericht 
aufheben muß, wenn ihm die richtige Bescheinigung der 
zuständigen Behörde vorgelegt wird, sind Ausführungen 
über die Interessen des Mieters in diesem Fall nutzlos. 
Es hätte nur Sinn, sich rechtzeitig an die für die Be­
scheinigung zuständige Behörde zu wenden.

3. Auch der Vermieter kann auf die Rechte, die ihm 
nach dem MietSchG. zustehen, nach § 49 MietSchG. nicht 
wirksam verzichten. Daß öfter dem widersprechende Be­
hauptungen vorgetragen werden, wie: der Vermieter 
habe sich von vornherein verpflichtet, Eigenbedarf nicht 
geltend zu machen, oder: der Untervermieter habe dem 
Untermieter gegenüber auf die Wohnung verzichtet, 
kann daher keinen Erfolg haben.

II. B e i d e r H e r a u s g a b e k l a g e
a) A n t r ä g e .

Räumungsfrist. Da §27 MietSchG. auf §721 ZPO. ver­
weist, §_5a MietSchG. aber nicht anwendbar ist, kann 
das Gericht keine Räumungsfrist ohne Antrag des Be­
klagten bewilligen.
b) D i e n s t -  und  W e r k  W o h n u n g e n 20).

1. Im Falle des § 20 MietSchG. kommt es darauf an, 
ob der Raum nur mit Rücksicht auf ein zwischen den 
Parteien bestehendes Dienst- oder Arbeitsverhältnis ver­
mietet ist. Diese Kernfrage bedarf eingehender Prüfung 
und, falls sie verneint werden soll, eingehender Dar­
legung. Dabei ist zu berücksichtigen, daß eine solche 
Verknüpfung beider Verträge auch dann' vorhanden sein 
kann, wenn ein Mieter erst später die Hauswartgeschäfte 
übernommen hat und auch der Mietvertrag dadurch auf 
eine neue wirtschaftliche Grundlage gestellt worden

is t20). Anders, wenn die Parteien dabei zum Ausdruck 
gebracht haben, daß beide Verträge nichts miteinander 
zu tun haben sollenII. 29 30).

2. Ob der Raum schon von jeher Dienstwohnung war, 
ist gleichgültig. Wohnungen mit der ihnen ständig an­
haftenden Eigenschaft einer Dienstwohnung gibt es im 
Miethaus nicht mehr. Maßgebend ist, was beiden Streiten 
um die Hauswartwohnung immer wieder verkannt wird, 
ob die streitige Wohnung im Verhältnis der jetzigen 
Parteien nur mit Rücksicht auf das Arbeitsverhältnis ver­
mietet oder im Rahmen des Arbeitsverhältnisses über­
lassen worden ist, mag sie auch der Vorbenutzer al^ 
reine Mietwohnung innegehabt haben.

3. Wenn eingewandt wird, daß der Vermieter einen 
gesetzlich begründeten Anlaß zur Kündigung gegeben 
habe, muß dieser Anlaß eingehend dargelegt und unter 
Beweis gestellt werden, ebenso, wie im umgekehrten 
Fall zu der Behauptung des Klägers, es sei vom Woh­
nungsinhaber gesetzlich begründeter Anlaß gegeben 
worden, hinreichend Stellung genommen werden muß. 
Wie die durch1 die VO. zur Beschränkung des Arbeits­
platzwechsels geregelte Beendigung des Arbeitsverhält­
nisses zu bewerten ist, ist bei Anm. 28 behandelt.

4. Wegen der oft beantragten Aussetzung bis zur Ent­
scheidung des Arbeitsgerichts wird auf D IV  verwiesen.

III. B e i d e r R ä u m u n g s k l a g e
a) A n t r ä g e .

Räumungsfrist: Es kann lediglich nach §721 ZPO. bei 
Wohnraum und nur auf besonderen Antrag eine den 
Umständen nach angemessene Räumungsfrist bewilligt 
werden. Der hier unbedingt erforderliche Antrag wird 
oft vergessen.
b) U n t e r m i e t v e r h ä l t n i s s e .

1. Wenn Mieterschutz in Anspruch genommen werden 
soll, muß der Untermieter entweder mit seiner Familie 
eine selbständige Wirtschaft oder Haushaltung führen 
oder die Räume ganz oder überwiegend mit Einrich­
tungsgegenständen ausgestattet haben31). Da es oft nicht 
leicht zu erkennen ist, ob im Einzelfall die Voraussetzun­
gen gegeben sind, müssen immer, wenn es sich nicht 
gerade um einen sog. „möblierten Herrn“  handelt, die 
tatsächlichen Verhältnisse eingehend geschildert und da­
bei auch erörtert werden, ob die tatsächlichen Verhält­
nisse mit den anfänglichen oder späteren Vereinbarungen 
der Parteien übereinstimmen.

2. Es muß insbesondere gesagt werden, aus welchen 
Personen die Familie des Untermieters besteht und in­
wiefern tatsächlich eine selbständige Wirtschaft oder 
Haushaltung geführt wird.

3. Wenn es sich nicht gerade um ein Leerzimmer han­
delt, sollten zur Darlegung der überwiegenden Möblie­
rung durch den Mieter die von jedem Vertragsteil in 
den Räumen befindlichen einzelnen Gegenstände mög­
lichst übersichtlich aufgezählt werden, wobei auch dar­
auf eingegangen werden muß, ob und inwieweit die 
Sachen tatsächlich der Ausstattung des Raumes dienen 
und nicht lediglich etwa zusammengepackt aufbewahrt 
werden.

D. Unterbrechung und Aussetzung 
des Verfahrens
I. „ B e t r o f f e n  e“

Die Wohnung oder der Geschäftsraum ist für den 
einzelnen als Grundlage seines häuslichen Lebens oder 
seiner wirtschaftlichen Existenz von hervorragender Be­
deutung. Wer „Betroffener“  i. S. des Art. 1 der Kriegs- 
verfahrensVO. v. 1. Sept. 1939 ist, kann verlangen, daß 
jeder in der Heimat Befindliche mit Ansprüchen gegen 
ihn, insbesondere aber mit Ansprüchen, die auf den Ver­
lust der Wohnung oder des Geschäftsraums gerichtet 
sind, ganz erheblich zurücksteht32). Es ist daher nur in 
besonderen Ausnahmefällen angängig, durch Bestellung 
eines Vertreters für den Betroffenen die Fortsetzung des

29) LG. Stettin: MG. 1932,15; KG.: GrundE.-1940, 552.
3») LG. Berlin: GrundE. 1938, 908.
slj  Eingehende Darstellung: A l t e r ,  „Wann hat der Untermieter 

Mieterschutz?“ : DW A. 1942, 96ff.
32) LG. Berlin: DR. 1942, 626«.
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unterbrochenen Verfahrens zu ermöglichen oder den 
Aussetzungsantrag des Vertreters eines Betroffenen zu­
rückzuweisen.

11. S t r a f v e r f a h r e n
Das Verhalten, das als Belästigung zur Aufhebung des 

Mietverhältnisses führen soll, kann öfter auch als straf­
bare Handlung zu werten sein. Wird deswegen ein Straf­
verfahren, auch ein Privatklageverfahren, durchgeführt, 
ist nach § 149 ZPO. bis zu dessen Erledigung die Aus­
setzung zulässig und nicht selten auch geboten.

III. M i e t e i n i g u n g s a m t
a) Ist bei der Klage auf Aufhebung wegen Mietrück­

standes die Höhe der gesetzlichen Miete streitig, so' kann 
die Aussetzung des Verfahrens bis zur Feststellung oder 
Festsetzung der Friedensmiete durch das Mieteinigungs- 
amt in Frage kommen. Während aber für die Entschei­
dung über einen etwa gleichzeitig geltend gemachten 
Mietzahlungsanspruch die genaue Höhe der gesetzlichen 
Miete maßgebend und dafür die Entscheidung des Miet 
einigungsamts erforderlich is t33), wird es für den Auf­
hebungsanspruch, worauf der Vermieter gegebenenfalls 
hinweisen ^muß, nicht immer darauf ankommen. Wenn 
der Mieter überhaupt keine Miete gezahlt hat, ist die 
genaue Höhe der Miete gleichgültig. Anders, wenn sich 
der Mietrückstand aus den streitigen Differenzbeträgen 
für mehrere Monate zusammensetzt. Hier wird aber wie­
der oft die Aussetzung nicht nötig sein, weil die Klage 
nach § 3 Abs. 2 MietSchG. abgewiesen, werden muß.

b) Auf die Aussetzung bis zur Entscheidung des Miet­
einigungsamts über den Antrag des Mieters auf Ersetzung 
der Untervermietungserlaubnis nach §5 der 3. AusfVO. 
zur KündSchVO. bei einer Aufhebungsklage wegen un­
befugter Raumüberlassung ist schon unter C I c hinge­
wiesen worden.

IV. A r b e i t s g e r i c h t
Im § 20 MietSchG. ist besonders die Aussetzung bis 

zur Entscheidung anderer Stellen hervorgehoben. Prak­
tisch handelt es sich dabei nur um das Arbeitsgericht. 
Die Aussetzung ist nur zulässig, wenn die streitige 
Frage, ob ein begründeter Anlaß zur Auflösung des Ar- 
beits- oder Dienstverhältnisses vorlag, schon Gegenstand 
eines bei dem Arbeitsgericht anhängigen Verfahrens 
is t34) und das Arbeitsgericht überhaupt noch über diese 
Frage entscheiden kann1; Dies zum Beispiel dann nicht, 
wenn die Parteien über die Beendigung des Arbeitsver­
hältnisses einig sind und lediglich über den Grund der 
Beendigung streiten35), wie dies meist, der Fall ist.

E. Urteil
I. F r i s t e n

Ein Aufhebungsurteil wegen Zahlungsverzuges darf 
nicht vor Ablauf der Schonfrist des §3 Abs. 3 MietScnG. 
ergehen (§10 Abs. 3 MietSchG.). Diese Frist beginnt mit 
der Zustellung der Klage. W ird das Aufhebungsbegehren 
erst später auf §3 MietSchG. gestützt, beginnt sie erst 
mit der Zustellung des diesen Aufhebungsgrund geltend 
machenden Schriftsatzes.

II. D ie  e i n z e l n e n  E n t s c h e i d u n g e n  im
A u f h e b u n g s u r t e i l

a) A u f h e b u n g .
Es muß angegeben werden, zu welchem Zeitpunkt die 

Aufhebung wirken soll (mit sofortiger Wirkung, mit 
Wirkung vom ...).
b) H e r a u s g a b e .

Daß die Herausgabe des Mietraums auch ohne dahin­
gehenden Antrag von Amts wegen ausgesprochen wer­
den muß (§5 MietSchG.), war schon erwähnt. Es ist auf 
Herausgabe zu dem Zeitpunkt zu erkennen, zu dem die 
Aufhebung wirkt. Die Verurteilung zur Herausgabe ist * 84 85

sä) KO.: JW. 1927, 604 5.
84) OLG. Frankfurt (Main): DW A. 1927, 31; LG. Berlin, 282 S 

988/42, v. 5. Mai 1942, w ird demnächst veröffentlicht; a. M .: OLG. 
Dresden: JW. 1928, 2572.

85) RArbG.: JW. 1928, 2577; OLG.'Frankfurt (Main): JW. 1927, 
1526; OLG. Dresden: JW. 1928, 2372; LG. ¡1 Berlin: JW. 1929,1301.

die Grundlage der späteren Vollstreckung, die ohne sie 
unmöglich wäre.
c) R ä u m u n g s f r i s t .

Das Gericht muß auch von Amts wegen die Frage der 
Räumungsfrist prüfen, und entscheiden (§ 5 a MietSchG.), 
und zwar sowohl, ob überhaupt im Einzelfail eine Räu­
mungsfrist "zu bewilligen ist, als auch, von welcher Dauer 
die Räumungsfrist sein, muß. War ein Antrag gestellt, 
jedoch übergangen worden, so ist das Urteil unter ent­
sprechender Anwendung des § 319 Abs. 2 u. 3 ZPO. zu 
ergänzen (§6 Abs. 1 Satz 1 MietSchG.). Die Räumungs­
frist kann nicht durch Abzahlung des Rückstandes oder 
Zahlung der laufenden Miete bedingt werden35a).
d) K o s t e n  des R e c h t s s t r e i t s .

Die Entscheidung hat gewöhnlich nach §§ 91 ff. ZPO. 
zu erfolgen. Nur im Falle der Aufhebung des Mietver­
hältnisses aus § 4 MietSchG. (Eigenbedarf) kann das Ge­
richt auch in anderer Weise über die Kosten entscheiden 
(§13 Abs. 3 MietSchG.).
e) U m z u g s k o s t e n  und  S i c h e r h e i t s l e i s t u n g .  

Nur bei der Aufhebung aus § 4 Abs. 1 MietSchG. und
nut dann, wenn der Mieter entsprechende Anträge ge­
stellt hat, auf die er allerdings Vom Gericht hingewiesen 
werden muß. Die Umzugskosten brauchen nicht beziffert 
zu werden. Der Betrag ist bei Streit in einem späteren 
Rechtsstreit zu ermitteln. Die Sicherheitsleistung ist da­
gegen der Höhe nach genau zu bestimmen.
f) E n t s c h ä d i g u n g  f ü r  s o n s t i g e  Nac h t e i l e .

Nur bei Geschäftsräumen, nur bei Aufhebung aus § 4
MietSchG. (Eigenbedarf) und nur auf Antrag des Mie­
ters, auf den er ebenfalls hinzuweisen ist. Bezifferung 
nicht nötig und auch meist nicht geboten.
g) V o r l ä u f i g e  V o l l s t r e c k b a r k e i t .

Grundsätzlich ist das Urteil nicht für vorläufig voll­
streckbar zu erklären. Dies g ilt uneingeschränkt nur bei 
Aufhebung wegen Eigenbedarfs, und zwar auch im Falle 
des § 4 der 3. AusfVO. zur KündSchVO. In anderen Fäl­
len kann die vorläufige Vollstreckbarkeit bewilligt wer­
den, wenn der Vermieter glaubhaft macht, daß die Aus­
setzung der Vollstreckung ihm einen nicht zu ersetzenden 
Nachteil bringen werde (§13 Abs. 2 MietSchG.).

III. D ie  e i n z e l n e n  E n t s c h e i d u n g e n  im 
H e r a u s g a b e u r t e i l

a) H e r a u s g a b e  des M i e t r a u m s .
b) R ä u m u n g s f r i s t .

Eine Räumungsfrist kann bei Räumen aller A rt bewil­
lig t werden, jedoch nur, wenn, eine solche beantragt wor­
den ist (§27 MietSchG.; §721 ZPO.).
c) Ko s t e n  des R e c h t s s t r e i t s .

Die Entscheidung hat nur nach §§ 91 ff. ZPO. zu er­
folgen.
d) V o r l ä u f i g e  V o l l s t r e c k b a r k e i t .

Sie ist nach §§ 27, 13 Abs. 2 Satz 2 MietSchG. nur dann 
zulässig, wenn der Vermieter glaubhaft gemacht hat, daß 
ihm die Aussetzung der Vollstreckung einen unersetz­
baren Nachteil bringen würde.

IV. D ie  e i n z e l n e n  E n t s c h e i d u n g e n  im 
R ä u m u n g s u r t e i l

a) Räumung .
b) R ä u m u n g s f r i s t .

Sie kann nur bei Wohnungen und nur auf Antrag be­
w illig t werden (§ 721 ZPO.).
c) K o s t e n  des R e c h t s s t r e i t s .

Maßgebend lediglich §§ 91 ff. ZPO.
d) V o r l ä u f i g e  V o l l s t r e c k b a r k e i t .

Nach § 709 Ziff. 1 ZPO. ist das Urteil stets von Amts 
wegen und ohne Sicherheitsleistung für vorläufig voll­
streckbar zu erklären.

F. Rechtsmittel
I. B e r u f u n g  

a) Be i  der  A u f h e b u n g s k l a g e  
Gegen das Urteil, durch das ein Mietverhältnis auf­

gehoben oder eine Aufhebungsklage abgewiesen worden

35a) LG. Berlin (282 T 4134/41): DR. 1942, 803 =>.
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ist, ist die Berufung ohne Rücksicht au f den Streitwert 
zulässig (§ 14 Abs. 1 MietSchO.).
b) B e i d e r H e r a u s g a b e k l a g e .

Gegen das Urteil, durch das zur Herausgabe verurteilt 
oder die Herausgabeklage abgewiesen worden ist, ist die 
Berufung ebenfalls ohne Rücksicht auf den Wert des 
Beschwerdegegenstandes zulässig (§§ 27, 14 Abs. 1 Miet- 
SchG.).
c) B e i d e r R ä u m u n g s k l a g e .

Die Berufung ist nur zulässig, wenn die nach § 511 a 
ZPO. erforderliche Berufungssumme gegeben ist, wobei 
die Kriegsänderungen hinsichtlich der Höhe der Beru­
fungssumme zu beachten sind. Der Berufungskläger muß 
diesen Wert glaubhaft machen. Eingehende Prüfung vor 
Berufungseinlegung und ausreichende Darlegung unter 
Glaubhaftmachung sind daher unbedingt erforderlich, 
fehlen aber fast stets.

II. S o f o r t i g e  B e s c h w e r d e
Grundsätzlich ist gegen ein Urteil des AG. nur die 

Berufung als das ordentliche Rechtsmittel gegeben. Eine 
sofortige Beschwerde ist dagegen nicht allgemein zuge­
lassen, sondern nur in den bestimmten einzelnen Fällen 
ausnahmsweise gegen einzelne Teile des Urteils zur 
Vereinfachung und zur Vermeidung unnötiger Berufun­
gen vorgesehen. Die sofortige Beschwerde ist zulässig

fegen die folgenden unter E aufgeführten einzelnen 
ntscheidungen im Urteil des AG.:
E l l e  — Räumungsfrist im Aufhebungsurteil350) (§6 

Abs. 1 Satz 2 MietSchG.), auch soweit die Bemes­
sung der Räumungsfrist angegriffen werden soll36) ; 

£ II d — Kosten des Rechtsstreits bei der Aufhebung 
aus §4 MietSchG. (§13 Abs. 3 MietSchG.);

Elle — Umzugskosten bei Aufhebung aus §4 Abs. 1 
MietSchG. (§ 4 Abs. 5 Satz 2 MietSchG.);

E II f  — Entschädigung für sonstige wirtschaftliche 
Nachteile bei Aufhebung des Mietverhältnisses 
über Geschäftsräume wegen Eigenbedarfs (§ 7 der
3. AusfVO. zur KündSchVO. i. Verb. m. § 4 Abs. 5 
Satz 2 MietSchG.);

E III b — Räumungsfrist im Herausgabeurteil (§§ 27, 6 
Abs. 1 Satz 2 MietSchG.)37).

In allen übrigen Fällen, insbesondere auch hinsichtlich 
der Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbar­
ke it38) und hinsichtlich der Räumungsfrist in Räumungs­
urteilen39) ist eine sofortige Beschwerde nicht gegeben1.

G. Verlängerung und Aufhebung 
der Räumungsfrist

Obwohl grundsätzlich das Gericht an sein eigenes 
Urteil gebunden ist (§ 318 ZPO.) und das AG. nicht die 
Entscheidungen des BG. abändern darf, ist ausnahms-

35b) Es kommt nur darauf an, ob ein Aufhebungsurteil vorliegt; 
die sofortige Beschwerde ist dann auch gegeben, wenn in W irk­
lichkeit Mieterschutz nicht besteht: LG. Berlin (282 T  2274/41) vom 
16. Mai 1941: M ittB l. des Bundes Dtsch. Mietervereine 1941, 127.

se) A l t e r ,  „D ie Räumungsfrist bei Mietaufhebungsurteilen“ : 
GrundE. 1939, 317. Die jetzt für die Bezirke der Amtsgerichte 
Berlin, Charlottenburg und Schöneberg zuständige Berufungskam­
mer für Miet- und Pachtstreitigkeiten, die 82. Zivilkammer des 
LG. Berlin, läßt ebenfalls die Beschwerde auch gegen die Be­
messung der Räumungsfrist in ständiger Praxis zu.

37) Ober die verschiedenen Fälle beim Tod des Mieters vgl. 
GrundE. 1941, 290.

ss) LG. Berlin. Deutsche Wohnwirtschaft 1941, 302.
LG. Berlin: GrundE. 1941,291.

weise in den §§ 5 a Abs. 2 und 6 Abs. 2 MietSchG. vor­
gesehen, daß das AG. die im Aufhebungsurteil getroffene 
Entscheidung über die Räumungsfrist abändern, und 
zwar auf Antrag des Mieters die Räumungsfrist verlän­
gern oder auf Antrag des Vermieters die Räumungsfrist 
aufheben kann. Diese Ausnahme beschränkt sich aber 
auf Aufhebungsurteile. Bei Räumungsurteilen und Her­
ausgabeurteilen sind die §§ 5 a Abs. 2 und 6 Abs. 2 Miet­
SchG. nicht anwendbar, kann1 also, wie immer wieder 
betont werden muß, die im Urteil gewährte Räumungs­
frist weder verlängert noch aufgehoben werden40).

I. V e r l ä n g e r u n g  der  R ä u m u n g s f r i s t * 41 42)
a) Der Antrag muß spätestens zwei Wochen vor dem 

Ablauf der Räumungsfrist gestellt sein. Ist diese Frist 
versäumt, dann ist die Verlängerung durch das Prozeß­
gericht nicht mehr möglich. ¡Diese Frist wird nicht ge­
nügend beachtet.

b) Die Räumungsfrist kann nur um einen Zeitraum 
von bis zu drei Monaten verlängert werden. Soweit die 
Verlängerung um eine längere Zeitspanne beantragt 
wird, muß der Antrag in jedem Fall zurückgewiesen 
werden, wodurch im Beschwerdeverfahren Kosten ent­
stehen.

c) Das Prozeßgericht kann die Räumungsfrist nur ein­
mal verlängern.

d) Im Antrag muß dargelegt werden, zur Vermeidung 
welcher besonderen. Härten die Verlängerung erforder­
lich ist, und daß und wie sich der Mieter tatsächlich in 
hinreichendem Maße um anderen Raum bemüht hat.

e) Der Vermieter muß zu dem Antrag gehört werden. 
Er muß gegebenenfalls darlegen, ob und gegebenenfalls 
welche unbilligen Nachteile ihm oder einem Dritten] (zum 
Beispiel einem neuen Mieter) drohen1.

f) Gegen die durch Beschluß ergehende Entscheidung 
des AG. ist die sofortige Beschwerde gegeben.

g) Wenn sich der Mieter in einem gerichtlichen Ver­
gleich zur Räumung verpflichtet hat, kann in entsprechen­
der Weise eine Räumungsfrist gewährt oder eine im 
Vergleich vereinbarte Räumungsfrist verlängert werden.

II. A u f h e b u n g  der  R ä u m u n g s f r i s t  
(N a c h v e r f  a h r e n) i2)

a) Es müssen nachträglich Tatsachen e i n g e t r e t e n  
sein, die d ie  Aufhebung des Mietverhältnisses nach §§ 2, 
3 MietSchG. rechtfertigen würden. Daß solche Tatsachen 
erst nachträglich dem Vermieter b e k a n n t  geworden 
sind, reicht nicht. Nichtzahlung nur einer Monatsmiete 
genügt auch dann nicht, wenn nunmehr zusammen mit 
einem früheren Rückstand ein1 die Aufhebung aus § 3 
MietSchG. rechtfertigender Rückstand angewachsen is t43).

b) Das AG. hat über den Antrag auf Grund münd­
licher Verhandlung durch Urteil zu entscheiden', gegen 
das die sofortige Beschwerde zulässig ist.

c) Die im § 6 Abs. 2 MietSchG. weiter vorgesehene 
Beseitigung der Hinterlegung des Umzugskostenersatzes 
und Aufhebung der Verpflichtung zum Ersatz der Um­
zugskosten werden kaum praktisch.

i0) So insbesondere auch bei Hauswartwohnungen, wenn nach 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses Mieterschutz nicht besteht: 
A l t e r ,  „Verlängerung der Räumungsfrist bei Hauswartwohnun­
gen?“ : GrundE. 1941, 242.

41) A l t e r ,  „Wann ist die Verlängerung der Räumungsfrist 
nach dem Mieterschutzgesetz unzulässig?“ : GrundE. 1939, 550.

42) A l t e r ,  „Kann der Vermieter nachträglich die Aufhebung 
der Räumungsfrist erreichen?“ : GrundE. 1939, 493.

4S) A l t e r ,  „W ann kann die im Mietaufhebungsurteil bewilligte 
Räumungsfrist nachträglich aufgehoben werden?“ :. GrundE. 1941, 
350 und die dort mitgeteilte Entscheidung des LG. Berlin.

Rechtspolitik und Praxis
Zeugnispflicht im Abstammungsstreit

In §385 ZPO. ist den Verlobten, Ehegatten, Verwandten 
und Verschwägerten, die nach §383 Ziff. 1—3 zur Zeug­
nisverweigerung berechtigt sind, in A u s n a h m e f ä l l e n  
eine Z e u g n i s p f l i c h t  auferlegt, ebenso den Zeugen, 
denen nach § 384 Ziff. 1 das Recht zur Verweigerung des

Zeugnisses zusteht über Fragen, deren Beantwortung dem 
Zeugen oder einer ihm nahestehenden Person (§383 Ziff. 1 
bis 3) einen unmittelbaren vermögensrechtlichen Schaden 
verursachen würde. Zu diesen Ausnahmefällen zählt das 
Zeugnis (Ziff. 2) über G e b u r t e n ,  Verheiratungen oder 
Sterbefälle von Familienangehörigen und (Ziff. 3) über 
Tatsachen, welche die durch das Familien Verhältnis be­
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dingten V e r m ö g e n s a n g e l e g e n h e i t e n  betreffen. 
Nach allgemeiner Meinung betrifft das Zeugnis über Ge­
burten nur diese selbst, nicht auch die sie bedingende 
Zeugung ( J o n a s - P o h l e ,  ZPO. §385 1 1 Note 3; vgi. 
auch S k o n i e t z k y - G e l p c k e ,  ZPO. § 385 Anm. 4). 
S k o n i e t z k y - G e l p c k e ,  ZPO. (§ 385 Anm. 7) heben 
auch die z u r E r b f o l g e  l e g i t i m i e r e n d e  A b s t a m ­
m u n g  als unter Ziff. 3 fallend hervor.

Die Frage der b l u t m ä ß i g e n  A b s t a m m u n g  fällt 
aber zweifellos als solche nicht unter die durch die Fa­
milienverhältnisse bedingten Vermögensangelegenheiten, 
sondern gehört zu den nichtvermögensrechtlichen Streitig­
keiten, die nach §§ 71 m it 23 GVG. zur ausschließlichen 
Zuständigkeit des LG. gehören und im Of-fizialverfahren 
nach §§640 ff. zu behandeln sind, u. z. nach der neueren 
Rechtsprechung des RG. auch beim Streit um die Abstam­
mung unehelicher Kinder (RGZ. 160, 293). Wenn S k o ­
n i e t z k y - G e l p c k e  (§385 Anm. 7) sagen, daß die durch 
das Familienverhältnis bedingten Vermögensangelegen­
heiten den e r g ä n z e n d e n  Gegensatz zu den unter Ziff. 2 
behandelten Familienverhältnissem als den nichtvermögens­
rechtlichen Angelegenheiten der Familie bilden, so tr ifft 
das bei der erwähnten engen Auslegung, die Ziff. 2 fin­
det, nur sehr beschränkt zu. Dementsprechend sagt auch 
S e u f f e r t  (ZPO. §385 Anm. 4) ganz deutlich: „Tatsachen, 
die das Bestehen oder die Nichtigkeit einer Ehe, deren 
Anfechtbarkeit oder Scheidung; das B e s t e h e n  ode r  
N i c h t b e s t e h e n  e i n e s  K i n d e s v e r h ä l t n i s s e s *  
oder der elterlichen Gewalt betreffen, gehören sowohl 
im Eheprozeß wie im Kindschaftsprozeß nicht zür den 
exiinierten. . . .  In einem Prozesse über vermögensrecht­
liche Ansprüche, die aus der Ehe, dem Kindesverhältnisse 
oder der elterlichen Gewalt entstehen, sind dagegen solche 
Tatsachen eximiert.“

Gerade diese Gegenüberstellung zeigt, daß die Bestim­
mung in dieser Beschränkung nicht mehr zeitgemäß ist. 
Sie ist nur dadurch zu erklären, daß vor dem Eindringen 
des nationalsozialistischen Gedankengutes in die Rechts­
ordnung die blutmäßige Abstammung für das Recht keine 
entscheidende Bedeutung hatte (RGZ. 160, 297), wohl aber 
liberalistisches Denken den Vermögensangelegenheiten 
einen bevorzugten Platz einräumte. Heute besteht kein 
Zweifel mehr, daß der Bestand der Familie und die Zu­
gehörigkeit zu ihr nicht nur die Belange der Familien­
glieder, sondern darüber hinaus allgemeine Belange be­
rührt, daß es sich also um Streitigkeiten von einer über 
die Person der Prozeßparteien hinausreichenden Bedeu­
tung handelt (RGZ. a. a. O.). Oder, konkreter ausgedrückt, 
es ist heute für den einzelnen wie für die Allgemeinheit 
ungleich wichtiger, zu wissen, ob ein Kind artfremdes 
Blut in sich trägt oder Träger einer Erbkrankheit sein 
kann, als ob es kraft seiner Abstammung Anspruch auf 
einige tausend Reichsmark Erbschaft hat.

Es erhebt sich deshalb die Frage, ob für Abstammungs­
prozesse das Zeugnisverweigerungsrecht der §§ 383 Ziff. 1 
bis 3, 384 Ziff. 1 ZPO. weiterhin anerkannt werden muß, 
solange nicht eine Gesetzesänderung erfolgt. Diese Frage 
ist u n b e d e n k l i c h  zu v e r n e i n en .  Der Gesetzgeber 
hat insofern schon eine Bresche gelegt, als er im Gesetz 
über Änderung und Ergänzung familienrechtlicher Vor­
schriften usw. v. 12. April 1938 (RGBl. 380 ff.) in §9 Par­
teien und Zeugen, soweit dies z u r F e s t s t e l l u n g  der  
A b s t a m m u n g  eines Kindes erforderlich ist, verpflich­
tet, sich erb- und rassekundlichen Untersuchungen zu 
unterwerfen. Nach Abs. 2 kann eine Weigerung nur aus 
„triftigen Gründen“  erfolgen, und es wird wohl allgemein 
anerkannt, daß daneben die Zeugnisverweigerungsbestim­
mungen der §§383 Ziff. 1—3, 384 Ziff. 1 ZPO. nicht an­
zuwenden sind (DJ. 1938, 599; B a u m b a c h ,  ZPO., 1941, 
Anh. § 372). Es wäre verfehlt, aus dieser Sonderbestim­
mung etwa zu folgern, daß der Gesetzgeber eine darüber 
hinausgehende Beschränkung des Zeugnisverweigerungs­
rechts nicht gewollt habe und es deshalb unzulässig sei, 
im Wege der Auslegung oder Fortbildung des Rechts 
dazu zu gelangen. Denn bei der Bestimmung des §9 han­
delte es sich um die Regelung der umstrittenen Frage, 
inwieweit über die Aussagepflicht h i n a u s  Zeugen und 
Parteien ihren K ö r p e r  zur Untersuchung und Augen­
scheinseinnahme zur Verfügung stellen müssen. Soweit es 
sich dagegen um die Zeugnisverweigerung nach §§ 383 
Ziff. 1—3, 384 Ziff. 1 handelt, ist entsprechend der heu­

tigen Anschauung ohne weiteres der Schluß gerechtfertigt: 
Wenn schon die Familienglieder in den durch die Fa­
milienverhältnisse bedingtem V e r m ö g e n s a n g e l e g e n ­
h e i t e n ,  bei denen nur rein private Interessen der Par­
teien auf dem Spiele stehen, zur Aussage verpflichtet sind, 
so sind sie es e r s t  r e c h t ,  wenn es sich um die viel 
wichtigere, die Allgemeinheit berührende Frage der A b ­
s t a m m u n g  handelt. Denn der Grund, der zur Ein­
schränkung des Zeugnisverweigerungsrechts in den betr. 
Vermögensangelegenheiten veranlaßt hat, tr ifft auch hier 
zu: Die Befreiung der Familienangehörigen von der 
Zeugnispflicht ist gegeben im Interesse der Wahrung der 
Innigkeit des Familienlebens, und die Ausnahme hiervon 
wird gemacht, weil nach der herrschenden Sitte die betr. 
(Vermögens-) Angelegenheiten lediglich im Familienkreise 
verhandelt zu werden pflegen und mit Rücksicht auf das 
Fehlen anderer Beweismittel die. Zeugnis Verweigerung 
mit den Interessen anderer Familienangehöriger in Wider­
streit treten würde (RGZ. 40, 345/347). Auch beim Ab­
stammungsstreit fehlen oft die anderen Beweismittel, auch 
die mit der Abstammung zusammenhängenden Vorgänge 
pflegen im engsten Kreise der Familie zu bleiben, und die 
Innigkeit des Familienlebens kann durch nichts schwerer 
gestört werden, als wenn durch Zeugnisverweigerungen 
von Familiengliedern die Frage der blutmäßigen Abstam­
mung ungeklärt bleibt. Hierzu tr itt aber nicht nur der 
Widerstreit mit den Interessen anderer Familienglieder, 
sondern der mit den Interessen der Allgemeinheit. Daraus 
folgt, daß z u r F e s t s t e l l u n g  de r  A b s t a m m u n g  
eines Kindes neben die Pflicht auch der Familienange­
hörigen, sich erb- und rassekundlichen Untersuchungen zu 
unterwerfen, die Z e u g n i s p f l i c h t  e n t s p r e c h e n d  
§ 385 ZPO.  t r i t t .  Es ist unnötig, zu erörtern, ob es 
sich um einen Analogieschluß handelt oder um ein argu­
mentum e contrario oder argumentum a minore ad majus. 
Auch für den, der diese Hilfsmittel der Logik hier für 
unbrauchbar ansieht, g ilt doch der vom RG. aufgestellte 
Auslegungssatz: „Die große Bedeutung der blutmäßigen 
Abstammung ergibt ohne weiteres die Antwort auf die 
Frage, wie die ZPO. das Verfahren gestaltet haben 
w ü r d e ,  wenn es bei Schaffung des Gesetzes eine Rege­
lung für nötig gehalten hätte“  (RGZ. 160, 298).

LGDir. Dr. R a s c h i g ,  Plauen.

Hinweise
1. Beachte für das S t e u e r a n f  e c h t u n g s v e r f a h r e n  

die VO. v. 24. April 1942 (RGBl. I, 245). Begründungs­
zwang innerhalb der einmonatigen Begründungsfrist. 
Engste Anlehnung an die Erfordernisse des § 519 Abs. 2 
ZPO. für den Inhalt der Begründung.

2. Das G r u n d e r w e r b s t e u e r g e s e t z  v. 29. März 
1940 (RGBl. I, 585) bedeutet eine Neuregelung der Ent­
stehung der Steuerschuld. Nach früherem Recht wurde 
die Steuerschuld durch den Übergang des Eigentums 
ausgelöst. Jetzt entsteht sie bereits durch das der Über­
eignung zugrunde liegende Rechtsgeschäft. Daraus zieht 
KG.: DNotZ. 1942, 109 den Schluß, daß die Grunderwerb­
steuer zu den unmittelbaren Kosten der Beurkundung 
des Kaufs und der Auflassung im Sinn des § 449 Abs. 1 
BGB. gehört. Im Außenverhältnis zur Finanzbehörde 
haften zwar Käufer und Verkäufer für die Steuer ge­
samtschuldnerisch. Im Innenverhältnis aber geht nach 
dieser Ansicht des KG. die Steuer allein zu Lasten des 
Käufers. Klarstellung bei Beurkundungen dürfte dem­
nach erforderlich sein.

3. Eine B e l e h r u n g s p f l i c h t  des N o t a r s  über 
die Vorschriften des Preisstopps verneint das KG.: 
DNotZ. 1940, 29 ausdrücklich.

4. Beachte die sehr wichtigen N e u e r u n g e n  d e r
3. V e r e i n t a c h u n g s V e r o r d n u n g  v. 16. Mai 1942 
(RGBl. I, 333). Heraufsetzung der Berufungsgrenze auf 
500 Ml für alle nach dem 31. Mai 1942 ergangenen Ur­
teile. Wesentliche Einschränkung der Beschwerde. Weit­
gehende Versagung der Möglichkeit neuen Vorbringens 
im Berufungsrechtszug. Erneute Verschärfung der An­
forderungen an die Berufungsjiegründung.

5. Auf die VO. über die Ersetzung zerstörter pder ab­
handen gekommener gerichtlicher und notarischer Urkun­
den v. 18. Juni 1942 (RGBl. I, 395) wird hingewiesen.

137
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M itte ilu n g e n  des Reichsrechtsamtes und des NSRB.

Arbeitstagung des Reichsgruppenrates 
der Rechtsanwälte

Der Reichsgruppenrat der Rechtsanwälte trat am 12. Juli 
1942 zur Beratung über aktuelle Fragen der Anwaltschaft 
in Berlin im Hause des NSRB. zusammen.

Nach Worten der Begrüßung kennzeichnete der Reichs­
geschäftsführer Dr. H e u b e r  in längeren Ausführungen 
die berufspolitische Lage aller Rechtswahrergruppen unter 
besonderer Berücksichtigung der Lage der Anwaltschaft 
und der gegen sie in letzter Zeit wieder erhobenen Angriffe 
in der Öffentlichkeit. Er betonte den besonderen Einsatz 
aller Rechtswahrergruppen im Kriege und wies darauf hin, 
daß 30 000 Rechtswahrer im Wehrdienst stehen und von 
16 500 Anwälten etwa 7500 eingerückt sind. 240 Anwälte 
sind gefallen; drei wurden vom Führer mit dem: Ritterkreuz 
und 18 mit dem Deutschen Kreuz in Gold ausgezeichnet.

RA. M ö n n i c h sprach als Vertreter des im Felde be­
findlichen Reichsgruppenwalters über einzelne Fragen der 
anwaltlichen Arbeit. In der anschließenden Aussprache 
nahmen der Präsident der Reichs-Rechtsanwaltskammer, 
RA. Dr. N e u b e r t ,  sowie Vertreter aus allen Gebieten 
des Reiches Stellung zu den angesprochenen Fragenkreisen.

Der Reichsgruppenrat gab einhellig seiner Überzeugung 
dahin Ausdruck, daß die deutsche Anwaltschaft auch im 
Kriege in Verantwortungsbewußtsein, Fleiß und Pflicht­
treue die ihr zugewiesenen Aufgaben erfüllt hat. Ihre Arbeit 
vollzieht sich zur Zeit unter besonders erschwerten Be­
dingungen. In den einzelnen Gauen stehen 30—50 °/o der 
Anwälte bei der Wehrmacht. Die in der Heimat verbliebe­
nen Anwälte versehen oft andere kriegswichtige Aufgaben 
oder haben 2, 3 oder noch mehr Kanzleien zu betreuen. Ihre 
Arbeitskraft ist bis aufs Äußerste angespannt. In der un­
entgeltlichen Rechtsbetreuung des Volkes, die die dem 
NSRB. angehörenden Rechtsanwälte im Aufträge des 
Reichsrechtsamts durchführen, leisten sie tagaus tagein 
einen wesentlichen Beitrag zur Gesamtrechtswahrung. So 
sind z. B. im Gau München-Oberbayern, wie auf der Ta­
gung mitgeteilt wurde, im abgelaufenen Jahr 10 000 Volks­
genossen unentgeltlich durch die mit Anwälten besetzten 
Rechtsbetreuungsstellen beraten worden. Die Anwaltschaft 
leistet somit in dem Bewußtsein der Verpflichtung für Füh­
rer und Reich ihren Beitrag zur Ordnung und Sicherung 
der Heimatfront.

Zu den Kritiken, die in letzter Zeit gerade gegen die 
Anwaltschaft gerichtet worden sind, nahm der Reichs­
gruppenrat ebenfalls Stellung. Diese Angriffe beziehen sich 
auf Einzelfälie ungeschickter oder unzweckmäßiger Berufs­
ausübung, wie sie in verschwindender Anzahl sich in jeder 
Berufsgruppe durch Unzulänglichkeit, Ungeschicklichkeit 
oder Arbeitsüberlastung einmal ergeben. Sie richten sich 
gegen kleine Verstöße, die die Keimatfront nicht gefährden 
und einer Behandlung in der großen Öffentlichkeit nicht 
wert sind. Soweit in der K ritik  dieser Einzelfälle Vorwürfe 
allgemeiner A rt gegen die deutsche Anwaltschaft erhoben 
worden sind, wies der Reichsgruppenrat sie einhellig als 
unberechtigt und jeder Grundlage entbehrend zurück.

Abschließend wurden Fragen der Schulung, der Ehren­
gerichtsbarkeit, des Zulassungswesens und andere Einzel­
fragen anwaltlicher Berufstätigkeit behandelt.

Berufspflichten der Rechtsanwälte
Im Anschluß an den vorstehend abgedruckten Bericht 

über die Tagung des Reichsgruppenrats Rechtsanwälte des 
NSRB. veröffentlichen w ir auf Veranlassung des Präsiden­
ten der RRAK. den nachstehenden Aufruf an die Anwalt­
schaft, den der Kammerpräsident nach einer Sitzung des 
Beirats der RRAK. an seine Berufskameraden gerichtet hat.

Ein ernstes Wort an meine Berufskameraden
Von JR. Dr. R e i n h a r d  N e u b e r t ,  Präs, der RRAK.,

z. Z. Rittmeister im Wehrdienst 
Der nationalsozialistische Umbruch hat alle Lebens­

gebiete umwälzend ergriffen. Überall mußte umgelernt 
und von Grund auf neu gestaltet werden. Auch das

Rechtsleben erfuhr eine völlig neue Betrachtungsweise. 
Wie alle Rechtswahrer mußten die Anwälte um- und 
dazulernen. Sie haben es, eben weil das Recht der In­
begriff der völkischen Ordnung überhaupt ist, gern und 
gründlich getan. Sie üben auch weiter jede erdenkliche 
Selbstkritik und Selbsterziehung. Demgemäß haben sie 
auch Verständnis für jede Kritik von außen. Wo freilich 
diese Kritik, wie es’ kürzlich geschah, die Tatsachen ent­
stellend und den Boden der Sachlichkeit verlassend, sich in 
üblen Schimpfereien austobt, fehlt die Möglichkeit einer 
Auseinandersetzung. Liier müssen die für die Erziehung 
und Wahrung der Ehre in Presse und Partei zuständigen 
Stellen sprechen. Das Ansehen der Anwaltschaft kann auf 
diese Weise nicht beeinträchtigt werden!

Der Acker der Anwaltschaft ist nicht karg. Er hat die 
Verteidiger der Kampfzeit hervorgebracht, die den leiten­
den Männern der Bewegung halfen, auf dem Wege des 
Rechtes die Höhe zu ersteigen. Auf demselben Acker sind 
fast 8000 Soldaten des jetzigen Krieges gewachsen, dar­
unter drei Träger des Ritterkreuzes; sie fühlen sich, wie 
zahlreiche Zuschriften aus dem Felde beweisen, durch die 
Verunglimpfungen ihres ganzen Berufsstandes tief in ihrer 
Ehre verletzt. 240 Anwälte haben im gegenwärtigen Völ­
kerringen ihr Leben für Führer und Volk gegeben. Hunderte 
weiterer Anwälte sind ihrem Beruf entzogen worden und 
leisten Dienste in Verwaltung und Wirtschaft. Sie haben 
sich überall so bewährt, daß die Anforderungen der Be­
hörden nach Rechtswahrern aus dem Anwaltsstande nicht 
mehr befriedigt werden können. Da drängt sich die Arbeit 
bei den Daheimgebliebenen zusammen. Ein und zwei ver­
lassene Kanzleien müssen mit verwaltet werden, oft an an­
deren nur beschwerlich erreichbaren Orten. Bejahrte An­
wälte, die sich längst auf Notariat und gelegentliche Be­
ratung, oft auch völlig aus der Berufsarbeit zurückgezogen 
haben, stellen sich wieder zur Verfügung: ein Drittel zum 
Teil alter und körperlich nicht mehr kräftiger Berufskame­
raden muß mit geringen und oft gar keinen Kanzleikräften 
bewältigen, was früher die vielfache Zahl Gesunder be­
arbeitet hatte. Denn der Arbeitsanfall an rechtlicher Be­
ratung der Bevölkerung und der Wirtschaft hat sich kaum 
vermindert, in manchem AG.-Bezirk erklingt die Klage, daß 
der anwaltliche Rechtsschutz der eingesessenen Bevölke­
rung nicht mehr sichergestellt werden kann; die NS.- 
Rechtsbetreuung der minderbemittelten Volksgenossen, die­
ses sozialste Werk, das überhaupt ein Berufsstand im D rit­
ten Reich geschaffen hat, w ird gleichwohl weiter durchge­
führt. M it größten Opfern, zum Teil seit Jahren unter Ver­
zicht auf jegliche Ausspannung w ird dieser Dienst am 
Volke aufrechterhalten.

Ich danke der deutschen Anwaltschaft für ihren, im gro­
ßen gesehen vorbildlichen Einsatz; er zeigt, daß der Kern 
der Anwaltschaft gesund und jeder Belastung gewachsen 
ist. Daß gleichwohl gelegentliche Fehler wie in anderen 
Berufen auch vorgekommen sind und Vorkommen, ist zu­
zugeben. Soweit diese Fehler etwa auf bösem Willen oder 
Mangel an Charakter zurückzuführen sind, wird durcfj un- 
nachsichtliche Ausmerzung der kranken Stellen eingegriffen 
werden. Soweit sie auf Überlastung und Überanstrengung 
oder hier und da auch auf Gedankenlosigkeit beruhen, er­
geht die Mahnung zu äußerster Selbstdisziplin und Selbst­
kritik.

Ich erwarte von allen Berufskameraden, daß sie sich rück­
haltlos hinter das Werk unseres Führers stellen und alles 
tun, um dem deutschen Volke in seinem Schicksalskampfe 
zum Siege zu verhelfen.

Ich erwarte, daß sie die Gesetze und Zielsetzungen der 
Staatsführung befolgen, fördern und anwenden, daß sie die 
Wehrkraft stärken und nach Kräften selbst in der Wehr­
macht und den Gliederungen der Bewegung Dienst tun.

Ich erwarte, daß sie als Angehörige eines Ausleseberufs 
in ihrer Lebenshaltung und Berufsführung Beispiel gebend 
vorangehen.

Ich erwarte, daß sie die Kampffreudigkeit der Soldaten 
stärken, von den Wehrmachtangehörigen und ihren Fami­
lien Sorgen fernhalten und die Partei-, Staats- und Wehr­
machtsdienststellen bei der Betreuung der Soldaten und Sol­
datenfamilien unterstützen. Ich erwarte, daß bei der Fas­
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sung von Schreiben und Schriftsätzen auf die Zeitverhält­
nisse auch im Tone Rücksicht genommen wird und unter 
Hinblick auf die eigene Belastung auch an die Belastung 
und unzureichende Besetzung der Gerichte und Behörden 
gedacht wird. Sorgt dafür, daß die Belanglosigkeiten des 
täglichen Lebens, soweit sie an euch herangetragen wer­
den, begraben und verglichen werden und belastet mit 
ihnen nicht streitend eure Kraft und die der anderen! Be­
denkt, daß ihr als Rechtshüter die Pflicht zur eigenen K r i­
tik habt, auch gegenüber euren Auftraggebern, und nehmt 
nicht unbesehen jedes Wort als Wahrheit und jeden Wunsch 
als Forderung des Rechtes! Erst wenn ihr selbst nach ge­
wissenhafter Prüfung des Sachverhalts und der Rechts­
lage die Überzeugung gewinnt, daß einem Volksgenossen 
geholfen werden muß, kämpft für den Sieg des Rechtes!

Ich erwarte, daß bei der Durchsetzung von Rechtsan­
sprüchen den Lebensnotwendigkeiten der Volksgemein­
schaft Rechnung getragen wird. Auch das geschriebene 
Recht ist nach nationalsozialistischer Weltanschauung aus­
zulegen (§ 7 des Führererlasses über die Errichtung des 
RVerwG. v. 3. A pril 1941); dabei sind Volksanschauung, 
Zweck und Bedeutung der Gesetze und die Entwicklung der 
Verhältnisse zu berücksichtigen (§ 1 StAnpG. v. 16. Okt. 
1934).

Ich erwarte, daß bei der Durchführung von Verteidigun­
gen mit Gericht und Staatsanwaltschaft eng und vertrauens­
voll zusammengearbeitet wird, um dem Recht zum Wohle 
des Volksganzen zum Siege zu verhelfen, ©abei sind die im 
Ermittlungsinteresse gegebenen Vorschriften über den Ver­
kehr mit Untersuchungsgefangenen peinlichst zu beachten. 
Der Verteidiger hat seine Aufgabe darin zu sehen, an der 
Feststellung des wahren und für die Beurteilung der Straf­
tat erschöpfenden, aber auch ausreichenden Sachverhaltes 
mitzuarbeiten, die erhobenen Beweise ohne Verdrehung in 
der dem Angeklagten günstigsten Weise zu werten und bei 
rechtlichen Zweifelsfragen die dem Angeklagten günstigste, 
mit nationalsozialistischer Rechtsauffassung vertretbare 
Rechtsauslegung der Prüfung des Gerichts zu unterbreiten.

Seit mehr als 20 Jahren isf^in der Volks- und Rechts­
sprache das Wort „Mieterschutz“  gebräuchlich. Es ist 
seinerzeit von dem Gesetzgeber eingeführt worden und 
seitdem ständig im Gebrauch geblieben. Wenn man das 
Wort auch heute noch verwendet findet, so entspricht 
das nicht mehr dem jetzigen Stande der Gesetzgebung. 
Es gibt nicht mehr einen Mieterschutz, sondern nur 
noch einen K ü n d i g u n g s s c h u t z .

Das Wort Mieterschutz entstammt einer überwundenen 
Rechtsauffassung. In der Zeit des liberalistischen Denkens 
war es notwendig, daß der Mieter von dem Gesetz-

Eeber gegen den Vermieter in Schutz genommen wurde.
>enn dieser hatte das Recht, durch sein freies Kündi­

gungsrecht dem Mieter die Wohnung zu nehmen und 
ihn dadurch wohnungslos zu machen, da bei der Woh­
nungsknappheit ein anderes Unterkommen für den Mieter 
und seine Familie nicht oder nur mit den größten 
Schwierigkeiten gefunden werden konnte. Durch das 
Verbot der freien Vermieterkündigung schützte das Ge­
setz den Mieter und verhinderte damit, daß der Ver­
mieter aus eigensüchtigen Interessen, insbesondere zum 
Zwecke der Mieterhöhung, den Mieter wohnungslos 
machte. Heute besteht allerdings auch noch das Verbot 
der freien Vermieterkündigung, ja es hat sogar eine 
erhebliche Ausdehnung erfahren. Indessen beruht dieses 
Verbot heute auf einer grundlegend geänderten Rechts­
auffassung. Nach dem heutigen Rechtsdenken wird der 
Mietvertrag wie jeder andere Vertrag von dem Ge­
meinschaftsgedanken beherrscht, und dieser verpflichtet 
beide Teile zur gegenseitigen Rücksichtnahme. Allein 
schon auf Grund des Gemeinschaftsgedankens darf der 
Vermieter nicht ohne Grund den Mieter aus dem Miet­
verhältnis verdrängen und ihn der Gefahr der Woh-

Ich erwarte, daß bei der Vereinbarung von Gebühren die 
sozialen Verhältnisse des Auftraggebers berücksichtigt 
werden und unter allen Umständen die Stellung überhöhter 
Gebührenforderungen unterbleibt; dies g ilt vor allem auch 
für solche Vertretungen und Verteidigungen, bei denen nach 
Lage der Sache der anwaltliche Erfolg nur bescheiden sein 
kann. Der ideale Beruf des Anwalts verlangt zu seiner 
freien Entfaltung zwar wirtschaftliche Unabhängigkeit, 
deren Grundlage aber nur durch unermüdliche gewissen­
hafte Arbeit, nicht durch hemmungsloses Streben nach 
raschem Gewinn geschafft werden kann. Dies g ilt vor allem 
auch als Mahnung für den nicht Waffen tragenden Nach­
wuchs an Junganwälten und Assessoren. Denkt an eure 
Kameraden im Felde!

Ich erwarte, daß die für die Ausübung des Anwaltsbe­
rufs gegebenen Richtlinien, die Anordnungen der Kammer­
präsidenten und die Entscheidungen der Ehrengerichte 
sorgfältig durchgearbeitet und beachtet werden. Sie um­
fassen das gesamte bewährte anwaltliche Brauchtum und 
geben dem Anwalt in jeder Lage die feste Grundlage für 
sein Handeln. Die Kammerpräsidenten werden in Gemein­
schaft mit dem NS.-Rechtswahrerbund in den Landgerichts­
bezirken fortbildende Arbeitsgemeinschaften einrichten; 
ich mache den Besuch dieser Gemeinschaften jedem Anwalt 
und Assessor zur Standespflicht.

Ich habe die Kammerpräsidenten und Ehrengerichte an­
gewiesen, mit allem Nachdruck die Beobachtung der ge­
wissenhaften Berufsausübung zu überwachen, und erwarte 
von jedem Berufskameraden die strengste Selbstprüfung, 
aber auch die Mitteilung von ihm beobachteter Verstöße, 
damit erforderlichenfalls rechtzeitig eingegriffen werden 
kann.

Alle Behörden und Dienststellen in Partei und Staat wie 
auch die Presse aber bitte ich, mich in diesen Bestrebungen, 
dem Volke das Gefühl und das Bewußtsein der Rechtsge­
borgenheit zu geben und zu wahren, zu unterstützen. Dazu 
bedarf es einer gesunden, eigenverantwortlichen Rechts­
anwaltschaft.

nungslosigkeit aussetzen. Das Kündigungs verbot ist heute 
als ein Ausfluß des dem Recht innewohnenden sozialen 
Gedankens anzusprechen. Demnach genießt der Mieter 
heute „Kündigungsschutz“ . Der Gesetzgeber spricht jetzt 
selbst nicht mehr vom Mieterschutz, sondern vom Kün­
digungsschutz. Er hat dieses Wort durch die Verord­
nung über Kündigungsschutz für Miet- und Pachträume 
v. 28. Aug. 1937 in die Gesetzessprache eingeführt. Schon 
vorher war jedoch der Begriff des Mieterschutzes durch 
das Aufkommen der neuen Rechtslehre überwunden. Diese 
hat aus dem Mietrecht den Gedanken, daß die Gesetz­
gebung den einen Vertragsteil gegen den anderen in Schutz 
nehmen müsse, ausgemerzt und den Schutzgedanken von 
dem persönlichen Gebiet auf das sachliche Gebiet über­
tragen, wie dies in dem Wechsel des Wortes „Mieter­
schutz“  in „Kündigungsschutz“  zum Ausdruck kommt — 
eine Änderung übrigens, die sich auch auf anderen Rechts­
gebieten, wie z. B. beim Arbeitsrecht, vollzogen hat.

Wenn sich das Wort Kündigungsschutz trotzdem nicht 
durchsetzen konnte, so lag das daran, daß die Grund­
lage des Kündigungsschutzes das MietSchG. blieb, das 
ja selbst noch das Wort Mieterschutz gebrauchte, und 
daß die neuen gesetzlichen Bestimmungen, die auf Grund 
der KündSchVO. v. 28. Aug. 1937 erlassen wurden, zunächst 
nicht sehr weitgreifende Änderungen der Gesetzeslage 
brachten.

Im Frühjahr 1939 trat das Mietrecht in eine neue Phase 
der Entwicklung ein. Der RfPr. erließ unter dem 19. April 
1939 eine Verordnung, durch welche alle bisher nicht 
vom Mieterschutz erfaßten Mietverhältnisse unter einen 
besonderen Schutz gestellt wurden. Dieser Schutz wurde 
als „Kündigungsschutz“  bezeichnet und die Verordnung 
hieß „Kündigungsschutzverordnung“ . Die Folge davon
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war, daß von nun ab zwei Gruppen1 von Schutzbestim- 
mungen im Mietrecht nebeneinander herliefen: Das Miet- 
SchG. und seine Nebenbestimmungen und die KündSchVO. 
mit ihren Nebenbestimmungen. Nun mußte zum Unter­
schied gegen den neuen Kündigungsschutz dieser Ver­
ordnung für die dem MietSchG. unterstehenden Miet­
verhältnisse das W ort „Mieterschutz“  als die zutref­
fende Bezeichnung auch in der Rechtssprache beibehal­
ten werden. So ergab es sich, daß Kündigungsschutz 
und Mieterschutz zwei völlig getrennte Gebiete des 
Rechtslebens wurden. Sie waren in der Ausbildung 
ihres Verfahrens und in ihren Voraussetzungen und W ir­
kungen grundverschieden. Das Verfahren bei Mieter­
schutz lag in der Hand des Gerichts. Das Verfahren beim 
Kündigungsschutz in der Hand der Preisbehörde. Der 
Mieterschutz verbot das freie Kündigungsrecht des Ver­
mieters und ließ eine Beendigung des Mietverhältnisses 
durch das Gericht nur zu, wenn bestimmte Gründe die 
Aufhebung des Mietverhältnisses rechtfertigten. Der Kün­
digungsschutz dagegen ließ dem Vermieter grundsätzlich 
sein freies Kündigungsrecht und unterwarf nur auf Wider­
spruch des Mieters hin die Motive zur Kündigung einer 
Nachprüfung. Die Wirkung des Mieterschutzes war eine 
richterliche Gestaltung des Mietverhältnisses, also die 
Ersetzung einer Willenserklärung des Vermieters durch 
Richterspruch, die Wirkung des Kündigungsschutzes da­
gegen die Vernichtung oder Bestätigung einer Willens­
erklärung des Vermieters.

Die Neuordnung im Mietrecht, wie sie im Frühjahr 
1939 geschaffen war, hatte noch nicht ihre Bewährungs­
probe in der Praxis bestanden, als der gegenwärtige 
Krieg ausbrach. Durch den Kriegsausbruch waren völlig 
neue Verhältnisse geschaffen, die den Gesetzgeber zum 
Eingreifen veranlaßten. Auch mußte der Gesetzgeber der 
vermutlichen Entwicklung auf dem Gebiete des Raum­
nutzungsrechts Rechnung tragen. Daher erging am 5. Sept. 
1939 die dritte Verordnung zur Ausführung der Ver­
ordnung über Kündigungsschutz für Mief- und Pacht­
räume (RGBl. I, 1670), die der Entwicklung des Miet­
rechts wieder eine andere Wendung gab. Durch diese 
Verordnung wurde die Zweigleisigkeit im Mietrecht be­
seitigt. Die KündSchVO. v. 19. April 1939 wurde außer 
Kraft gesetzt und das im MietSchG. niedergelegte 
Sc h u t z  r e c h t  a u f  a l l e  M i e t v e r h ä l t n i s s e  g l e i c h  
w e l c h e r  A r t  s o w i e  a u f  a l l e  P a c h t v e r h ä l t ­
n i s s e  a u s g e d e h n t .  Damit wurde eine einheitliche 
Linie in die Entwicklung des Mietrechts hineingebracht. 
Nunmehr kann das W ort Mieterschutz aus der Rechts­
sprache endgültig verschwinden und die Bezeichnung 
Kündigungsschutz, die allein der Sache nach gerecht­
fertigt ist, allgemein zur Geltung kommen. Zugleich 
wurde mit dieser Verordnung das Programm verwirk­
licht, das bereits in der KündSchVO. v. 28. Aug. 1937 an­
gedeutet war, nämlich die Erweiterung des Kündigungs­
schutzes auch auf Raumpachtverhältnisse.

Eine weitere Ausdehnung hat der Kündigungsschutz 
durch die 5. AusfVO. z. KündSchVO. v. 14. Aug. 1940 er­
fahren. Durch diese sind auch Miet- und Pachtverhält­
nisse über gewerblich genutzte unbebaute Grundstücke 
dem Kündigungsschutz unterstellt. Damit ist der Kündi­
gungsschutz sogar über alle Raumnutzungsverhältnisse 
hinaus erweitert worden.

H e u t e  s i n d  a l l e  M i e t v e r h ä l t n i s s e  ü b e r  
G r u n d s t ü c k e  und  Räume s o w i e  s ä m t l i c h e  g e ­
w e r b l i c h e n  P a c h t v e r h ä l t n i s s e  dem K ü n d i ­

D e u t s c h e s  H a n d e l s r e c h t .  Ein Handbuch für den prak­
tischen Gebrauch m it Anmerkungen aus der Rechtsprechung von 
Dr. W e r n e r  H e u n ,  LGDir. in Berlin. Nachtrag Stand bis 
1. Dez. 1941. Berlin und München 1942. J. Schweitzer Verlag.
85 S. Preis brosch. 1,60 M l .

E i n k o m m e n s t e u e r g e s e t z ,  Kriegszuschlag, Sozialausgleichs­
abgabe unter Berücksichtigung aller einschlägigen Durchfüh­
rungsvorschriften, Veranlagungsrichtlinien und Verwaltungserlasse 
von K a e m m e 1 - S c h m i e d e k e. 3., völlig neubearb. u. verm.

g u n g s s c h u t z  u n t e r s t e l l t  m i t  A u s n a h m e  der  
M i e t v e r h ä l t n i s s e ,  d i e  n i c h t  g e w e r b l i c h  g e ­
n u t z t e  u n b e b a u t e  G r u n d s t ü c k e  b e t r e f f e n .

Von diesem Grundsatz gibt es jedoch einige Aus­
nahmen. Diese sind aber heute verschwindend gering, 
ganz im Gegensatz zu früher, wo die nicht dem. Miet­
SchG. unterliegenden Mietverhältnisse die weitaus größere 
Mehrzahl bildeten. Bei den Ausnahmen handelt es sich 
hauptsächlich um die Durchsetzung des öffentlichen 
Interesses gegenüber dem Privatinteresse des Mieters. 
Unter den Ausnahmen stehen an erster Stelle die Miet- 
und Pachtverhältnisse über reichs- und landeseigene 
Grundstücke und Gebäude, die entweder öffentlichen 
Zwecken dienen oder zur Unterbringung von Angehöri­
gen der Verwaltung des Reiches oder des Landes zu 
dienen bestimmt sind oder bestimmt werden. Des wei­
teren kommen in Frage die Miet- und Pachtverhältnisse 
über Grundstücke oder Gebäude von Gemeinden, öffent­
lich-rechtlichen Körperschaften, gemeinnützigen Anstalten 
und Stiftungen und gemeinnütziger nicht auf Erwerb ge­
richteter Organisationen, wenn diese Grundstücke oder 
Gebäude den gleichen Zwecken dienen. Bei diesen Miet­
verhältnissen ist jedoch die Freistellung vom Kündigungs­
schutz auf den Fall beschränkt, daß diese Korporationen 
die Grundstücke bzw. Gebäude für eigene Zwecke drin­
gend benötigen. Weiter sind vom Kündigungsschutz aus­
genommen Mietverhältnisse, die nur für besondere Zwecke 
einen vorübergehenden Gebrauch der Räume bzw. Grund­
stücke ermöglichen sollten, Werk Wohnungen nach Auf­
lösung des Dienst- oder Arbeitsverhältnisses und grund­
sätzlich auch Untermietverhältnisse. Für diese bestehen 
aber wiederum erhebliche Ausnahmen, über die in einem 
späteren Aufsatz berichtet werden wird. Schließlich sind 
vom Kündigungsschutz ausgenommen Kleinsiedlerstellen 
während der Probezeit, Genossenschaftswohnungen nach 
Ausscheiden des Genossen, Eigenheime während der 
Kaufanwartschaftszeit, Wehrmachtsdienstwöhnungem und 
Wehrmachtsbetriebswohnungen. Auf die erweiternden oder 
einschränkenden Voraussetzungen, die das Gesetz für 
die Freistellung dieser Gruppe von Mietverhältnissen 
vom Kündigungsschutz aufgestellt hat, kann hier nicht 
näher eingegangen werden.

Parallel zu dieser Rechtsentwicklung im Altreich läuft 
die Rechtsentwicklung in der O s t m a r k  und im S u ­
d e t e n l a n d .  Der Geltungsbereich der KündSchVO. vom 
28. Aug. 1937 wurde durch die VO. v. 31. Aug. 1939 
(RGBl. I, 1602) auf die Ostmark und das Sudetenland 
ausgedehnt. Schon wenige Tage danach, nämlich am 
5‘. Sept. 1939, wurde durch je eine AusfVO. hierzu der 
Rechtszustand, der durch die oben angegebene 3. Ausf­
VO. z. KündSchVO. v. 5. Sept. 1939 für das Altreich ge­
schaffen war, auch in der Ostmark und im. Sudetenland 
eingeführt, mit nur geringfügigen Abweichungen. Dem­
nach ist auch in diesen Gebieten der Kündigungsschutz 
für Mietverhältnisse jeder A rt sowie für alle Raumpacht­
verhältnisse eingeführt worden. Auch in diesen Gebieten 
ist dann der Kündigungsschutz durch die 5. AusfVO. z. 
KündSchVO. v. 5. Aug. 1940 auf gewerblich genutzte un­
bebaute Grundstücke erweitert worden; denn diese Ver­
ordnung bezieht sich nicht nur auf das Altreich, sondern 
auch auf die Ostmark und das Sudetenland. Dadurch ist 
eine weitgehende Rechtsannäherung im Gebiete des A lt­
reichs mit dem der Ostmark und des Sudetenlandes er­
folgt, die möglicherweise die Grundlage für eine weitere 
Rechtsangleichung dieser Gebiete abgeben kann.

Aufl. 2. E r g . - L i e f e r u n g  (Stand vom März 1942). München 
u. Berlin. Verlag Beck. 415 Bl. Preis 9 tttM (Hauptband zur Zeit 
vergriffen).

D e u t s c h e s  B e a m t e n g e s e t z .  Erläutert von Dr. O s k a r  
G e o r g  F i s c h b a c h ,  Geh. RegR., M inD irig. im RFM., M itgl. 
des AusscH. f. Beamtenrecht der Akad. f. Dtsch. Recht. 2., ver­
mehrte Auflage. N a c h t r a g s b a n d  umfassend die Zeit vom 
1. Mai 1940 bis 1. Mai 1942. Berlin 1942. Heymanns Verlag. 
V III, 279 S. Preis brosch. 8 MC.
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Rechtspolitisch besonders bedeutsame Entscheidungen:
aus dem Mietrecht S. 1093 Nr. 1, 2,

Strafrecht

Eine größere Anzahl wichtiger strafrechtlicher Ent­
scheidungen wird im nächsten Heft veröffentlicht.

Zivilrecht

Mietrecht
1. KG. — Das MEA. ist nicht befugt, bei der Ersetzung 

der Einwilligung des Vermieters zu einem Wohnungstauscji 
(§ 1 der 5. AusfVO. zur KündSchVO.) Anordnungen über 
die Rechte eines Untermieters des Mieters zu treffen.

Nach § 1 der 5. AusfVO. zur KündSchVO. v. 14. Aug. 1940 
hat das MEA. nur darüber zu entscheiden, ob die verwei­
gerte Einwilligung des Vermieters zum Eintritt des Tausch­
mieters in den Mietvertrag des Mieters zu ersetzen ist oder 
nicht. Dabei hat es zwar den Umstand, daß der Mieter 
einen Teil seiner Wohnung untervermietet hat und daß 
weder er noch der Tauschmieter den Untermieter behalten 
w ill, nach billigem Ermessen ( § 40 Abs. 3 MietSchG.) zu 
berücksichtigen, soweit durch diesen Umstand die Belange 
des Vermieters berührt werden (vgl. den zu § 8 Wohn- 
mangG. erlassenen RE. v. 20. Febr. 1928, 17 Y 8/28: JFG. 
ErgBd.7, 41; JW. 1928, 2551; HöchstRRspr. 192ß Nr. 1110; 
DWohnArch. 28, 380).

Das MEA. ist aber nicht befugt, in Rechtsbeziehungen 
des Mieters oder des Tauschmieters zu .dem Untermieter 
einzugreifen; denn dafür fehlt eine gesetzliche Grundlage. 
Diese Rechtsbeziehungen können nur durch Vereinbarung 
der Beteiligten geregelt werden. Kommt eine solche Ver­
einbarung nicht zustande, so Werden die Rechte des Unter­
mieters aus dem Untermietvertrage durch den Tausch allein 
nicht berührt. Ob der Tauschmieter mit seinem Eintritt in 
den Hauptmietvertrag des Mieters zugleich (etwa entspre­
chend der Vorschrift des § 571 BGB.) dessen Rechte und 
Pflichten aus dem Untermietvertrag übernimmt oder ob 
der Mieter allein dem Untermieter zur Weitergewährung 
der Mieträume verpflichtet bleibt (vgl. den erwähnten RE. 
17 Y 8/28 und dazu S c h o 11 z: DR. 1942, 880) und sich ge­
gebenenfalls schadensersatzpflichtig macht, das sind Fra­
gen, über die nicht das MEA., sondern das ordentliche Ge­
richt zu entscheiden hat.

(KG., 17. ZivSen., RE. v. 1. Juli 1942, 17 Y 7/42.)
*

2. KG. — Ein Wohnungstausch i. S. der 5. AusfVO. zur 
KündSchVO. v. 14. Aug. 1940 liegt nicht vor, wenn der 
Mieter oder der Tauschmieter nur Untermieter von Teilen 
einer Wohnung ist.

Die Mieterin einer Wohnung hat sich verheiratet, ihr 
Ehemann hat eine andere Wohnung, von der er einen Teil 
untervermietet hat. Die Mieterin w ill zu ihrem Ehemann 
ziehen und zu diesem Zweck ihre Wohnung mit den Räu­
men des Untermieters ihres Ehemanns tauschen. Das MEA. 
hat die Ersetzung der Einwilligung des Vermieters in den 
Tausch abgelehnt. Dies ist begründet.

Im RE. v. 25. Nov. 1925, 17 Y l 43/25 (JFG. ErgBd. 4, 75; 
JW. 1926, 1584; JurRdsch. 1926 Nr. 159) hat der Senat aus­
gesprochen, daß nach dem damals geltenden § 8 Wohn- 
mangG. die Zustimmung des Vermieters nur ersetzt wer­
den kann, wenn alle Tauschbewerber selbständig benutzte 
Wohnungen haben, und daß sich der Vermieter auf das 
Fehlen dieses Erfordernisses berufen kann.

Arbeitsrecht S. 1101 f f .  N r. 21, 23

Dasselbe muß für § 1 der 5. AusfVO. zur KündSchVO. 
v. 14. Aug. 1940 gelten, wenn auch in dieser Vorschrift 
nicht, wie im § 8 WohnmangG. ausdrücklich von selbstän­
digen benutzten Wohnungen die Rede ist. Denn die Vor­
schrift bezieht sich nur auf Wohnungen, und eine Wohnung 
liegt nur vor, wenn es sich um eine räumlich und w irt­
schaftlich selbständige, zum Wohnen bestimmte Raumein­
heit handelt (ebenso R e x r o t h  in P f u n d t n e r - N e u -  
b e r t , „Das neue deutsche Reichsrecht“ , II b 3 Anm. 2 zu 
§ 1 der Verordnung, S. 69). Dieses Erfordernis ist nicht 
erfüllt, wenn einer der Tauschbewerber nur Untermieter 
von unselbständigen Teilen einer Wohnung ist. Es liegt 
dann kein Wohnungstausch i. S. der erwähnten Verordnung 
vor, und die Folge der Zulassung eines derartigen Tau­
sches würde sein, daß eine selbständige Wohnung dem 
freien Wohnungsmarkt entzogen würde. Das zeigt sich 
gerade auch in Fällen wie dem hier vorliegenden: Die An­
tragstellerin w ill gar nicht in den Mietvertrag des Tausch­
mieters eintreten, sondern bezweckt nur, diesen aus der 
Wohnung ihres Ehemanns zu entfernen, um zu ihm ziehen 
zu können. Für die Erreichung dieses Zweckes ist der Woh­
nungstausch nicht das gegebene Mittel.

(KG., 17. ZivSen., RE. v. 24. Juni 1942, 17 Y 6/42.)
*

3. LG. — Der Mieterschutz, den eine Soldatenfrau als 
Untermieterin für ihre Familie genießt, besteht auch dann 
fort, wenn die Frau nach dem Soldatentod ihres Mannes auf 
sich allein gestellt ist.

Das AG. hat die Bekl. zur Räumung des in Untermiete 
von ihr innegehaltenen möblierten Zimmers mit Küchen­
benutzung verurteilt, weil sie nach dem Tode ihres Ehe­
mannes nicht mehr darin mit Familie eine selbständige 
Wirtschaft oder Haushaltung führe, nach dem Gesetz also 
keinen Mieterschutz habe.

Durch Kriegsnotrecht (3. AusfVO. v. 5. Sept. 1939 [RGBl. 
I, 1670], § 2 Abs. 2) ist der Mieterschutz in gewissem Um­
fange auch auf Untermietverhältnisse ausgedehnt worden, 
bei möblierten Zimmern aber unter der Voraussetzung, daß 
der Untermieter darin mit seiner Familie eine selbständige 
Wirtschaft oder Haushaltung führe. Änderungen des Fa­
milienstandes nach Eingehung des Mietvertrages können 
mieterschutzrechtlich von Bedeutung sein. Der Ehemann 
der Bekl. hat unstreitig mehrmals mit Kenntnis und Wis­
sen der Kl. als Urlauber in dem möblierten Zimmer mit­
gewohnt und dadurch mit der Bekl. einen selbständigen 
Haushalt geführt. Es kann schon deshalb nicht zweifelhaft 
sein, daß die Bekl. mit ihrem Ehemann Mieterschutz genoß. 
Bei Veränderungen des Familienstandes sind jedoch grund­
sätzlich die Verhältnisse zur Zeit der Entscheidung zu­
grunde zu legen. An und für sich entspricht deshalb das 
Urteil des AG. dem geschriebenen Recht, wie auch von dem 
Prozeßbevollmächtigten der Bekl. selbst im Verhandlungs­
termin anerkannt worden ist. Ober diesem geschriebenen 
Recht aber stehen die Grundgesetze der völkischen Lebens­
ordnung und das gesunde Volksempfinden. Es handelt sich 
in dem vorliegenden Sonderfall um eine Soldatenfrau, deren 
Ehemann im Lebenskämpfe des deutschen Volkes für Füh­
rer und Reich den Heldentod gestorben ist. Nach den höhe­
ren Gesetzen der Gemeinschaft ist es nicht angängig, die 
Soldatenwitwe einem anderen Alleingebliebenen gleichzu­
stellen. Es entspräche nicht dem Sinne des Kriegsnotrechts, 
den Heldentod des Ehemannes als ein Ereignis anzusehen, 
das den erworbenen Mieterschutz in Wegfall bringt. Die 
Soldatenwitwe darf durch den Heldentod ihres Mannes 
mietrechtlich keineswegs schlechter gestellt werden. Ihr 
Ehemann, der sein Leben für Deutschland gab, lebt nicht
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nur im Bewußtsein der Witwe, sondern auch in dem der 
Gemeinschaft an ihrer Seite fort. Die Familie des Gefal­
lenen muß mietrechtlich als fortbestehend gelten. Die Sol­
datenwitwe behält deshalb für das hier zu beurteilende 
Untermietverhältnis die Steilung, die sie im Zusammen­
leben mit dem Gefallenen besaß. Ihr Mieterschutz dauert 
demnach fort.

Die Klage war deshalb unter Abänderung des ersten 
Urteils abzuweisen.

(LG. Berlin v. 7. Juli 1942, 247 S 1652/42.)
*

4. KG. — Die Senkung des Mietzinses in einem laufen­
den Mietvertrag stellt eine Vorausverfügung über den 
Mietzins i. S. des § 573 BGB. dar.

Soweit der Kl. statt eines monatlichen Mietzinses 
von 500 JUl einen solchen von 700 fordert, hängt 
die Entscheidung des Rechtsstreits davon ab, ob die 
Nachtragsvereinbarung vom 1. Dezember 1933 eine dem 
Kl. gegenüber unwirksame Vorausverfügung über den 
Mietzins enthält. Ist das Grundstück, für das die 
Zwangsverwaltung angeordnet wird, ganz oder teilweise 
einem Mieter überlassen, so g ilt der Mietvertrag gemäß 
§ 152 Abs. 2 ZwVerstG. auch gegenüber dem Zwangsver- 
walter. Diesem steht von der Beschlagnahme an gemäß 
§ 148 ZwVerstG. der Mietzins zu. Hat der Vermieter vor 
der Beschlagnahme über diese hinaus Verfügungen über 
den Mietzins getroffen, so sind sie nach § 57 b ZwVerstG., 
§§ 1124, 573 BGB. dem Zwangs Verwalter gegenüber un­
wirksam, soweit sie sich auf den Mietzins für eine spätere 
Zeit als den zur Zeit der Beschlagnahme laufenden Ka­
lendermonat beziehen. Eine Vorausverfügung in diesem 
Sinne liegt, wie in Übereinstimmung mit der ständigen 
Rspr. des RG. (vgl. RGZ. 144, 194) anzunehmen ist, nicht 
vor, wenn der Mietzins in Gemäßheit des Mietvertrages 
vorauszuzahlen war und vorausbezahlt worden ist.

Die im Nachtragsvertrage vom 1. Dez. 1933 vereinbarte 
Senkung des Mietpreises von 700 MJL auf 500 MJl monat­
lich stellt eine Abänderung des bisher geltenden Miet­
zinses dar. Unerheblich ist dabei, ob sich diese Mietsenkung 
wirtschaftlich als eine Verrechnung mit Hypothekenzinsen 
darstellt, die der beklagten Mieterin als Hypothekengläu­
bigerin gegen ihre Vermieterin zustehen. Maßgebend ist 
allein, daß die Vertragsteile, obwohl der ursprüngliche 
Mietvertrag bei einer Dauer bis zum 1. April 1942, und, 
falls die Bekl. ihr Optionsrecht ausübt, bis zum 1. April 
1947 einen höheren Mietzins vorsah, diesen nachträglich 
auf 500 JlJi monatlich gesenkt haben. Unerheblich ist 
auch, daß der Bekl. nachträglich durch den Zusatz vom 
1. Dez. 1932 ein vorzeitiges Kündigungsrecht eingeräumt 
war. Denn einerseits hat die Bekl. von diesem Kündigungs­
recht nicht ausdrücklich Gebrauch gemacht, anderseits 
kann auch in dem Abkommen vom 1. Dez. 1933 keine Kün­
digung und Vereinbarung eines neuen Vertrages gesehen 
werden. Aber auch, wenn letzteres der Fall wäre, wäre es 
eme Voraus Verfügung i. S. der genannten Vorschriften. 
Flenn eine solche liegt in jeder Besserstellung des Mieters 
hinsichtlich seiner Mietzinszahlungspflicht gegenüber der 
im ursprünglichen Mietvertrag festgelegten Pflicht (vgl. 
auch Urt. des Sen. v. 9. Sept. 1936: JW. 1936, 3264: DWohn- 
Arch. 36, 513; HöchstRRspr. 1937 Nr. 7).

(KG., 17. ZivSen., Urt. v. 3. Dez. 1941, 17 U 1921/41.)
*

5. KG. — Vereinbart der Verkäufer eines Hausgrund­
stücks mit dem Käufer, daß dieser für den Fall der Ver­
sagung der behördlichen Genehmigung des Kaufvertrages 
auf ein Jahr Mieter des Grundstücks sein soll, so genießt 
der Käufer keinen Mieterschutz.

Die Abrede im Grundstückskaufvertrage, daß das Grund­
stück am 1. Mai 1940 übergeben werde und mit diesem 
Zeitpunkt Lasten und Nutzungen auf den Erwerber über­
gehen, daß aber im Fall der Versagung der behördlichen 
Genehmigung des Kaufvertrages ein Mietvertrag auf ein 
Jahr vereinbart werde, sollte nach Lage der Sache nur einen 
Notbehelf zur Regelung der Beziehungen der Verfragsteile 
im Falle der Nichtgenehmigung des Kaufvertrages abgeben. 
Man könnte darin nur ein bloßes Verrechnungsabkommen 
sehen, das die Verrechnung der Nutzungen und Lasten ver­
einfachen sollte. Aber selbst wenn man in dieser Abrede

den Willen der Vertragschließenden auf Abschluß eines 
Mietvertrages sehen w ill, so kann hierin nur ein Mietver­
trag besonderer A rt gesehen werden. Darauf deutet der 
Anlaß des Abkommens, nämlich im Falle der Nichtgeneh­
migung des Kaufvertrages der auf Grund dieses Kaufver­
trages erfolgten Überlassung der Räume eine andere 
Rechtsgrundlage zu geben, und andererseits die dem Geg­
ner durch die Bestimmung des Endtermins erkennbare Ab­
sicht hin, sich nicht durch mietweise Überlassung praktisch 
der Möglichkeit eines Verkaufs des Grundstücks an einen 
Dritten begeben zu wollen. In dem Vertrage muß daher eine 
Vermietung „für besondere Zwecke zu vorübergehendem 
Gebrauch“  gesehen werden. Ein solcher Vertrag genießt 
aber keinen Mieterschutz (§ 25 MietSchG.).

(KG., 17. ZivSen., Urt. v. 23. Juli 1941, 17 U 1110/41.)
*

6. KG. — Eine vor dem 30. Nov. 1936 in einem Options­
recht festgesetzte Mietzinserhöhung verstößt gegen das 
Preiserhöhungsverbot, aber nicht eine solche in einem Ver­
trag auf Vertragsverlängerung mit einseitigem Kündi­
gungsrecht des Mieters.

Durch Ziff. III Abs. 2 zu a der 1. AusfVO. zur VO. über 
das Verbot von Preiserhöhungen v. 30. Nov. 1936 ist für 
Räume, die den Vorschriften des RMietG. nicht unterliegen, 
also auch für die Räume des Bekl., da diese Geschäftsräume 
sind, bestimmt, daß bei Abschluß neuer Mietverträge der 
Mietzins, der am 18. Okt. galt, nicht überschritten werden 
darf. Von diesem Verbot wird, wie in Übereinstimmung 
mit Ziff. 5 des RdErl. des RKomm. für die Preisbildung vom
12. Dez. 1937, Nr. 184/37 anzunehmen ist, eine bis zum 
30. Nov. 1936 für einen späteren Zeitpunkt fest vereinbarte 
Mietzinserhöhung nicht betroffen, die Vereinbarung bleibt 
vielmehr wirksam. Es muß sich dabei um eine feste Ver­
einbarung handeln. Diese liegt nicht vor, wenn dem Mieter 
nur das Recht eingeräumt ist, zu einem bestimmten höheren 
Mietzins eine Verlängerung des Vertrages zu fordern, also 
ein Optionsrecht (ebenso: L a m p e ,  „Preisüberwachung 
und Preisbildung bei Mieten“ , S. 26). Die neben dem schrift­
lichen Verträge von den Streitteilen mündlich getroffene 
und in der Anlage zum Schreiben vom 14. Jan. 1936 be­
stätigte Vereinbarung w ird zwar in dem Schreiben vom 
Kl. als Option bezeichnet, sie ist aber nicht eine solche. 
Denn nach ihr ist der Vertrag fest bis zum 31. Dez. 1940 
unter jeweiliger Erhöhung des Mietzinses geschlossen und 
nur dem Bekl. das Recht eingeräumt, den Vertrag vorzeitig 
mit bestimmter Frist zum Ende eines Jahres zu kündigen. 
Die Vereinbarung unterscheidet sich also trotz ihrer w irt­
schaftlichen Ähnlichkeit mit einer Option wesentlich da­
durch von einer solchen, daß bei dieser die Verlängerung 
des Vertrages erst durch eine Erklärung des Mieters her­
beigeführt wird, während die Verlängerung des Vertrages 
bei den Streitteilen von vornherein feststand und nur durch 
eine Erklärung des Mieters beseitigt werden konnte. Bei der 
Option ist die Vertragsverlängerung aufschiebend bedingt, 
bei der Abrede der Streitteile auflösend. Die Abrede wird 
deshalb vom Preiserhöhungsverbot nicht betroffen.

(KG., 17. ZivSen., Urt. v. 29. Okt. 1941, 17 U 2089/41.)
, *

7. KG. — Gegen die Forderung des Mieters auf Um­
zugskostenersatz kann der Vermieter mit einer Schadens- 
ersatzforderung wegen Verzuges des Mieters bei der Räu­
mung aufrechnen.

Es kann dahingestellt bleiben, ob der Räumungsvergleich 
der Streitteile dahiii ausgelegt werden kann, daß der An­
spruch der Bekl. auf Ersatz vor! Umzugskosten und Ent­
schädigung sich um je 1000 ¿RJi für den Monat mindere, 
um den sich die Räumung gegenüber dem Räumungszeit­
punkt vom 31. Dez. 1940 verzögere. Denn auch wenn der 
Vergleich nicht in dieser Weise ausgelegt wird, ist der 
Klageanspruch begründet. Die Bekl. war nach dem Ver­
gleich verpflichtet, die Räumung bis spätestens zum 31. Dez. 
1940 auszuführen. Diese Verpflichtung hat sie verletzt, ohne 
daß ihr, wie die Entscheidungen der Vollstreckungsgerichte 
vom 7. und 30. Jan. zeigen, ein Rechtsgrund zur Seite stand. 
Sie hat deshalb dem Kl. den durch diese Vertragsverletzung 
entstandenen Schaden zu ersetzen.

Die vom Kl. erklärte Aufrechnung seiner Forderung auf 
Ersatz dieses Schadens gegenüber der Forderung der Bekl.



12. Jahrgang 1942 Heft 31] Rechtsprechung 1095

auf Ersatz der Umzugskosten und Entschädigung ist zu­
lässig. Es bedarf nicht der Entscheidung, ob sich aus dem 
Wesen der Forderung auf Umzugskostenersatz eine Be­
schränkung für den Vermieter hinsichtlich der Aufrech­
nung mit Gegenforderungen ergibt. Denn jedenfalls würde 
es Treu und Glauben widersprechen, dem Vermieter die 
Möglichkeit zu versagen, mit einer Forderung auf Ersatz 
des Schadens aufzurechnen, den ihm der Mieter bei Er­
füllung der Verpflichtung zugefügt hat, für die die Schuld 
des Vermieters begründet worden ist.

Was die Höhe der Schadensersatzforderung des Kl. an­
betrifft, so ist der Kl. durch den Räumungsvergleich einer 
weiteren Darlegung dieser Höhe enthoben. Er hat durch 
den Vergleich in einer auch der Bekl. erkennbaren Weise 
zum Ausdruck gebracht, daß die Beschleunigung der Räu­
mung für ihn einen Wert von monatlich 1000 JlJl hat. Sein 
durch den Verzug der Bekl. entstandener Schaden beträgt 
somit 3000 ¿RJt.

Durch die Aufrechnung des Kl. mit dieser Schadens- 
ersatzforderung ist deshalb die Forderung der Bekl. auf 
Umzugskostenersatz und Entschädigung in Höhe von 
3000 MJt getilgt.

(KG., 17. ZivSen., Urt. v. 12. Nov. 1941, 17 U 2130/41.)
*  •

8. KG. — Das MEA. darf einen Antrag auf Festsetzung 
der Friedensmiete weder mit der Begründung zurück­
weisen, daß das Verhalten des Antragstellers auf Verschlep-, 
pung hinauslaufe und gegen einen Leitgedanken der Be­
schleunigung verstoße, noch mit der Begründung, daß der 
Zweck des Antrags nicht erkennbar sei.

1. Im Verfahren vor dem MEA. besteht Parteibetrieb mit 
Darlegungs- und Behauptungspflicht sowie Beweislast der 
Beteiligten nur in ganz beschränktem Umfange. Nach § 10 
Abs. 1 der Verfahrensanordnung hat vielmehr das MEA. 
von Amts wegen die erforderlichen Ermittlungen anzustel­
len und Beweise zu erheben. Nach § 9 Abs. 1 der Verfah­
rensanordnung kann es allerdings den Beteiligten aufgeben, 
binnen einer bestimmten Frist Tatsachen zur weiteren Auf­
klärung des Sachverhalts anzugeben und Beweismittel, ins­
besondere Urkunden, vorzulegen oder Zeugen zu stellen. 
Aber nach Abs. 2 hat die Versäumung der Frist nur zur 
Folge, daß das MEA. nach Lage der Sache — d. h. auf 
Grund sachlicher Prüfung des Sachverhalts — ohne Be­
rücksichtigung der nicht beigebrachten Beweismittel ent­
scheiden kann. Hiernach hat das MEA. selbst die Möglich­
keit und damit die Pflicht, für die gebotene Beschleunigung 
zu sorgen und durch richtige und sachgemäße Leitung eine 
Verschleppung des Verfahrens-Reitens eines Beteiligten zu 
verhindern. Es darf also keinesfalls eine Sachentscheidung 
ablehnen und einen Antrag zurückweisen mit der Begrün­
dung, daß das Verhalten des Antragstellers auf Verschlep­
pung hinauslaufe und gegen einen Leitgedanken der Be­
schleunigung verstoße.

Die Anwendung des vom MEA. erwähnten Leitgedan­
kens und der auf ihm beruhenden Vorschriften der Z iv il­
prozeßnovelle von 1933 führt übrigens auch nicht zur Ab­
lehnung einer Sachentscheidung, sondern nur zur Zurück­
weisung eines aus grober Nachlässigkeit oder Verschlep­
pungsabsicht verspäteten Vorbringen einer Partei.

2. Nach § 2 Abs. 5 RMietG. i. d. Fass. v. 20. A p ril 1936 
kann die Feststellung oder Festsetzung der Friedensmiete 
auch bei Räumen beantragt werden, die nicht dem RMietG. 
unterliegen oder für die nicht die gesetzliche Miete gezahlt 
wird.

In dem RE. des KG. v. 22. Sept. 1937, 17 Y 3/37 (JFG. 
ErcrBd. 17, 352 =  JW. 1937, 2832) ist ausgesprochen, daß 

* das MEA. nach dieser Vorschrift die Festsetzung der Frie­
densmiete nicht deshalb ablehnen darf, weil für das Rechts­
verhältnis der Parteien die gesetzliche Miete nicht g ilt und 
auch nicht in Geltung gesetzt werden kann. In den Gründen 
ist ausgeführt, daß einziges Erfordernis das Vorliegen eines 
Rechtsschutzbedürfnisses ist und daß nur offenbar über­
flüssige Anträge auf Ermittlung der Friedensmiete abzu­
lehnen sind.

Hieran ist festzuhalten. Auch bei Mietverhältnissen, für 
welche die gesetzliche Miete nicht in Betracht kommt, kann 
die Ermittlung der Friedensmiete von Bedeutung sein, und 
zwar nicht nur für ein Verfahren bei der Preisstelle, son­
dern z. B. auch für die Prüfung, ob Mietwucher vorliegt,

oder für den Verteilungsschlüssel von Umlagen (vgl. 
K r i e g - B a n d m a n n ,  „Mietrecht“ , 5. Auü., Anm. 23 zu 
8 2 RMietG., und ferner den RE. v. 9. Febr. 1925, 17 Y 
156/24: JFG. ErgBd. 3, 125 =  JW. 1925, 1179).

Den Zweck des Antrags braucht der Antragsteller nicht 
anzugeben, und der Umstand, daß dieser Zweck für das 
MEA. nicht erkennbar ist, rechtfertigt noch nicht den 
Schluß, daß ein Rechtsschutzbedürfnis fehle und der Antrag 
überflüssig sei. Hierfür müssen vielmehr besondere Um­
stände vorliegen. Denn daß ein Mieter oder Vermieter einen 
überflüssigen Antrag stellt, der ihm nur Zeitverlust und 
Unkosten bringt, kann nicht vermutet werden.

(KG., 17. ZivSen., RE. v. 20. Mai 1942, 17 Y 4/42.)
*

9. KG. — Bei der Prüfung, ob die Entscheidung des 
MEA. auf einer den BeschwF. beschwerenden Gesetzesver­
letzung beruht, welche die Aufhebung der angefochtenen 
Entscheidung rechtfertigt, darf die Beschwerdestelle neues 
Vorbringen der Beteiligten, auch soweit es nur den frühe­
ren Vortrag ergänzt, nicht berücksichtigen.

Aus den RE. des Sen. v. 13. März 1924, 17 Y 5/24 (JFG. 
ErgBd. 2, 133; JW. 1924, 840), v. 7. Nov. 1925, 17 Y 107/25 
(JFG. ErgBd. 4, 188) und v. 8. Okt. 1941, 17 Y 12/41 (JFG. 
ErgBd. 22, 146) in ihrem Zusammenhang ist folgender 
Rechtssatz zu entnehmen: Erst wenn die Beschwerdestelle 
festgesteilt hat, daß der Beschluß des MEA. auf einer den 
BeschwF. beschwerenden Gesetzesverletzung beruht, die 
zur Aufhebung des angefochtenen Beschlusses führt, darf 
und muß sie neues Vorbringen der Beteiligten zulassen, 
wenn das für ihre Entscheidung notwendig ist. Schon aus 
diesem Rechtssatz ist zu folgern, daß auch bei der Prüfung, 
ob die Entscheidung des MEA. auf der festgestellten Ge­
setzesverletzung beruht, neues Vorbringen unberücksich­
tigt zu bleiben hat.

Es kommt aber noch folgende Erwägung hinzu. Das Ge­
setz ist verletzt, wenn das MEA. bei der Beurteilung des 
Sachverhalts eine Rechtsnorm nicht oder nicht richtig an­
gewendet hat (§ 41 Abs. 2 MietSchG. mit § 550 ZPO.). Seine 
Entscheidung beruht auf der Gesetzesverletzung, wenn an­
zunehmen ist, daß es bei richtiger Anwendung des Ge­
setzes auf den Sachverhalt zu einem für den BeschwF. gün- 
stireren Ergebnis gelangt wäre. Dabei kann es sich selbst- 
verständlich nur um den Sachverhalt handeln, der dem 
MEA. von den Beteiligten unterbreitet oder von ihm durch 
Beweisaufnahme ermittelt ist. Denn der erst im Be­
schwerdeverfahren durch neues Vorbringen geschaffene 
Sachverhalt war dem MEA. nicht bekannt. Es konnte ihn 
also weder richtig noch unrichtig beurteilen, und auf einer 
das Gesetz verletzenden Beurteilung dieses neuen Sachver­
halts kann seine Entscheidung niemals beruhen.

Hieraus ergibt sich zwingend, daß die Beschwerdestelle 
bei der Prüfung, ob die angefochtene Entscheidung auf 
einer Gesetzesverletzung beruht, keinerlei — also auch 
nicht den früheren Vortrag nur ergänzendes — neues Vor­
bringen der Beteiligten, sondern nur den Sachverhalt, der 
dem MEA. Vorgelegen hat, berücksichtigen darf.

Erst wenn die Beschwerdestelle unter Zugrundelegung 
nur dieses alten Sachverhalts festgestellt hat, daß der Be­
schluß des MEA. auf einer Gesetzesverletzung beruht, die 
seine Aufhebung rechtfertigt, darf es das neue Vorbringen 
zulassen und würdigen. Diese Würdigung kann zur Zu- 
rückverweisung der Sache an das MEA. führen. Die Be- 
schwerdestelle kann aber auch auf Grund des neuen Sach­
verhalts eine eigene Sachentscheidung fällen, die entweder 
von der — dann aufzuhebenden — Entscheidung des MEA. 
abweichen oder diese Entscheidung im Ergebnis billigen, 
also auf Zurückweisung der RBeschw. lauten kann. Um 
letzteres klarzustellen, ist in dem heutigen Rechtsentscheid 
an Stelle der im RE. v. 8. Okt. 1941, 17 Y 12/41: DR. 1942, 
227 gebrauchten Worte: Gesetzesverletzung, „die zur Auf­
hebung des Beschlusses des MEA. führt“ , gesagt worden: 
„welche die Aufhebung der angefochtenen Entscheidung 
rechtfertigt“ .

(KG., 17. ZivSen., RE. v. 13. Mai 1942, 17 Y 5/42.)

10. KG. — Der Umstand, daß von mehreren gemein­
schaftlichen Mietern der Wohnung oder der Tauschwoh­
nung — insbesondere Eheleuten auch nach der Scheidung
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— nur einer tauschen w ill, der andere aber dem Tausch 
widerspricht, kann einen wichtigen Grund für die Ver­
sagung der Einwilligung des Vermieters zum Wohnungs­
tausche nach § 1 der 5. AusfVO. zur KündSchVO. vom 
14. Aug. 1940 bilden.

In den RE. v. 23. Jan. 1928, 17 Y 83/27 (JFG. ErgBd. 7, 
37; JW. 1928, 917) und v. 12. April 1930, 17 Y 21/30 (JFG. 
ErgBd. 10, 78) hat das KG. zu dem damals geltenden § 8 
WohnmangG. ausgesprochen, daß den Antrag auf Er­
setzung der Zustimmung des Vermieters zum Wohnungs­
tausch, auch wenn mehrere Personen, z. B. Eheleute, ge­
meinschaftlich Mieter der Tauschwohnung sind, jeder der 
Mieter für sich allein stellen und durchführen kann 

Ob dieser Rechtssatz auch zu der jetzt geltenden Vor­
schrift des § 1 der 5. AusfVO. zur KündSchVO. v. 14. Aug. 
1940 aufrechtzuerhalten ist, braucht für den vorliegenden 
Fall nicht geprüft zu werden. Denn der Mieter, der hier die 
Ersetzung der Einwilligung seines Vermieters beantragt 
hat, ist Alleinmieter seiner Wohnung. Außerdem geht die 
Rechtsfrage der Beschwerdestelle nur dahin, ob gewisse 
Umstände dem Vermieter einen wichtigen Grund zur Ver­
sagung der Tauschgenehmigung geben.

Die Auffassung der Beschwerdestelle, daß bei der Prü­
fung dieser Frage vom Vortrage des Antragstellers auszu­
gehen und ein Einwand des Antragsgegners nicht zu be­
rücksichtigen sei, ist nicht zutreffend. Bei der Prüfung, ob 
der Vermieter einen wichtigen Grund hat, seine E inw illi­
gung zu versagen, ist vielmehr der ganze vorliegende Sach- 
verhalt, also auch der Vortrag des Vermieters, zu würdigen 
und sind die Belange beider Teile nach billigem Ermessen 
gegeneinander abzuwägen. Auch wenn, wie hier, der An­
tragsteller Alleinmieter seiner Wohnung ist und nur die 
andere Tauschwohnung mehrere Mieter hat, von denen nur 
einer tauschen w ill, während der andere dem Tausch wider­
spricht, kann dabei der letztere Umstand erheblich sein.

Sind z. B. von dem Antragsteller keinerlei wirtschaftliche 
Gründe für den beabsichtigten Wohnungstausch angegeben 
und spricht die Sachlage dafür, daß der Tausch den Zweck 
verfolgt, _ die widersprechende geschiedene Ehefrau des 
Täuschmieters um ihr Wohnrecht zu bringen, so kann es 
dem Vermieter nicht verdacht werden, wenn er seine M it­
wirkung bei diesem Unternehmen und demgemäß seine 
Einwilligung zu dem Tausch verweigert.

Das muß um so mehr gelten, wenn — wie hier — der An­
tragsgegner zugleich Vermieter der Wohnung des Tausch­
mieters und dessen geschiedener Ehefrau ist. Denn die 
Rechte der geschiedenen Frau, die dem Tausch widerspro­
chen hat, aus ihrem Mietverträge würden durch die Voll­
ziehung des Tausches nicht beseitigt werden. Der Vermie­
ter würde also mit der Möglichkeit zu rechneii haben, daß 
sie gegen ihn Anspruch auf Einräumung des Mitbesitzes 
oder auf Schadensersatz erhebt, wenn er den Wohnungs­
tausch durch seine Zustimmung gefördert hat. Eine solche 
Sachlage kann sehr wohl dem Vermieter einen wichtigen 
Grund geben, seine Einwilligung in den Wohnungstausch 
zu verweigern. Ob die Ehe des Tauschmieters geschieden 
ist oder nicht, kann dabei, solange die Eheleute sich nicht 
bezüglich ihrer Mietrechte auseinandergesetzt haben, kei­
nen Unterschied machen. *
W;XerSa®J aber der Vermieter die Einwilligung in den 
Wohnungstausch aus einem wichtigen Grunde, so hat das 
MEA. die Ersetzung seiner Einwilligung abzulehnen.

(KG., RE. v. 20. Mai 1942, 17 Y 2/42.)
*

, H ;  ~  Das MEA- und die Beschwerdestelle dürfen 
das Verfahren auf Ersetzung der Einwilligung des Vermie­
ters in den Wohnungstausch auch dann nicht aussetzen, 
wenn der Vermieter die Einwilligung wegen Eigenbedarfs 
verweigert und bereits eine Klage des Vermieters auf Auf­
hebung des Mietverhältnisses beim ordentlichen Gericht 
anhängig ist.

Nach § 1 der 5. AusfVO. z. KündSchVO. v. 14. Aua-, 1940 
kann das MEA. auf den Antrag des Mieters dieEinwilli°,uno' 
des Vermieters in einen Wohnungstausch ersetzen, wenn 
der Vermieter sie ohne wichtigen Grund versagt. Die Ent­
scheidung des MEA. hat gemäß § 40 Abs. 3 MietSchG. nach 
billigem Ermessen zu erfolgen. Bei ihr sind deshalb samt- 
licke Umstände des Einzelfalls zu berücksichtigen und die 
widerstreitenden Belange der Beteiligten nach Billigkeit

gegeneinander abzuwägen. Die Berücksichtigung der Um­
stande des Einzelfalles erfordert auch, etwaigen Eigenbe­
darf des Vermieters zu beachten, wie das KG. schon im 
RE. v. 16. Mai 1927, 17 Y 40/27 (JFG. ErgBd. 6, 51 • Jur- 
Rdsch 1927 Nr. 1745; DWohnArch. 1927, 365) zu der ent- 
®P̂ ec^e” den Vorschrift des § 8 WohnmangG. ausgespro-

a i?6r i^ H )k fd a r f des Vermieters kann darin bestehen, 
daß er die Wohnung für sich selbst oder für Gefolgschafts- 
mitgheder dringend benötigt. Deshalb 'ist auch der Um­
stand, daß der Vermieter die Wohnung zur Unterbringung 
eines Gefolgschaftsmitgliedes verwenden will, nach b illi­
ge™ Ermessen zu berücksichtigen. Dabei hat das MEA. zu 
prüfen, ob die vom Vermieter beabsichtigte Verwendung 
der Wohnung Aussicht auf Verwirklichung hat und ob sie 
im Emzelfalle einen so wichtigen Grund darstellt, daß die 
Beiange des Vermieters denen des Mieters vorzuziehen 
sind. Die vom Vermieter beabsichtigte Verwendung der 
Wohnung wird nur dann Aussicht au? Erfolg bieten, wenn 
anzunehmen ist, daß der Mieter bei Versagung- der Tausch- 
erlaubms die Wohnung aufgeben wird, oder wenn dem 
Vermieter ein ausreichender Grund für eine Mietauf­
hebungsklage wegen Eigenbedarfs zur Seite steht. Ob diese 
Voraussetzungen gegeben sind, hat das MEA. zu entschei- 
oen. Es hat deshalb auch selbst zu entscheiden, ob der auf 
Eigenbedarf gestützten Mietaufhebungsklage des Vermie- 
ters voraussichtlich stattgegeben wird, obwohl das ordent­
liche Gericht endgültig über den Erfolg dieser Klage ent­
scheidet.
, ^ ur Vermeidung abweichender Beurteilung der Eigen­
bedarfsklage durch das MEA. und durch das ordentliche 
Gericht läge es zwar nahe, die Entscheidung des MEA. bis 
zur Entscheidung des ordentlichen Gerichts auszusetzen. 
Die Aussetzung des Verfahrens ist aber in Mieteiniguno-s- 
sachen grundsätzlich nicht zulässig. Denn bei dem Miet- 
emigungsverfahren handelt es sich um ein besonders aus­
gestaltetes Verfahren, das gewisse dem MEA. übertragene 
Fragen des täglichen Lebens zu einer beschleunigten Ent- 
scbeidung führen soll. Das Verfahren ist in den §§ 40 ff. 
MietSchG. und in der Verfahrensanordnung abschließend 
geregelt. Diese Vorschriften enthalten keine dem § 148 ZPO 
entsprechende Bestimmung. § 148 ZPO. ist auch nicht 
der Ausdruck eines allgemeinen Rechtsgedankens, dessen 
Anwendung sich ohne besondere Vorschrift aus allgemei­
nen Grundsätzen ergeben müßte.

Im Mieteinigungsverfahren ist deshalb die Aussetzung 
des Verfahrens bis zur Entscheidung eines anderen Vtr- 
f/h/ens nicht zulässig, wie das KG. schon im RE. vom 
v  17 Y 52/25 (JFG. ErgBd- 4, 156, JurRdsch. 1925
Nr. 14o4; Grundeigentum 1925, 2150) ausgeführt hat. Zu­
dem verbietet das Erfordernis einer beschleunigten Ent­
scheidung über die beim MEA. gestellten Anträge die Aus­
setzung des Verfahrens bis zur Entscheidung des ordent­
lichen Gerichts über Fragen, die in das Mieteinigungsver- 
'/djren hineinspielen. Das schließt aber nicht aus', daß das 
MEA. sich gegebenenfalls über den Stand des Verfahrens 
vor dem ordentlichen Gericht unterrichtet und seine Ent­
scheidung gemäß diesem Stande trifft. Eine Aussetzung des 
Verfahrens ist jedoch unzulässig.

Dabei wird allerdings die Ersetzung der Tauschgeneh- 
rnigung gegenstandslos, wenn — entgegen der Auffassung 
des MEA. — der Vermieter in dem Rechtsstreit über die 
Mietaufhebung rechtskräftig obsiegt. Denn in den dann 
rechtskräftig aufgehobenen Mietvertrag des Mieters kann 
der rauschmieter nicht eintreten. Das Aufhebungsurteil 
w irkt nach § 325 ZPO. auch gegen ihn. Er würde also 
wenn er inzwischen die Wohnung bezogen haben sollte' 
zur sofortigen Räumung gezwungen werden können.

Aber mit dieser Möglichkeit müssen Mieter und Tausch- 
rmeter rechnen, wenn sie das Verfahren beim MEA. wäh­
rend der Anhängigkeit der Mietaufhebungsklage betreiben. 
Sie naben dafür den Vorteil, daß, wenn die Mietaufhebuno-s- 
klage des Vermieters rechtskräftig abgewiesen ist, der 
Wohnungstausch sogleich vollzogen werden kann und nicht 
erst ein ausgesetztes Verfahren bei dem MEA. wieder auf­
genommen werden muß.

(KG., 17. ZivSen., RE. v. 22. Nov. 1941, 17 Y 14/41.)

[Deutsches Recht, Wochenausgabe
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12. KG. — Das MEA. kann die Erlaubnis des Vermieters 
zur Untervermietung von Räumen eines Gebäudes ersetzen, 
das auf einem dem Mieter zu einem Gewerbebetrieb ver­
mieteten Grundstück errichtet worden ist, auch wenn das 
Gebäude Eigentum des Mieters ist.

Der Eigentümer eines Grundstücks von 440 qm vermie­
tete es dem Mieter. Dieser kaufte gleichzeitig vom Vormie­
ter ein von ihm auf dem Grundstück errichtetes Holzhaus, 
um darin wie schon dieser im Einverständnis mit dem 
Grundstückseigentümer ein Lebensmittelgeschäft zu betrei­
ben und zu wohnen. Er w ill nun die Geschäftsräume zum 
Betriebe eines Gemüsegeschäfts untervermieten und hat die 
Ersetzung der Erlaubnis des Vermieters hierzu beantragt. 
Dies ist zulässig.

Das Gebäude, dessen Räume untervermietet werden sol­
len, ist nicht Gegenstand des zwischen den Beteiligten be­
stehenden Miet- oder Pachtvertrages. Es stand vielmehr im 
Eigentum des früheren Mieters und ist durch Kauf vom 
jetzigen Mieter erworben worden. Gegenstand des Vertra­
ges ist nur das unbebaute Grundstück. Die Überlassung des 
unbebauten Grundstücks ist nun zu Zwecken des Wohnens 
und des Gewerbebetriebs erfolgt. Nach § 2 der 5. AusfVO. 
zur KündSchVO. v. 14. Aug. 1940 sind die für Räume maß­
gebenden Vorschriften über den Kündigungsschutz bei 
Miet- und Pachtverhältnissen über gewerblich genutzte un­
bebaute Grundstücke entsprechend anzuwenden. Es kann 
dahingestellt bleiben, ob der Kündigungsschutz schon ein- 
tritt, wenn der gewerbliche Zweck nicht völlig hinter dem 
Wohnzwecke zurücktritt, oder nur dann, wenn der gewerb­
liche Zweck überwiegt (vgl. das Urt. des RG. v. 13. Nov. 
1941: DR. 1942, 222). Denn bei der Benutzung eines Grund­
stücks zum Betriebe eines Geschäfts und zum Wohnen 
überwiegt regelmäßig der Geschäftszweck. Es findet des­
halb auf das Miet- oder Pachtverhältnis der Beteiligten § 2 
der 5. AusfVO. zur KündSchVO. Anwendung.

Nach dieser Vorschrift gelten für derartige Miet- und 
Pachtverhältnisse die Vorschriften über den Kündigungs­
schutz entsprechend. Sämtliche Vorschriften über den Kün­
digungsschutz sind entsprechend anwendbar (ebenso R e x -  
r o t h  in P f u n d t n e r - N e u b e r t ,  „Das neue Deutsche 
Reichsrecht“ , II b 3, S. 73, Bern. 2 zu § 2). Deshalb erstreckt 
sich nunmehr die durch § 5 der 3. AusfVO. zur KündSch­
VO. v. 5. Sept. 1939 dem MEA. übertragene Befugnis, auf 
Antrag des Mieters die Erlaubnis des Vermieters zur Un­
tervermietung zu ersetzen, auch auf die Miet- und Pacht­
verhältnisse über gewerblich genutzte unbebaute Grund­
stücke.

W ill der Mieter nicht das »Grundstück selbst, sondern 
Räume eines auf diesem Grundstück errichteten, in seinem 
Eigentum stehenden Gebäudes einem Dritten überlassen, 
so ist sein Verfügungsrecht über die Räume selbst zwar 
von einer Einwilligung des Vermieters unabhängig. Die 
bestimmungsgemäße Verwendung der Räume ist aber ohne 
ständige Benutzung des Grund und Bodens nicht denkbar; 
insofern liegt Untervermietung vor, und diese hängt von 
der Einwilligung des Vermieters ab (ebenso RG., Urt. vom 
27. Nov. 1941: HöchstRRspr. 1942 Nr. 257). Insoweit be­
darf es deshalb der Erlaubnis des Vermieters zur Unter­
vermietung. Auf ihre Ersetzung finden die angeführten Vor­
schriften Anwendung. Die Möglichkeit der Ersetzung der 
Erlaubnis des Vermieters ist deshalb zu bejahen.

(KG., 17. ZivSen., RE. v. 9. Mai 1942, 17 Y 1/42.)

*

13. KG. — Der Umstand, daß von mehreren Mietern 
einer Wohnung, insbesondere geschiedenen Eheleuten, nur 
einer untervermieten will, der andere aber der Unterver­
mietung widerspricht, kann dem Vermieter beim Vorliegen 
besonderer Umstände einen wichtigen Grund geben, die 
Erlaubnis zur Untervermietung zu verweigern.

Der Mieter hat zusammen mit seiner Ehefrau im Hause 
der Vermieterin eine Wohnung gemietet. Die Ehefrau des 
Mieters ist die Tochter der Vermieterin, die Ehe ist ge­
schieden, die Ehefrau zu ihrer Mutter gezogen. Der Mie­
ter w ill zwei Zimmer der Wohnung untervermieten, die 
frühere Ehefrau hat dem widersprochen und die Vermie­
terin ihre Erlaubnis versagt. Das MEA. hat diese Erlaub­
nis ersetzt. Auf die RBeschw. der Vermieterin stellt die 
Beschwerdestelle die Rechtsfrage, ob der Widerspruch des

Ehegatten, der Mitmieter ist, dem Vermieter einen wich­
tigen Grund zur Versagung der Erlaubnis zur Unterver­
mietung gibt, und ob es hierbei einen Unterschied macht, 
ob die Ehe geschieden ist oder nicht.

Die Beschwerdestelle w ill die Fragen verneinen. Dem ist 
nur mit einer Einschränkung beizutreten. In den RE. vom 
30. Nov. 1929 und 12. A pril 1930, 17 Y 77/29 und 17 Y 14/30 
(JFG. ErgBd. 10, 106 und 109) hat das KG. zu dem inzwi­
schen aufgehobenen § 29 MietSchG. ausgesprochen: Jeder 
von mehreren Mietern kann das Verfahren auf Ersetzung 
der Erlaubnis des Vermieters zur Untervermietung für sich 
allein beantragen und durchführep. Das gleiche gilt, wenn 
Ehegatten den Mietvertrag gemeinsam geschlossen haben, 
für jeden von ihnen. Da§5 der 3. AusfVO. zur KündSchVO. 
v. 5. Sept. 1939 inhaltlich dem § 29 MietSchG. entspricht, 
gelten die Ausführungen in den genannten Rechtsentschei­
den auch für § 5. Der Mieter übt durch die Aufforderung 
an den Vermieter zur Erteilung der Erlaubnis zur Unter­
vermietung nicht ein bestehendes Recht aus, sondern er­
hebt den Anspruch auf den Erwerb eines neuen Rechts. 
Zum Erwerb dieses Rechts bedarf er nicht der M itw ir­
kung des Mitmieters. Auch im Verhältnisse zum Vermieter 
ergibt der Umstand, daß nur einer der Mitmieter den An­
trag stellt, keine Hindernisse. Der Vermieter kann die Er­
laubnis einem der mehreren Mieter erteilen, wenn nur die­
ser sie begehrt. Auch die Rücksicht auf das Innenverhältnis 
der am Mietrecht Beteiligten hindert den Vermieter nicht, 
die Erlaubnis einem Einzelnen der mehreren Mitmieier zu 
erteilen. Denn in deren Befugnisse greift noch nicht die 
Erteilung der Erlaubnis, sondern erst der Abschluß des 
Untermietvertrages oder doch die Überlassung der Räume 
an den Untermieter ein. Ob aber der Mitmieter, dem die 
Erlaubnis erteilt ist, davon Gebrauch machen, insbeson­
dere untervermieten kann, ohne in die Rechte des anderen 
einzugreifen und von ihnen gehindert zu werden, ist allein 
zwischen den Mitmietern auszutragen. Das gilt auch dann, 
wenn die Mitmieter Eheleute waren und ihre Ehe rechts­
kräftig geschieden ist. Da sonach der Vermieter, wenn er 
einem der mehreren Mieter die Erlaubnis zur Untervermie­
tung erteilt, nicht zu prüfen braucht, ob dieser Mieter 
ohne die Mitwirkung der Mitmieter untervermieten kann, 
braucht auch das MEA. bei der Ersetzung der Zustimmung 
eine Prüfung dieser Frage nicht vorzunehmen.

Nach § 5 der erwähnten AusfVO. kann das MEA. die 
Erlaubnis des Vermieters zur Untervermietung nur er­
setzen, wenn dieser sie ohne wichtigen Grund verweigert. 
Ob der vom Vermieter angegebene Grund wichtig ist, ist 
unter Abwägung der Belange beider Teile nach billigem 
Ermessen (§ 40 Abs. 3 MietSchG.) zu entscheiden. Hierbei 
können die Beziehungen der Mitmieter zueinander und der 
Umstand, daß nur einer von ihnen untervermieten w ill, der 
andere aber widerspricht, unter Umständen von Bedeutung 
sein. So kann, wie schon im erwähnten RE. 17 Y 77/29 aus­
geführt ist, vielleicht im Einzelfalle aus der Untervermie­
tung durch einen Mitmieter, weil die anderen Mitmieter 
damit nicht einverstanden sind, mit ausreichender Sicher­
heit auf die Entstehung von Streitigkeiten und die Störung 
des Hausfriedens geschlossen werden, die der Vermieter 
durch seine Weigerung mit Recht zu vermeiden sucht. 
Ähnlich kann die Sache liegen, wenn der der Untervermie­
tung widersprechende Mitmieter ein naher Angehöriger, 
z. B. ein Kind, des Vermieters ist und etwa dem Vermieter 
nicht zuzumuten ist, durch Erteilung der Erlaubnis zur 
Untervermietung die Mietrechte seines Angehörigen zu ge­
fährden oder ihre Verwirklichung zu erschweren. Dabei 
kann auch der Umstand ins Gewicht fallen, daß die Ehe 
dieser Mitmieter geschieden ist und durch eine Unterver­
mietung ihre Auseinandersetzung bezüglich des Mietrechts 
oder die von dem Mitmieter und ebenso vom Vermieter 
mit Recht gewünschte Aufhebung des Mietverhältnisses er­
schwert werden würde. In solchen Fällen können die Be­
lange des Mitmieters sich mit denen des Vermieters soweit 
decken, daß für diesen ein wichtiger Grund, die Erlaubnis 
zur Untervermietung zu versagen, besteht. Ob das zutrifft, 
ist je nach Lage des Einzelfalls zu entscheiden.

(KG., 17. ZivSen., RE. v. 20. Mai 1942, 17 Y 3/42.)

*
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14. KO. — Ein Urteil auf Überlassung von Räumen, die 
Luftschutzraum geworden sind, ist nicht nach § 888 ZPO., 
sondern nach §§ 885, 893 ZPO. zu vollstrecken.

Der Kl. mietete vom Hauseigentümer eine Kellerwohnung 
von einer Stube mit Küche. Der Vermieter überließ ihm 
aber die Wohnung nicht, sondern machte sie zu einem Luft­
schutzraum. Er wurde rechtskräftig zur Überlassung der 
Räume an den Kl. verurteilt. Auf Antrag des Kl. erkannte 
das AG. gemäß § 888 ZPO., daß der Bekl. zur Vornahme 
der Überlassung durch eine Geldstrafe anzuhalten sei. Die­
ser Beschluß wurde auf sofortige Beschw. des Vermieters 
aufgehoben, die weitere sofortige Beschw. des Mieters blieb 
erfolglos.

Das vom Kl. erwirkte Urteil geht auf die Überlassung 
von Räumen und ist nach der ausdrücklichen Vorschrift des 
§ 885 ZPO. nach diesem zu vollstrecken. Nur alle anderen 
Handlungen des Schuldners sind nach §§ 887 ff. ZPO. zu 
vollziehen. Der Umstand, daß der Vollstreckung nach § 885 
ZPO. Hindernisse im Wege stehen, kann zu keiner anderen 
Beurteilung führen. Der Gläubiger ist in solchem Fall, 
wenn die vorgesehene Vollstreckungsmöglichkeit nicht zum 
Ziele führt, auf eine Interessenforderung nach § 893 ZPO. 
angewiesen. Im übrigen könnte eine Strafandrohung ge­
mäß § 888 ZPO. schon deshalb nicht erfolgen, weil die 
Umwandlung des Luftschutzraums in einen Mietraum nicht 
ausschließlich vom Willen des Schuldners abhängig ist. 
Denn Luftschutzräume dürfen in Kriegszeiten nicht ohne 
Zustimmung der zuständigen Behörde einer anderen Zweck­
bestimmung zugeführt werden.

(KG., 17. ZivSen., Beschl. v. 22. April 1942, 17 W 637/42.)

Verfahren
15. OLG. — § 114 ZPO.; § 7 VO. v. 4. März 1941. 

Schutzangehörigen des Deutschen Reichs ist das Armen­
recht nur zu bewilligen, wenn die Prozeßführung im 
öffentlichen Interesse liegt.

Die Parteien sind Angehörige des früheren polnischen 
Staates gewesen, haben ihren Wohnsitz im Inland und 
sind nicht in die Deutsche Volksliste eingetragen. Hier­
nach sind sie nicht, wie das LG. annimmt, staatenlos, son­
dern Schutzangehörige des Deutschen Reiches (§ 7 VO. 
v. 4. März 1941 [RGBl. I, 118 ff.]). Die Schutzangehörig­
keit bedeutet nicht, daß der Schutzangehörige einem Inlän­
der gleichsteht. Deshalb ist auch i. S. des §114 ZPO. ein 
Schutzangehöriger nicht Inländer. Vielmehr erscheint es, 
solange keine gesetzliche Regelung der Frage vorliegt, bei 
der verschiedenen Rechtsstellung der Inländer einerseits 
und der Schutzangehörigen andererseits angemessen, ei­
nem Schutzangehörigen nur dann durch die Bewilligung 
des Armenrechts die Führung eines Prozesses unter Auf­
wendung öffentlicher Mittel zu ermöglichen, wenn die 
Prozeßführung Im öffentlichen Interesse liegt.

(OLG. Düsseldorf, 8. ZivSen., Beschl. v. 4. Juni 1942, 
8 W 62/42.) [He.]

*

16. OLG. — § 115 ZPO. Keine grundsätzlichen Beden­
ken gegen Bewilligung des Armenrechts auch noch nach 
Rechtskraft des Urteils mit rückwirkender Kraft, falls es 
rechtzeitig beantragt war. Rückbeziehung auf einen früheren 
Tag als den des Einganges des Antrages ist allerdings nicht 
möglich, f )

Die Rspr. hat in früheren Jahren grundsätzliche Be­
denken gehabt, das Armenrecht mit rückwirkender Kraft 
zu bewilligen, hat diese Bedenken jedoch später fallen 
lassen, sich aber noch überwiegend auf den Standpunkt 
gestellt, daß nach Beendigung der Instanz, d. h. nach 
Erlaß des Urteils eine Armenrechtsbewilligung nicht mehr 
ausgesprochen werden könne (siehe den Nachweis der 
Entsch. bei G e l i n s k y - M e y . e r ,  „Armenanwaltskosten“ , 
1936, S. 1791). Erst seit RG2. 152, 221 hat sich in der 
Rspr. allgemein der Satz herausgebildet, daß keine grund­
sätzlichen Bedenken dagegen bestehen, einer Partei das 
Armenrecht auch nach Rechtskraft des Urteils mit rück­
wirkender Kraft zu bewilligen, falls der Armenrechts- 
antrag vor Beendigung der Instanz gestellt worden, aber

vom Gericht nicht mehr rechtzeitig beschieden worden 
ist. Diese Voraussetzung ist hier gegeben. Nun1 bietet 
der vorliegende Fall allerdings die Besonderheit, daß 
das Armenrechtsgesuch bereits am 15. Mai 1941 gestellt 
ist, während das Urteil erst am 4. Dez. 1941 verkündet 
ist, und daß der Anwalt des Bekl. in der Zwischenzeit 
niemals an die Erledigung des Armenrechtsgesuchs er­
innert hat. Jedoch kann dies an dem oben erwähnten 
Grundsätze, der lediglich die Interessen der armen Partei 
wahren soll, nichts ändern. Dem Bekl. war daher noch 
nachträglich das Armenrecht zu bewilligen, und zwar 
mit Rückwirkung vom Tage des Einganges des Antrags 
auf Armenrechtsbewilligung ab. Eine weitere Rück­
beziehung, wie sie der Bekl. für sich beansprucht, war 
dagegen nicht möglich.

(OLG. Celle, 4. ZivSen., Beschl. v. 17. April 1942, 
4 W  26/42.)

Anmerkung: Die Rückwirkung des ArmenrecHts ist — 
erfreulicherweise — heute schon längst keine zu disku­
tierende Streitfrage mehr. Auch schon v o r  der oben 
erwähnten RGEntsch. hatte die Rspr. der OLG. weit­
gehend die Zulässigkeit — und, zur Vermeidung von Un­
gerechtigkeiten im Einzelfalle, auch die Notwendigkeit — 
rückwirkender Armenrechtsbewilligung anerkannt. Doch 
war fast stets die Einschränkung dahin gemacht, daß 
durch ein nicht der Partei zur Last zu legendes Versehen 
über ein von ihr rechtzeitig gestelltes Gesuch entweder 
gar nicht oder erst verspätet entschieden ist (vgl. dazu 
die grundlegende Entsch. des KG. v. 2. Nov. 1935: JW. 
1936, 200).

Ob dann nur erst die in Betracht kommende Instanz 
oder der gesamte Prozeß schon rechtskräftig abgeschlos­
sen ist, ist belanglos. Eine Grenze gibt es da nicht.

Doch mag bei dieser Gelegenheit auf einen Gesichts­
punkt hingewiesen werden, der recht häufig nicht be­
achtet wird: die Rückwirkungsmöglichkeit ist selbstver­
ständlich nicht dazu da, Versehen der Partei selbst oder 
ihres Anwalts auszugleichen, insbesondere den Anwalt 
in den Genuß der Armenanwaltskosten aus der Reichs­
kasse zu setzen, wenn er die — rechtzeitige — Stellung 
des Armenrechtsgesuchs übersehen hat. Gerade derarti­
gen Versuchen begegnet man immer wieder, obwohl sie 
grundsätzlich ergebnislos bleiben müssen.

Nun aber noch ein Wort zum R ü c k w i r k u n g s ­
t e r m i n :  Auch in dieser Hinsicht herrscht, gerade bei 
den Gerichten, vielfach noch Unklarheit. Sie ist darauf 
zurückzuführen, daß sie den Beginn der Armenrechts­
wirkungen auch bei normaler Erledigung des Gesuchs 
nicht beachten. Es ist eine Selbstverständlichkeit, und doch 
wird dagegen häufig verstoßen, daß die Rückwirkungs­
anordnung nicht dazu führen kann, die arme Partei (und 
damit den Anwalt) b e s s e r  zu stellen, als wenn ohne 
das Versehen a l s b a l d  und damit r e c h t z e i t i g  über 
das Gesuch entschieden worden wäre. Eine solche Ent­
scheidung bewirkt aber n i e m a l s  den Beginn des Armen­
rechts schon auf den Tag des E i n g a n g s  des Ge­
suchs. Diese Auffassung hat sich in der Praxis nicht 
durchsetzen können, obwohl sie bei formell und sachlich 
vollständigen Gesuchen, die also keine Zwischenverfü­
gung mehr erfordern, durchaus berechtigt wäre und 
jedenfalls klare und im Ergebnis gerechte Verhältnisse 
schaffen würde.

Aber auch der Tag, an welchem bei Erledigung im 
ordnungsmäßigen Geschäftsgang hätte entschieden wer­
den können, ist ebensowenig maßgebend wie der Tag 
der tatsächlich getroffenen Entscheidung, sondern erst 
der Zugang des Beschlusses, und nach heute geltender 
Ansicht ist der Tag, an welchem der Beschluß bei Ge­
richt in den Ausgang gegeben wird (zu vgl. RGZ. 156, 
385 =  JW. 1937, 304539;,KG. v. ,7. Mai 1938: JW. 1938, 
2043), der für den Beginn der Wirkungen des Armen­
rechts maßgebende Zeitpunkt.

Sofern also über den Beginn der Rückwirkung nichts 
Besonderes gesagt ist (was sich aber stets empfehlen 
wird, um Zweifel von vornherein auszuschließen), kann 
nur der Zeitpunkt zugrunde gelegt werden, in welchem 
annehmbar über das Gesuch befunden und diese Ent­
scheidung zur Absendung gegeben (oder verkündet) wor­
den wäre. Damit scheidet also grundsätzlich und schlecht-
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hin die E in re ic h u n g  des Gesuchs (oder der Klag e 
oder irgendeines sonstigen Sachantrags) als Rückwir­
kungstermin aus. Das hat obige Entscheidung übersehen.

KGR. Dr. G a e d e k e ,  Berlin.
*

17. KG. — §§ 1, 4 ArmAnwG. Reichskasse wie Armen­
anwalt können innerhalb angemessener Frist eine nach er­
folgter Gebührenfestsetzung eingetretene Änderung der 
Rspr. zur Begründung der Anfechtung dieser Festsetzung 
so lange heranziehen, als die Festsetzung nicht als end­
gültig anzusehen ist. Für die Reichskasse wird dabei eine 
Frist von 4 Monaten als noch innerhalb der Grenzen einer 
Nachprüfung im ordnungsmäßigen Geschäftsgang zu gel­
ten haben.

M it Erinnerung v. 18. Juli 1941 hat der Bezirksrevisor G. 
die am 25. Febr. 1941 vorgenommene Festsetzung einer 
Vergleichsgebühr beanstandet. Er hat sich dabei auf die 
Entsch. des Senats v. 20. Jan. 1941: DR. 1941, 658 ge­
stützt. LG. hat der Erinnerung stattgegeben und die Ge­
bühren herabgesetzt. Hiergegen richtet sich die vom LG. 
zugelassene Beschwerde des ArmAnw. Dieser beanstan­
det in erster Reihe die nachträgliche Erhebung von Ein­
wendungen gegen die Festsetzung seiner Arm Anw- 
Kosten, welche zur Zeit der Festsetzung durch die da­
malige Rspr. des Senats gestützt gewesen sei. Er emp­
findet es als grob unbillig, daß die Reichskasse die 
Möglichkeit haben sollte, noch Monate nach der Aus­
zahlung der damals nicht beanstandeten Gebühren die 
Rückforderung deshalb zu verlangen, weil die Rspr. sich 
geändert habe. Dieser Gesichtspunkt steht indes der er­
neuten Nachprüfung der Gebühren und ihrer anderweiten 
Festsetzung nicht entgegen. Der Senat hat bereits in 
seiner Entsch. 20 W 521/40 v. 12. April 1940: DR. 1940, 
1208 sich mit der Frage befaßt, ob und unter welchen 
Voraussetzungen der ArmAnw. die Möglichkeit hat, Ge­
bühren, welche ihm zur Zeit der_ Fälligkeit nach_ da­
maligem Rechtsstandpunkt und damals maßgeblicher 
Rspr. nicht zugestanden1 hätten, deshalb nachträglich gel­
tend zu machen, weil inzwischen die Rspr. sich geändert 
und einen ihm günstigeren Standpunkt eingenommen hat. 
In Übereinstimmung mit der von ihm von jeher schon 
vertretenen Auffassung, welche auch von einer Reihe 
anderer OLG. geteilt wird, ist der Senat damals zu dem 
Ergebnis gelangt, daß, ebenso wie der A rm A nw. 
gegen eine nachträgliche Aufrollung von durch Kosten­
erstattung und Verrechnung endgültig erledigten Ver­
fahren durch die Reichskasse aus Gründen der Rechts­
sicherheit geschützt werden rfffisse (so bereits KG. vom 
28. Sept. 1931: JW. 1931, 3574), so auch die R e i c h s ­
kasse entsprechenden Versuchen des ArmAnw. gegen­
über Anspruch auf gleichen Schutz habe. (Zu vgl. hierzu 
auch G a e d e k e ,  „Der Vergleich in Ehesachen“ , 
XIV. Abschn. S. 105 ff.)

Endgültigkeit im Sinne dieser Rspr. ist regelmäßig 
dann anzunehmen, wenn seit der festsetzenden Entsch. 
eine angemessene Frist vergangen ist, ohne daß eine 
der in Frage kommenden Parteien — ArmAnw. oder 
Reichskasse — dagegen irgendwelche Schritte (Erinne­
rung, Beschwerde, Gegenvorstellung) unternommen hat. 
Doch muß bei der Reichskasse auf den Geschäftsgang 
Rücksicht genommen werden, in welchem die zur Nach­
prüfung bestellten Organe bei ordnungsmäßiger Abwick­
lung Gelegenheit haben, die vorgenommene Festsetzung 
zu prüfen und gegebenenfalls mit den zur Verfügung 
stehenden Rechtsbehelfen zu beanstanden.

Unter diesem Gesichtspunkt muß auch im vorl. Falle 
das Vorgehen der Reichskasse beurteilt werden. Die im 
Febr. 1941 vorgenommene Festsetzung der hier in Frage 
stehenden Vergleichsgebühr wurde schon damals nicht 
mehr durch die frühere Rspr. des Senats gedeckt. Viel­
mehr galt bereits die Entsch. v. 20. Jan. 1941, wonach bei 
Scheidung aus gleicher Schuld ein Unterhaltsverzicht des 
Ehegatten keinen Vergleich darstellt.

Selbst wenn aber die Festsetzung im Zeitpunkt ihrer 
Vornahme der damals noch geltenden Rspr. entsprochen 
hätte, so könnte gleichwohl der Reichskasse nicht ver­
wehrt werden, eine nachträglich eingetretene Wandlung 
der Rspr. sich zunutze zu machen und zur Begründung 
der Erinnerung und Beschwerde gegen die Festsetzung

heranzuziehen, indem sie das einzulegende Rechtsmittel 
gerade mit einer i n z w i s c h e n  erst eingetretenen Ände­
rung der Rspr. begründete. Dies ist das gute Recht eines 
jeden der Beteiligten und kann vom ArmAnw. ebenso 
gegen die Absetzung von Gebühren wie von der Reichs­
kasse gegen die Festsetzung von Gebühren für sich1 in 
Anspruch genommen und ausgenutzt werden.

Nur dann, wenn seit der Festsetzung ein so langer 
Zeitraum verstrichen ist, daß danach eine e n d g ü l t i g e  
kostenrechtliche Erledigung der Sache angenommen wer­
den muß, ist damit aus Gründen der Rechtssicherheit 
einem solchen Vorgehen eine zeitliche Grenze gesetzt.

Diese Schranke ist im vorl. Falle noch nicht über­
schritten. Es muß noch innerhalb der Grenzen eines ord­
nungsmäßigen Geschäftsganges angesehen werden, wenn 
nach vier Monaten der Bezirksrevisor die Sache aufgreift 
und im Wege der Erinnerung beanstandet.

Die selbst darin zweifellos für den beteiligten Arm­
Anw. liegende Härte muß als Folge der gesetzlichen 
Konstruktion in Kauf genommen werden, wonach der­
artige Festsetzungen nicht in formelle Rechtskraft er­
wachsen. Innerhalb angemessener Frist muß deshalb 
jeder ArmAnw. damit rechnen, daß auf Nachprüfung 
der Reichskasse hin seine Gebührenfestsetzung geändert 
und er dadurch zur Rückzahlung von Gebühren verpflich­
tet wird.

Als weiteren Gesichtspunkt macht die Beschwerde gel­
tend, es gehe nicht an, daß zwar das Prozeßgericht aus­
drücklich für einen „Vergleich“  das Armenrecht be­
willige und den ArmAnw. beiordne, daß dann aber die 
mit der kostenmäßigen Nachprüfung befaßten Instanzen 
aus Rechtsgründen die Vergleichsgebühr absprächen. Eine 
derartige Differenz zwischen Entsch. des Gerichts sei 
nicht nur unerfreulich, sondern auch der Rechtspflege 
abträglich.

Auch dieser Gesichtspunkt ist indes rechtlich nicht 
zwingend. Der Senat hat wiederholt darauf hingewiesen, 
daß weder die Fassung einer Abrede durch die Par­
teien noch1 deren äußere Bezeichnung als Vergleich, noch 
selbst die vorm Gericht bei seiner Armenrechtsbewilli­
gung und Anwaltsbeiordnung gewählte . Formulierung 
für die materiell-rechtliche Beurteilung der in Frage kom­
menden Abrede maßgebend oder gar etwa bindend sein 
könne. Die materiell-rechtliche Beurteilung der Frage, ob 
die Voraussetzungen eines Vergleichs i. S. von § 794 
Ziff. 1 ZPO., § 779 BGB., § 13 Ziff. 3 RAGebO. erfüllt 
sind, kann selbstverständlich durch bloße äußere Be­
zeichnungen und äußerliche Formulierungen niemals ge­
hindert oder gar ersetzt werden. Diese Nachprüfung ist 
vielmehr Sache derjenigen Instanzen, welchen die Auf­
gabe zufällt, je nach den Voraussetzungen oder dem 
Fehlen der Voraussetzungen eines Vergleichs im Sinne 
der genannten Bestimmungen daraus irgendwelche Rechts­
folgen, hier im besonderen also gebührenrechtliche Fol­
gen, herzuleiten und auszusprechen.

Es versagen somit die Einwendungen der Beschwerde 
gegen die grundsätzliche Berechtigung der Nachprüfung 
der seinerzeit vorgenommenen Festsetzung der Arm- 
AnwKosten und gegen die Prüfung, ob überhaupt von 
einem Vergleich gesprochen werden kann.

(KG., 20. ZivSen., Beschl. v. 15.Okt.1941, 20 W 2608/41.) 
*

18. KG. — § 14 RAGebO. Verhandlungstermin i. S. des 
§ 14 RAGebO. ist der erste Termin, in weichem der Pro- 
zeßbevollmäditigte erschienen ist.

An Stelle der Zustellung eines Schriftsatzes durch den 
Anwalt genügt es, wenn er dem Gericht einen Schriftsatz 
einreicht und dieses ihn an die Gegenpartei weiterleitet 
oder ihr wenigstens von dem Inhalt Kenntnis gibt mit der 
Aufforderung, dazu Stellung zu nehmen.

Die vom LG. zugelassene Beschwerde der Reichskasse 
wendet sich gegen die Festsetzung der vollen Prozeß-

ebühr für den prozeßbevollmächti^en Armenanwalt des
eki., da in Anwendung des § 14 RAGebO. nur die 5/io‘ 

Prozeßgebühr zuzubilligen sei.
LG. hält § 14 Abs. 1 RAGebO. deshalb nicht für an­

wendbar, weil der Auftrag des Prozeßbevollmächtigten 
des Bekl. sich nicht vor, sondern erst nach Beginn des 
zur mündlichen Verhandlung bestimmten Termins er-
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ledigt habe. Dieser Erwägung hält die Reichskasse ent­
gegen, daß der Prozeßbevollmächtigte des Bekl. diesem 
Verhandlungstermin nicht wahrgenommen habe. Nur un­
ter dieser Voraussetzung sei aber der Terminsbeginn zu 
seinen Gunsten von Bedeutung. Diese Auffassung wird 
durchweg von den Erläuterungsbüchern vertreten (zu 
vgl. z. B. W i l l e  n b ü c h e r 2 a ,  B a u m b a c h 2  zu §14 
RAGebO.). Ihr schließt sich auch der Senat an. Sie ergibt 
sich aus dem mit der Begrenzung der Prozeßgebühr auf 
Vio Oes vollen Betrages verfolgten Zweck. Die volle 
Prozeßgebühr soll für den Prozeßbevollmächtigten erst 
dann erwachsen, wenn seine Tätigkeit nach außen hin 
gegenüber dem anderen Prozeßbevollmächtigten kennt­
lich geworden ist, und zwar in der Weise kenntlich ge­
worden ist, wie sie § 14 Abs. 1 RAGebO. durch Aufstel­
lung bestimmter Voraussetzungen bezeichnet: Es darf der 
Auftrag sich nicht schon vor Beginn des zur mündlichen 
Verhandlung bestimmten Termins erledigt haben, ohne 
daß der Anwalt zuvor entweder die Klage eingereicht hat 
oder einen Schriftsatz hat zustellen lassen. Hat er eine 
derartige Tätigkeit nicht entwickelt, ist er auch — und 
das ist allein der Sinn der Anführung gerade des zur 
mündlichen Verhandlung bestimmten Termins — in einem 
solchen Termin nicht erschienen, hat also damit nicht in 
einer nach außen besonders kenntlich gewordenen Weise 
eine Tätigkeit im Interesse der Wahrnehmung der Rechte 
seiner Partei entwickelt, und erledigt sich nunmehr sein 
Auftrag, so beschränkt sich die ihm zustehende Prozeß­
gebühr auf fünf Zehnteile. Verhandlungstermin i. S. des 
§ 14 Abs. 1 RAGebO. ist somit nicht etwa der erste in 
dem Verfahren überhaupt bestimmte Verhandlungstermin, 
sondern der erste Verhandlungstermin, in welchem der 
Prozeßbevollmächtigte der Partei erschienen ist.

Da der Bekl. in dem — einzigen — Verhandlungs­
termin überhaupt nicht vertreten gewesen ist, ist folg­
lich dieser Termin für die Bemessung der Prozeßgebühr 
des Anwalts des Bekl. bedeutungslos.

Gleichwohl ist aus anderen Erwägungen die Prozeß­
gebühr für ihn in Höhe von 10/10 erwachsen. Selbst wenn 
man davon absieht, daß nach Einreichung der Liquida­
tion und nach dem jetzt angefochtenen Beschluß und 
nach Einlegung der Beschwerde durch die Reichskasse 
der Prozeßbevollmächtigte des Bekl. die von ihm ein­
gereichte Scheidungsklage zurückgenommen hat und in­
sofern einen nach der Rspr. des Senats als Schriftsatz 
i. S. des § 14 Abs. 1 RAGebO. sich darstellenden Schrift­
satz hat zustellen lassen, so hat der Anwalt des Bekl. 
auch vordem bereits eine Tätigkeit ausgeübt, welche ihm 
die volle Prozeßgebühr hat verdiene'n lassen. Er hat für 
den Bekl. die Aussetzung des Verfahrens beantragt, da 
seine Partei sich im Felde befinde. Dieser Aussetzungs­
antrag ist nun allerdings, soweit die Gerichtsakten er­
geben, nicht der Gegenpartei schriftsätzlich zugestellt, 
sondern als nur urschriftlicher Antrag dem Gericht ge­
genübergestellt worden. Dieses hat jedoch von dem An­
träge der Gegenpartei Mitteilung gemacht und diese zur 
Stellungnahme auf diesen Antrag aufgefordert. Damit 
ist zwar im strengen förmlichen Sinne die Voraussetzung 
des § 14 Abs. 1 RAGebO., daß der Anwalt selbst sei­
nerseits einen Schriftsatz hat zustellen lassen, nicht er­
füllt. Doch ist in der Rechtsprechung anerkannt, daß in 
denjenigen Fällen, in denen eine Zustellung von Amts­
wegen zu erfolgen hat — z. B. Rechtsmittelschriften —, 
auch die E i n r e i c h u n g  bei Gericht genügt. Nichts 
anderes kann gelten, wenn prozeßordnungsgemäß zwar 
der Anwalt seinerseits die Zustellung eines Schriftsatzes 
hätte bewirken müssen, sich aber auf die Einreichung 
des Schriftsatzes bei Gericht beschränkt und dies nun­
mehr von sich aus der Gegenpartei entweder eine Ab­
schrift des Schriftsatzes zugehen läßt oder ihr von dessen 
Inhalt Kenntnis gibt mit der Aufforderung, dazu Stellung 
zu nehmen. Denn damit ist im Ergebnis der gleiche Er­
folg erzielt, von welchem § 14 Abs. 1 RAGebO. durch 
das Erfordernis der Zustellung eines Schriftsatzes den An­
fall der vollen Prozeßgebühr abhängig macht. Die gegen­
teilige Auffassung würde als übertriebene Förmlichkeit 
sich darstellen, zumal auch sonst anerkannt wird, daß kei- 
nesvvegs das Erfordernis förmlicher Zustellung unbedingt 
gewährt sein muß, sondern im Sinne der genannten Ge­
bührenbestimmung auch formloses Zugehen des an sich 
zuzustellenden Schriftsatzes an die Gegenpartei genügt ,

(so die oben bereits genannten Erläuterungsbücher; fer­
ner OLG. Stuttgart v. 3. Juli 1936: JW. 1936, 2570).

Danach hat das LG. vorliegende im Ergebnis mit Recht 
die 10/io-Prozeßgebühr für den prozeßbevollmächtigten 
Armenanwalt des Bekl. festgesetzt.

(KG., 20. ZivSen., Beschl. v. 11. Febr. 1942,20 W 301/42.) 
*

19. KG. — §§ 4, 77, 79 Ziff. 1 GKG.; § 30 KostVerf.
Die Heranziehung eines mithaftenden Gesamtschuldners 

bei erledigtem Verfahren erfolgt durch den Kostenbeam­
ten erster Instanz. Über die Erinnerung hiergegen ent­
scheidet das Prozeßgericht derjenigen Instanz, um deren 
Kosten es sich handelt.

Der nur aus § 77 GKG. gesamtschuldnerisch haftende 
Schuldner kann sich gegenüber der Heranziehung zur Ge­
samthaft wegen der Kostenschuld eines mithaftenden 
Schuldners auf die Erstschuldnerhaftung der Gegenpartei 
dann und insoweit nicht berufen, als auch der mithaftende 
Schuldner die Gegenpartei nicht auf die Erstschuldnerhaf­
tung verweisen kann.

Die Erinnerung des Bekl. zu 3 gegen seine Inanspruch­
nahme als Kostenschuldner eines Drittels der im zweiten 
Rechtszuge entstandenen Gerichtskosten ist nicht be­
gründet.

I. Was zunächst die formelle Seite anlangt, so handelt 
es sich zwar um eine von dem Kostenbeamten des LG. 
ausgestellte Kostenrechnung, obwohl der Kostenansatz 
Gerichtskoster, des zweiten Rechtszuges umfaßt. Doch 
ist dieses Verfahren nicht zu beanstanden und ist dieser 
Kostenansatz mit der Erinnerung aus § 4 GKG. zu be­
kämpfen, über welche das Prozeßgericht 2. Instanz zu be­
finden hat. Zwar" hat der Senat (vgl. 20 Wa 54/37 vom 
24. April 1937: JW. 1937, 2473, bei G a ed ek e ,  KostRspr. 
1938 Nr. 4) betont, daß der Kostenansatz in a l l e n  Rich­
tungen und damit auch die Entscheidung darüber, ob nun­
mehr die Voraussetzungen für die Inanspruchnahme eines 
Zweitschuldners gegeben seien, d. h. jedwede Bestimmung 
der R e i h e n f o l g e  der Inanspruchnahme ausschließlich 
Sache des Kostenbeamten derjenigen Instanz ist, um deren 
Kosten es sich handelt. Der Senat hat dabei insbes. die 
Zulässigkeit einer „Delegation“  dieser Kostenfunktionen, 
sei es in ausdrücklichem, sei es in stillschweigendem Ein­
verständnis der beteiligten Amtsstellen, von dem Kosten­
beamten der Rechtsmitfeünstanz auf den der unteren In­
stanz verneint, wie sie in der Praxis mitunter dann Platz 
gegriffen hatte, wenn die Rechtsmittelinstanz endgültig 
erledigt war und die Akten bereits an die untere Instanz 
zurückgelangt waren.

Inzwischen hat sich aber die Rechtslage geändert. Denn 
die KostVfg. in der jetzt geltenden Fassung v. 20. Nov. 
1940 enthält zu der hier erörterten Frage in § 30 Abs. 3 
letzter Satz neu  folgende Bestimmung (für den Fall, daß 
die Gerichtskasse die Inanspruchnahme von Gesamtschuld­
nern oder von bisher nicht herangezogenen Kostenschuld­
nern für geboten hält):

„Soweit hierbei Kosten eines erledigten Rechtsmittel­
verfahrens zu berücksichtigen sind, sind die dem Kosten­
beamten obliegenden Dienstverrichtungen von dem Kosten­
beamten des Gerichts des ersten Rechtszuges zu er­
ledigen.“

Damit ist eine andere Rechtslage insofern geschaffen, 
als in den in Betracht kommenden Fällen für eine nach 
dem jeweiligen Ermessen des an sich zuständigen Kosten­
beamten vorzunehmende Überlassung seiner Dienstverrich­
tungen an den Kostenbeamten des ersten Rechtszuges 
kein Raum mehr ist, vielmehr diese Übertragung nun­
mehr kraft dieser Bestimmung der KostVfg. eintritt.

ln der verfahrensrechtlichen Behandlung, soweit es 
sich um Rechtsmittel gegen den Kostenansatz han­
delt, tritt dadurch eine Änderung nicht ein. Es bleibt 
nach wie vor ein Kostenansatz der höheren Instanz, mag 
er auch äußerlich innerhalb einer vom Kostenbeamten 
der unteren Instanz ausgestellten Gerichtskostenrechnung 
erscheinen. Über die Erinnerung gegen solchen Ansatz, 
d. h. gegen die Heranziehung eines mithaftenden Kosten­
schuldners zu Kosten der Rechtsmittelinstanz, hat daher 
nach wie vor das Prozeßgericht der in Frage kommen­
den Rechtsmittelinstanz zu befinden. Der' gegenteilige 
iGrundsatz des Senats ist daher insoweit überholt.
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II. In der Sache selbst können die Beanstandungen des 
Bekl. zu 3 gegen seine Heranziehung als Kostenschuld­
ner nicht durchgreifen. Diese Heranziehung gründet sich 
auf die §§ 77, 82 Abs. 1 QKO. Bekl. zu 3 hat — mit 
anderen Beklagten — gegen das ihn verurteilende Urteil 
des LO. in vollem Umfange Berufung eingelegt. Durch 
die ergangenen Urteile ist allerdings Bekl. zu 3 von 
Oerichtskosten völlig freigestellt worden, kann folglich 
als Entscheidungsschuldner gemäß § 79 Ziff. 1 GKG. 
nicht in Anspruch genommen werden. Doch rechtfertigt 
sich seine Haftung daraus, daß er als mithaftender Ge­
samtschuldner für die von dem Bekl. zu 4 geschuldeten 
Gerichtskosten heranzuziehen ist. Dieser haftet gesamt­
schuldnerisch m it Bekl. zu 3 als Antragsteller der In­
stanz aus §77 GKG. in v o l l e r  Höhe der Gerichtskosten 
zweiter Instanz, ferner allein als Entscheidungsschuldner 
aus § 79 Ziff. 1 GKG. in Höhe eines Drittels der Gesamt­
kosten zweiter Instanz, die ihm durch das Urteil des BG. 
auferlegt worden sind.

Zwar hat der Bekl. zu 3 auf Grund seiner Berufung 
im Rechtsstreit voll obgesiegt, könnte also insofern als 
Entscheidungsschuldner aus § 79 Ziff. 1 GKG. zur Haf­
tung nicht herangezogen werden. Er könnte auch gegen­
über seiner eigenen Antragstellerhaftung aus §77 GKG. 
einwenden, daß zunächst die Kl. als Entscheidungs- und 
damit Erstschuldnerin heranzuziehen sei und daß erst bei 
Aussichtslosigkeit der Zwangsvollstreckung gegen diese 
auf ihn als Zweitschuldner zurückgegriffen werden dürfe.. 
Dieser Einwand aus § 82 Abs. 2 GKG. versagt jedoch 
dann, wenn Bekl. zu 3 zur gesamtschuldnerischen Haf­
tung aus 1 77 GKG. neben einem anderen Bekl. heran­
gezogen1 wird, der seinerseits nicht nur aus § 77, son­
dern zugleich auch aus § 79 Ziff. 1 GKG. haftet und sich 
somit auf die Erstschuldnerhaftung der Gegenpartei nicht 
berufen kann. Denn dann handelt es sich um die In­
anspruchnahme der Bekl. wegen solcher Kosten, für 
welche eine Haftung der Kl. überhaupt nicht, weder aus 
§77, noch aus §79 Ziff. 1 GKG., besteht.

Wird daher Bekl. zu 3 als mithaftend mit dem Bekl. 
zu 4 aus Antragstellung in Anspruch genommen, so 
kann er nicht auf dem Umwege über §82 Abs. 2 GKG. 
eine Haftung der Kl. für dasjenige Drittel erzielen, wel­
ches dem Bekl. zu 4 auferlegt worden is^ und für welches 
k e i n e r l e i  Haftung der Kl. besteht.

Haftet somit Bekl. als Gesamtschuldner aus § 77 GKG., 
so ist ihm eine Berufung auf eine Erstschuldnerhaftungi 
der Gegenpartei dann und soweit versagt, als auch der­
jenige Gesamtschuldner, für dessen Schuld er mit ein­
zustehen hat, sich durch eine*" Berufung auf eine Erst­
schuldnerhaftung der Gegenpartei nicht befreien kann, 
sei es, weil er selbst zugleich dieser Erstschuldner ist, 
sei es weil eine Vollstreckung gegen die Gegenpartei 
aussichtslos wäre, die Voraussetzungen des §82 Abs. 2 
GKG. für das Zurückgreif.en auf den Zweitschuldner mit­
hin gegeben sind. Andernfalls würde sich das eigentüm­
liche Ergebnis zeigen, daß die Kl. ohne jeden gesetz­
lichen Haftungsgrund zur Kostenschuldnerin werden 
würde. Die darin liegende Verschärfung der gesamt­
schuldnerischen Haftung für Bekl. zu 3 ist daher in 
einem derartigen Falle unvermeidlich.

(KG., 20. ZivSen., Beschl. v. 28. Jan. 1942, 20 Wa 7/42.) 
*

20. KG. — § 79 Ziff. 1 GKG. Die Entscheidungs­
schuldnerhaftung aus § 79 Ziff. 1 GKG. setzt weder Rechts­
kraft noch vorläufige Vollstreckbarkeit des Titels, auf wel­
chem die Kostenhaftung beruht, voraus.

M it Recht hat LG. den Einwand des Bekl. gegen seine 
Inanspruchnahme als Kostenschuldner der im ersten 
Rechtszuge erwachsenen Gerichtskosten, das Urteil des 
LG. sei nicht vollstreckbar, die Sache schwebe vielmehr 
in der Berufungsinstanz und es sei durchaus möglich, daß 
er bei späterer Kostenerstattung von der KL die von ihm 
gezahlten Gerichtskosten nicht erstattet erhalten könne, 
als rechtlich unbeachtlich bezeichnet. Der Bekl. wird als 
Kostenschuldner aus der Kostenentscheidung des land- 
gerichtlichen Urteils gern. § 79 Ziff. 1 GKG. in Anspruch 
genommen. Dieser Haftungsgrund setzt nicht mehr voraus, 
als daß eine gerichtliche Kostenentscheidung ergangen 
ist. Rechtskraft dieser Entscheidung oder auch nur eine 
vorläufige Vollstreckbarkeit Verlangt dieser Haftungs­

grund nicht, wie auch die Erläuterungsbücher zu der 
angezogenen Gesetzesbestimmung übereinstimmend be­
sagen.

Auch der Gesichtspunkt, daß die so als Kostenschuld­
ner in Anspruch genommene Partei im weiteren Verlauf 
des Verfahrens obsiegen und so Kostenerstattungsgläu­
bigerin der Gegenpartei werden könnte, daß aber aus 
wirtschaftlichen Gründen die Gefahr bestehe, daß dieser 
Erstattungsanspruch nicht verwirklicht werden könne, 
greift nicht durch. Diese Gefahr besteht nicht nur hin­
sichtlich von einer Partei etwa gezahlter Gerichtskosten, 
sondern hinsichtlich sämtlicher Kostenaufwendungen für 
einen Prozeß. Sie bietet aber keine rechtliche Handhabe, 
die gesetzlich entsprechend nicht eingeschränkte Kosten­
haftung des § 79 Ziff. 1 GKG. irgendwie zu beschränken 
oder auch nur einstweilen zurückzustellen.

(KG., 20. ZivSen., Beschl. v. 1. April 1942, 20W725/42.)

Reichsarbeitsgericht

* *  21 . RArbG. — § 616 BGB.; § 2 ArbOG. Die Erledi­
gung der regelmäßig wiederkehrenden häuslichen Ange­
legenheiten fällt auch in den jetzigen Kriegszeiten nicht 
unter die vorübergehende Arbeitsverhinderung i. S. von 
§ 616 Abs. 1 BGB. Auch eine Fürsorgepflicht des Inhalts, 
daß ein Unternehmer seinen verheirateten weiblichen An­
gestellten mit eigenem Haushalt außer ihrem regelmäßi­
gen bezahlten Erholungsurlaub auch noch monatlich einen 
bezahlten freien Werktag zur Erledigung notwendiger 
häuslicher Arbeiten gewähren müßte, kann nicht ange­
nommen werden.

Die Kl., die seit Nov. 1940 verheiratet ist und einen 
eigenen Haushalt führt, steht seit Mai 1940 als kaufmän­
nische Angestellte in Diensten der bekl. Firma. Sie bezieht 
ein Monatsgehalt von 90 MJl. Seit Ausbruch des gegen­
wärtigen Krieges stellt die Bekl. ihren verheirateten weib­
lichen Angestellten, sofern sie einen eigenen Haushalt 
führen, monatlich einen freien Wochentag als „Wasch­
tag“  zur Verfügung, für den ein entsprechender Gehalts­
abzug erfolgt. Der freie Tag kann außer zur Wäsche auch 
zur Erledigung anderer dringlicher häuslicher Arbeiten 
genommen werden. Im Juni 1941 hat die Kl. sich einen 
solchen „Waschtag“  freigeben lassen, wofür ihr vom Mo­
natsgehalt 3,80 MM abgezogen worden sind. Sie hält den 
Abzug, dessen Höhe an sich sie nicht bemängelt, für nicht 
gerechtfertigt. Unter Berufung auf § 616 Abs. 1 BGB. hat 
sie Klage auf Nachzahlung des genannten Betrages er­
hoben.

Das ArbG. hat der Klage stattgegeben, das LArbG. 
hat sie abgewiesen. Die Rev. war erfolglos.

Einen Rechtsanspruch auf Gewährung eines arbeits­
freien bezahlten Werktages zur Erledigung dringender 
häuslicher Arbeiten hatte die Kl. unstreitig weder auf 
Grund einer Tarif- oder Betriebsordnung noch auf Grund 
ihres Einzelarbeitsvertrages. Als sie sich den sog. Wasch­
tag freigeben ließ, wußte sie, daß die Freistellung von 
der Arbeit nur gegen einen entsprechenden Gehaltsabzug 
erfolgte. Es kann sich hiernach nur fragen, ob der Ge­
haltsabzug etwa sittenwidrig war (§ 138 BGB.) oder ob 
der Kl. die Fortzahlung ihres Gehaltes für den ihr ge­
währten dienstfreien Tag gesetzlich gewährleistet ist. In 
letzterer Beziehung hat sich die Kl. in den Vorinstan­
zen auf § 616 BGB. berufen. Die Rev. glaubte die Klage 
auch auf §2 ArbOG. gründen zu können.

Für eine Sittenwidrigkeit des Gehaltsabzugs liegen 
keine Anhaltspunkte vor. Darauf hat sich die Kl. auch 
selbst nicht berufen. Zu prüfen ist hiernach zunächst, ob 
die Klage in § 616 BGB. eine Stütze findet. Selbst wenn 
man mit dem Erstrichter nun der Auffassung sein wollte, 
die Kl. sei an dem fraglichen Tage, wie die Gesetzesvor­
schrift es erfordert, durch einen in ihrer Person liegen­
den Grund ohne ihr Verschulden an der Leistung ihrer 
Dienste verhindert gewesen, so könnte sie mit ihrer Klage 
doch keinen Erfolg haben. Denn § 616 Abs. 1 BGB. ent­
hält nicht zwingendes Recht, es kann vielmehr — ab­
gesehen von Fällen der Erkrankung von Angestellten 
(§ 616 Abs. 2) — durch Vereinbarung etwas anderes aus­
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bedungen werden (RArbG. 22, 329 =  DR. 1941, 176867). 
Wenn hier aber die Kl. für den fraglichen Tag um Be­
freiung von der Arbeit bat und dabei wußte, daß solche 
Freizeit von der Bekl. allgemein nur gegen Gehaltsabzug 
gewährt wurde, so konnte ihr Verhalten nach Treu und 
Glauben von der Bekl. nur so aufgefaßt werden, daß auch 
sie mit dem Abzug einverstanden sei. Damit entfällt also 
schon der geltend gemachte Klagegrund aus § 616 BGB.

Im übrigen ist aber dem BG. beizupflichten, wenn es 
die hier in Frage kommenden, regelmäßig sich wieder­
holenden häuslichen Arbeiten, deren Erledigung zwar 
einer berufstätigen Frau, besonders in den jetzigen 
Kriegszeiten, stets mehr oder weniger Schwierigkeiten 
bereiten wird, die aber doch vielfach von ihr selbst außer­
halb der beruflichen Arbeitszeit erledigt zu werden pfle­
gen, sonst in aller Regel dritten Personen zur Erledigung 
übertragen werden können, nicht als unter §616 BGB. 
fallend ansieht. Von wirklich zwingenden Gründen, die 
Berufsarbeit zu versäumen, kann dabei dann regelmäßig 
keine Rede sein. M it Recht hat das BG. auf RArbG. 22, 
330 =  JW. 1941, 1768157 verwiesen, wo gesagt ist, daß 
ein Gefolgschaftsangehöriger seine persönlichen Angele­
genheiten grundsätzlich außerhalb der beruflichen A r­
beitszeit erledigen muß und diese Erledigung nur dann 
in die Arbeitszeit verlegen darf, wenn triftige Gründe 
eine andere Regelung nicht zulassen.

Bei der gegebenen Sachlage kann die Klage aber auch 
nicht auf §2 ArbOG. gegründet werden, auch wenn die 
Gewährung zusätzlicher sozialer Leistungen als möglicher 
Inhalt der Fürsorgepflicht allein und ohne weitere An­
spruchsgrundlage anzuerkennen ist, wozu hier nicht ab­
schließend Stellung genommen zu werden braucht. Denn 
eine Fürsorgepflicht des Inhalts, daß ein Unternehmer sei­
nen verheirateten weiblichen Angestellten mit eigenem 
Haushalt außer ihrem regelmäßigen bezahlten Erholungs­
urlaub auch noch monatlich einen bezahlten freien Werk­
tag zur Erledigung notwendiger häuslicher Arbeiten ge­
wahren müßte, kann nicht angenommen werden.

(RArbG., Urt. v. 27. Febr. 1942, RAG 141/41. — Wuo- 
pertal.)

*

** 22. RArbG. — § 1 ArbRÄndVO. v. 1. Sept. 1939 be­
zieht sich nur auf Einberufungen, die mit dem gegen­
wärtigen Krieg im Zusammenhänge stehen und bei denen 
mit einer Beendigung der Einberufung spätestens im 
Zeitpunkt der Rückführung der Wehrmacht auf den Frie­
densstand zu rechnen ist. Dagegen wird das Beschäffi- 
gungsverhältnis gelöst, wenn der Beschäftigte in die 
Wehrmacht einfritt, um Berufssoldat zu werden.

Der am 19. Aug. 1921 geborene Kl. war v. 1. April 1938 
bis zum 30. Sept. 1940 auf dem Gut des Bekl. als land­
wirtschaftlicher Arbeiter tätig. Er ist, nachdem er sich 
im Juni 1940 zu einer zwölfjährigen Dienstzeit im Heere 
verpflichtet hatte, am l.O k t. 1940 einberufen worden.

Nach der für den Arbeitsvertrag der Parteien maß­
gebenden Tarifordnung wird jugendlichen Arbeitern für 
die Monate April bis Oktober eine Erntezulage gezahlt; 
die Entstehung des Anspruches ist davon abhängig, daß 
die jugendlichen Arbeiter am 31,Okt. noch im Vertrags­
verhältnis stehen.

Der Kl. hat für das Jahr 1940 die Erntezulage nicht 
erhalten. Er begehrte diese im Rechtsstreit anteilig mit 
je 5 Ml für die Monate April bis Sept. 1940.

Beide Vorinstanzen erkannten zugunsten des Kl. Auf 
die zugelassene Rev. wurde die Klage abgewiesen.

Dem BG. kann darin nicht beigetreten werden, daß 
das Arbeitsverhältnis der Streitteile am 31. Okt. 1940 
noch bestand. §1 ArbRÄndVO. v. 1. Sept. 1939 (RGBl. I, 
1683) bezieht sich lediglich auf Einberufungen, die mit 
dem gegenwärtigen Kriege im Zusammenhang stehen 
und bei denen mit einer Beendigung der Einberufung 
spätestens im Zeitpunkt der Rückführung der Wehrmacht 
auf den Friedensstand zu rechnen ist. Hierbei kann im 
vorliegenden Fall unentschieden bleiben, ob diese Be­
stimmungen dann auf diejenigen Wehrmachtsangehöri­
gen anzuwenden sein werden, die ihrer ordentlichen 
Wehrdienstpflicht während des Krieges genügen und 
daher nach Beendigung des Krieges unter Umständen

noch einige Zeit zur Erfüllung dieser Pflicht unter den 
Fahnen zu bleiben haben. Der Kl. ist Berufssoldat ge­
worden. Er kommt nicht infolge Beendigung des Krieges 
an seinen Arbeitsplatz zurück, wird nach dem von ihm 
beabsichtigten Ablauf seiner Dienstverpflichtung auch in 
späterer Zeit nicht wieder als landwirtschaftlicher Arbeiter 
tätig werden wollen. So würde es völlig unwirtschaftlich! 
gedacht sein, den Bekl. für verpflichtet zu halten, den 
Arbeitsplatz des KI. für diesen freizuhalten. Zu einem 
anderen Ergebnis können auch nicht die Erwägungen 
des BG. über eine etwa durch Verwundung (Dienst­
beschädigung) oder aus anderen Gründen eintretende 
Dienstunfähigkeit des Kl. führen. Auch dieser nicht im 
regelmäßigen Geschehensablauf gelegene Fall könnte 
den Zwang für den Bekl. nicht rechtfertigen, den Arbeits­
platz eines landwirtschaftlichen Arbeiters oder eines 
jugendlichen Arbeiters in der Landwirtschaft längere Zeit 
hindurch nur mit Aushilfskräften zu besetzen. Durch den 
Eintritt des Kl. in die Wehrmacht als Berufssoldat hat 
die gegenseitige Fürsorge- und Treupflicht, soweit sie 
nicht aus der früheren Tätigkeit fortwirkt, ihren sach­
lichen Inhalt verloren.

Bestand aber demriach am 31. Okt. 1940 das Arbeits­
verhältnis der Streitteile nicht mehr, so war der Klage­
anspruch nicht begründet. Der Anspruch auf die Erntezu­
lage ist nach der Vorschrift der TarO. aufschiebend be­
dingt. Er fällt dem jugendlichen Arbeiter nur dann zu, 
wenn er am Stichtag (31. Okt.) noch im Vertrags Verhält­
nis steht. Dieser Bedingung genügte der Kl. nicht. 

(RArbG., Urt. v. 13. Febr. 1942, RAG 131/41. — Köslin.)
*

* *  23 . RArbG. — Ein Urlaubsanspruch, der noch nicht in 
einen Anspruch auf Urlaubsenfschädigung übergegangen 
ist, geht nicht auf den Erben über. Wesen des Urlaubs­
anspruchs und Bedeutung der Urlaubsentschädigung.

Der Ehemann der KL, der seit dem Jahre 1938 bei 
der Bekl. beschäftigt war, ist am 24. April 1941 als Hauer 
bei einer Schlagwetterexplosion ums Leben gekommen. 
Ihm war bis dahin der ihm für das Urlaubsjahr 1940/41 
zustehende Urlaub aus betrieblichen Gründen noch nicht 
gewährt worden. Die KI. verlangt als Alleinerbin ihres 
verstorbenen Ehemannes die Urlaubsentschädigung in 
Höhe von 86,40 Mt. Die Bekl. lehnt dies mit der Be­
gründung ab, daß der Urlaubsanspruch nur dann ver­
erblich sei, wenn er schon in einen reinen Geldanspruch 
übergegangen sei, was hier nicht der Fall sei. Auch 
könne die der Bekl. ihren Gefolgschaftsmitgliedern gegen­
über obliegenden Fürsorgepflicht eine Abgeltung des 
Urlaubsanspruchs nicht rechtfertigen, zumal sie auch die 
Hinterbliebenen der bei der Schlagwetterexplosion zu 
Tode gekommenen Bergleute mit Beihilfen ausreichend 
unterstützt habe.

Das LArbG. hat die Klage abgewiesen, da zur Zeit 
des Todes des Ehemannes der KI. dessen Urlaubsanspruch 
trotz Ablauf des Urlaubsjahres auf Grund der Anordnung 
des RArbM. v. 11. Dez. 1940 (RArbBI. I, 623) noch nicht 
verfallen und noch nicht in einen Anspruch auf Abgeltung 
des Urlaubes übergegangen gewesen sei. Der Urlaubs­
anspruch sei aber nach heutigen Anschauungen kein zu­
sätzliches Entgelt für früher geleistete Dienste, sondern 
ein aus der Fürsorgepflicht des Unternehmers fließender, 
höchst persönlicher, dem Wohl des Gefolgsmanns dienen­
der unteilbarer Anspruch auf Gewährung von Erholungs­
zeit und könne deshalb nicht vererblich sein.

Den Ausführungen des LArbG. ist zuzustimmen.
Nach der neueren ständigen Rspr. (RArbG. 19, 299 =  

JW. 1938, 2054« ; RArbG. 20, 99 und 234 =  JW. 1938, 
306959 und DR. 1939, 390«; RArbG. 23, 267 u. a.** 1)) 
dient der Urlaub dazu, die Arbeitskraft des Gefolgs­
mannes zu erhalten und neu zu beleben, und zwar nicht 
nur im Interesse des einzelnen, sondern auch des Be­
triebes und des Volksganzen. Der Urlaubsanspruch ist 
seinem Wesen nach einheitlich auf bezahlte Freizeit ge­
richtet. Hat der Gefolgsmann bei Beendigung seines 
Dienstverhältnisses noch Urlaub zu beanspruchen, so be­
schränkt sich zwar sein Urlaubsanspruch praktisch auf 
Zahlung des Urlaubsgeldes. Damit wird aber dieser An-

l ) Vgl. auch RArbG.23,182 =  DR. 1940,1854 m. Anm. S ie b e rt.
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Spruch nicht zu einem rein vermögensrechtlichen. Denn 
die Verwirklichung des Urlaubszweckes wird durch das 
Ausscheiden aus dem Betriebe nicht unmöglich, durch 
die Abgeltung soll vielmehr der Gefolgsmann gerade in 
den Stand gesetzt werden, sich noch die Erholung zu 
verschaffen, sei es in der Zwischenzeit zwischen der bis­
herigen und der neuen Beschäftigung, sei es dadurch1, 
daß er sich von seinem neuen Betriebe eine unbezahlte 
Freizeit gewähren läßt oder das Urlaubsgeld anderweit 
zur Kräftigung seines Körpers verwendet. Der Gefolgs­
mann hat zumindest die sittliche Verpflichtung, die ihm 
gewährte Urlaubsvergütung zu diesem Zweck zu be­
nützen. Steht zweifelsfrei fest, daß diese Absicht fehlt, so 
würde sein Anspruch hinfällig werden (RArbG. 20, 233 
[240] «= DR. 1939, 39043; RArbG. 23, 263 [267]). M it dem 
Tode des Gefolgsmanns, scheidet aber diese Möglichkeit 
der zweckentsprechenden Verwendung der Urlaubsver- 
gütung aus, und damit ist auch dieser Anspruch des Ge­
folgsmanns erloschen, es kann nicht ein Teil desselben 
auf seine Erben übergehen.

Die Rev. verkennt die Bedeutung der Urlaubsver­
gütung. Diese ist nicht ein besonderer Anspruch, sondern 
nach wie vor nur der Lohn, der dem Gefolgsmann zu­
stehen würde, wenn er während des Urlaubes gearbeitet 
hätte. Er ist dem Gefolgsmann nur deshalb, ohne daß er 
Arbeit leistet, zu gewähren, damit er seine Lebenshaltung 
während der Erholungszeit nicht einzuschränken braucht, 
was die Gewinnung neuer Kräfte eher verhindern alsr 
begünstigen würde. Der während der Freizeit gewährte 
Lohn dient also nicht in anderer Weise dem Lebens­
unterhalt der Familie wie jeder Lohn. Ist der Mann ge­
storben, so entfällt damit für seine Familie der durch 
Arbeitsleistung verdiente Lohn als Grundlage ihres Lebens­
unterhaltes, dieser muß vielmehr aus anderen Mitteln', 
sei es aus einer Witwenrente oder durch Unterstützung 
der Volksgesamtheit oder des Betriebsinhabers als _ des 
Führers der früheren Betriebsgemeinschaft bestritten 
werden.

Zutreffend hat das LArbG. noch darauf hingewiesen, 
daß der Anspruch der Frau auf Zahlung der Urlaubs­
vergütung des verstorbenen Mannes nicht daraus her­
geleitet werden könne, daß der Betriebsinhaber dadurch 
eine Ausgabe erspare, zu der er an sich schon verpflichtet 
gewesen sei. Nur wenn man die Gewährung des Urlaubs 
noch als eine Gegenleistung des Unternehmers für früher 
geleistete Dienste betrachtet, könnte die Ersparung als 
unbillig angesehen werden. Ist der Urlaub aber auf 
Grund der Fürsorgepflicht ¿¡i gewähren, so hat der 
Unternehmer auch die damit verbundenen Lasten nur 
insoweit zu tragen, als die Fürsorgepflicht dies verlangt. 
Bedarf der Gefolgsmann infolge seines Todes der Für­
sorge nicht mehr, so ist damit die Pflicht der Fürsorge 
für ihn ebenso entfallen wie dann, wenn er dieser Für­
sorge wegen eigenen treulosen Verhaltens nicht würdig 
ist (RArbG. 22, 88 =  DR. 1940, 515 ™). Unter Umstän­
den kann zwar aus dem Tode des Gefolgsmanns, nament­
lich wenn er im Dienst verunglückt, eine Filrsorgepflicht 
des Unternehmers für die Familie erwachsen. Es handelt 
sich aber um einen ganz anderen Anspruch, der auch 
von ganz anderen Voraussetzungen abhängig ist.

Nach alledem liegt kein Anlaß vor, die Vererblichkeit 
des Anspruchs auf Zahlung der Urlaubsvergütung ent­
gegen der früheren Rspr. zu bejahen, die die Vererb­
lichkeit eines noch nicht in einen Geldanspruch über­
gegangenen Urlaubsanspruches schon zu einer Zeit ver­
neint hat, als der Urlaub im wesentlichen noch als eine 
Gegenleistung für früher geleistete Dienste angesehen 
wurde (RArbG. 8, 133 =  JW. 1932, 347710 mit Arnn. 
K r e i l  er).

(RArbG., Urt. v. 20. März 1942, RAG 159/41. — 
Dortmund.)

* **

** 24. RArbG. — §§ 1, 3 der 2. DurchfBest. z. Abschn. III 
(Kriegslöhne) der KWirtschVO. (2. KLDB.) v. 12. Okt. 
1939 (RGBl. I, 2028). Zulässigkeit des Widerrufs oder der 
Einstellung der Zahlung von regelmäßigen Zuwendungen 
i. S. der §§ 1, 3 der 2. KLDB. in besonderen Fällen.

Der Kl. steht seit dem1 1. Jan. 1935 als Bauingenieur 
im Dienst des bekl. Reichs. Er war zunächst auf einem

Flugplatz tätig und wurde am 1. April 1938 zu einer 
Baustelle in H. versetzt. Von dieser Zeit an erhielt er 
außer seinem tariflichen Gehalt eine Baustellenzulage 
von 50 3tM monatlich. Durch Verfügung des zuständigen 
Luftgaukommandos v. 15. Juli 1940 wurde die Bau­
stellenzulage für die Bauleitung FI. allgemein widerrufen 
mit der Begründung, die Voraussetzung für eine Weiter­
bewilligung sei nicht mehr gegeben. Diese Verfügung 
wurde auch dem KI. bekanntgegeben, und es wurde die 
Zahlung der Baustellenzulage an ihn mit Wirkung vom 
1. Aug. 1940 eingestellt.

Der KI. hält die Entziehung der Zulage nicht für ge­
rechtfertigt. Er verlangt die Zahlung eines Betrages von 
200 Mt als Teilbetrag der seit Aug. 1940 fällig geworde­
nen Baustellenzulagen.

Das ArbG. hat die Klage abgewiesen. Das BG. hat 
dem Klageanspruche stattgegeben. Das RArbG. hat auf­
gehoben und die Berufung zurückgewiesen.

Nach der Feststellung des BG. ist dem KI. die Bau­
stellenzulage, deren Weiterzahlung er verlangt, nicht auf 
Grund einer vor dem 1. April 1938 getroffenen einzel­
vertraglichen Vereinbarung gezahlt worden. Sie ist ihm 
vielmehr auf Grund der Bestimmung in Nr. III Abs. 1 der 
•mit Wirkung v. 1. April 1938 erlassenen Gemeinsamen 
DienstO. für die Verwaltungen und Betriebe des Reichs 
(jetzige Fass. v. 2. Sept. 1940 [RBesBi. 231]) gewährt wor- 

' den, nach der der Führer der Verwaltung oder des Be­
triebes technischen Angestellten der Vergütungsgruppe 1 
bis VII, Bauaufsehern der Vergütungsgruppen V III und 
IX und Büroangestellten, die bei Bauausführungen . . . 
unter besonders ungünstigen äußeren Umständen zu ar­
beiten haben..., neben den Bezügen nach der TarO. A 
eine außertarifliche, jederzeit widerrufliche Zulage bis 
zu 50 Ml monatlich bewilligen kann. Der Widerruf die­
ser Vergünstigung ist, wie in RArbG. 24, 215 (218/19) 
ausgeführt, in das gerichtlich nicht nachprüfbare Er­
messen des Führers der Verwaltung oder des Betriebes 
gestellt, der dabei nur nicht gegen Treu und Glauben 
und seine Fürsorgepflicht gegenüber dem Gefolgsmann 
verstoßen darf. Das BG., das diese rechtlichen Ge­
sichtspunkte beachtet hat, legt rechtsirrtumsfrei dar, daß 
eine solche Pflichtverletzung bei dem nach der genannten1 
Bestimmung erfolgten allgemeinen Widerruf der Bau­
stellenzulage für die Bauleitung H., damit für den KI., 
durch die Vfg. des Luftgaukommandos v. 15. Juli 1940 
nicht in Frage kommt, und daß insoweit gegen die 
Rechtswirksamkeit des Widerrufs keine Rechtsbedenken 
bestehen.

Den Widerruf der Zulage hält das BG. aber deshalb 
für nicht zulässig, weil er den kriegsarbeitsrechtlichen 
Bestimmungen über die Festhaltung der Löhne und Ge­
hälter auf ihrer bestehenden Höhe widerspreche. Die in 
dieser Hinsicht in Betracht kommenden Zweiten Durchf­
Best. zum Abschn. III (Kriegslöhne) der KWVO. — 
Zweite KLDB. -  v. 12. Okt. 1939 (RGBl. I, 2028), die 
der RArbM. auf Grund des Abschn. V § 29 KWVO. vom 
4. Sept. 1939 (RGBl. I, 1609) erlassen hat, verbieten im 
§ 3 Satz 1 i. Verb. m. § 1 Abs. 1 grundsätzlich eine Sen­
kung der geltenden Lohn- und Gehaltssätze und die Ver­
schlechterung regelmäßiger Zuwendungen. Sie nehmen 
davon jedoch die Herabsetzung von Bezügen aus, die auf 
Gesetz, einer TarO., einer von einem Reichminister er­
lassenen oder genehmigten DienstO., einer von einem 
Reichstreuhänder oder Sondertreuhänder der Arbeit ge­
billigten Betriebs- (Dienst-) Ordnung oder auf einer An­
ordnung eines Reichstreuhänders oder Sondertreuhänders 
der Arbeit beruhen. Es fragt sich, ob mit Rücksicht auf 
diese Bestimmungen dem auf Grund der Nr. III Abs. 1 
oder Abs. 3 der Gemeinsamen DienstO. ausgesprochenen 
Widerruf der Baustellenzulage durch die Verfügung des 
Luftgaukommandos v. 15. Juli 1940 Rechts Wirksamkeit 
zukommt.

Hierzu ist zunächst zu bemerken, daß die Verwaltungs- 
anordnung des RArbM. v. 7. Nov. 1939 — III b 20 
695/39 _  (RArbBl. I, 527), die das BG. fü r die Beurtei­
lung als maßgeblich angesehen hat, das Dienstverhältnis 
des Kl. nicht berührt. (Wird ausgeführt.)

Die vorl. Gemeins. DienstO., die von einem Reichs­
minister, dem RFM., erlassen worden ist, ist nun eine 
DienstO. i. S. des § 1 Abs. 1 Satz 2 und des § 3 der 
Zweiten KLDB., die dem Führer der Verwaltung oder
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des Betriebes weiterhin das Recht zur Erhöhung und 
Herabsetzung von Lohn- oder Gehaltssätzen gibt, soweit 
diese auf ihr beruhen. Als auf dem Gesetz, einer TarO., 
DienstO. usw. „beruhend“  ist nach dem Sinn dieses 
Wortes auch ein Recht anzusehen, dessen Ausübung eine 
der Rechtsnormen in das freie Ermessen des unmittel­
baren Dienstherrn stellt; auch in diesem Falle hat es 
letztlich seine Rechtsgrundlage in der Rechtsnorm selbst, 
ln dem Urt. v. 25. Febr. 1941, RAG 178/40: RArbG. 
24, 295 (298/99) =  DR. 1941, 1800« hat das RArbG. dem­
selben Rechtsgedanken Ausdruck gegeben, indem es aus­
gesprochen hat, daß in einen Dienstvertrag aufgenom­
mene Sonderregelungen als durch die DienstO. getroffen, 
also als auf ihr beruhend anzusehen sind1, wenn sie nur 
dem Dienstherrn in der DienstO. Vorbehalten waren.

Dazu tr itt vorliegendenfalls noch folgende Erwägung: 
Nach Nr. 111 Abs. 1 der Gemeins. DienstO. hat der Füh­
rer der Verwaltung oder des Betriebes nicht nur das 
Recht zum jederzeitigen Widerruf der außertariflichen 
Zulage; er hat nach Nr. III Abs. 3 das. auch die Pflicht, 
die Zahlung dieser Zulage einzustellen1, wenn die Vor­
aussetzungen für ihre Gewährung weggefallen sind. Ob 
dieser Fall gegeben ist, hat er wiederum nach seinem 
Ermessen zu bestimmen. Dann kann aber auch nicht 
nachgeprüft Werden, ob er die Zulage deshalb aus an­
deren Gründen widerrufen hat, und damit nicht, ob im 
gegebenen Falle die Ausübung des freien Widerrufs­
rechts nach Nr. III Abs. 1 oder die Erfüllung der vor­
geschriebenen Verpflichtung aus Nr. III Abs. 3 in Be­
tracht kommt. Der Bekl. hatte behauptet, daß die Vor­
aussetzungen für die Gewährung der Baustellenzulage 
fortgefallen seien, und daß ihre Zahlung deshalb hätte 
eingestellt werden müssen.

Der Widerruf oder die Einstellung der Zahlung der 
Baustellenzulage, einer, wie nicht zweifelhaft, regelmäßi­
gen Zuwendung i. S. der §§ 1 und 3 der Zweiten KLDB., 
für die Bauleitung H. und fü r den dort beschäftigten 
KI., war hiernach entgegen der Ansicht des BG. zuläs­
sig. In den Urt. RAG 152/40 v. 17. Dez. 1940: RArbG.
24, 215 (220) und RAG 28/41 v. 24. Juni 1941: RArbG.
25, 114 (119/120) =  DR. 1941, 230417 war die Frage offen 
geblieben, ob der Widerruf regelmäßiger Zuwendungen 
angesichts der Vorschrift des § 3 Satz 1 i. Verb. m. 
§ 1 der Zweiten KLDB. zulässig sei. Diese Frage ist, wie 
sich ergibt, bei Zuwendungen der vorliegenden Art zu 
bejahen.

(RArbG., Urt. v. 27. Febr. 1942, RAG 160/41. — Mün­
ster i. W.)

* **

** 25. RArbG. — §32 ArbOG. Wenn eine Tarifordnung 
für Montagearbeiten Auslösungssätze in bestimmter Höhe 
festlegt und hinsichtlich des Lohnes nur vorschreibt, daß 
der Lohn mindestens 10 °/o über dem für die betreffende 
Berufsgruppe geltenden Tariflohn liegen muß, dann ist 
freie Vereinbarung eines Gesamflohns für eine Montage­
arbeit zulässig, sofern dieser Gesamtlohn den tariflichen 
Mindestlohn zusätzlich der tariflichen Auslösungssätze 
erreicht.

Der Kl. hat als Montagearbeiter bei der Bekl. vier 
Fernmontagen in Akkord ausgeführt, für die ihm an zehn 
Tagen die tarifliche Auslösung zustand. M it der Behaup­
tung, daß ihm nur 5 MM für den Tag gezahlt seien, ihm 
aber nach dem Montagetarif als Verheirateter bei kurzen 
Montagen, um die es sich gehandelt habe, 7 MM Zustän­
den, verlangte er Nachzahlung von 20 MM. Die Bekl. 
machte dagegen geltend, daß dem Kl. die Arbeiten zu 
festen Akkordsätzen, die die Auslösung mitenthalten hät­
ten, übertragen worden seien und daß sein Arbeitsver­

dienst 50 °/o über dem tariflichen Stundenlohn gelegen 
habe. Die Klage ist abgewiesen.

Die RTarO. für die besonderen Arbeitsbedingungen der 
Montagestamm- und Zeitarbeiter in der Eisen-, Metall- 
und Elektroindustrie v. 7. Nov. 1939 und 15. April 1940 
(RArbBl. 1939, V I1724; 1940, V I514) gibt keine abschlie­
ßende Regelung der Arbeitsbedingungen für Montage­
arbeiter. Hinsichtlich des Lohnes wird in §3 Abs. 2 nur 
bestimmt, daß der zu zahlende Lohn mindestens 10 °/o über 
dem für die betr. Berufsgruppe geltenden Tariflohn lie­
gen muß, soweit nicht ein besonderer Tariflohn für die 
Montagearbeiter festgelegt ist. Eingehender werden in § 5 
unter der Überschrift „Besondere Arbeitsbedingungen“ 
nur die sog. Montagezulagen geregelt, d. h. die zusätz­
lichen Leistungen für die außerhalb des Betriebes erforder­
lichen Arbeiten, nämlich Fahrgeld, Reisezeitentschädi­
gung, Wegegeld, Auslösung und Trennungsentschädigung. 
Nach §5 Nr. 5 ist insbes. bei Fernmontagen, bei denen der 
Stammarbeiter außerhalb seines Wohnsitzes übernachten 
muß, eine Auslösung als Pauschalentschädigung für die 
an der Montagestelle erwachsene Mehraufwendung zu 
zahlen, die für Verheiratete bei Montagen bis zu einer 
Woche 7 MM je Kalendertag beträgt, während bei län­
gerer Montage nur für die ersten zwei Tage der Satz von 
7 MM, für die späteren Tage oder 4,50^^« zu ge­
währen ist. Eine Unterscheidung zwischen Zeitlohn und 
Akkordlohn machen die besonderen Arbeitsbedingungen 
nicht, es ist auch nicht etwa bestimmt, daß die Zulagen 
stets gesondert neben dem Entgelt für die Arbeitsleistung 
zu zahlen sind. Die TarO. verbietet also nicht eine arbeits­
vertragliche Vereinbarung, daß der für eine bestimmte 
Arbeit gewährte Akkordpreis nicht nur den Akkordlohn, 
sondern auch die Zulagen des §5, insbes. die Auslösung 
mitenthalten soll, und der Grundsatz der Unabdingbarkeit 
erfordert nur, daß die Gesamtvergütung nicht hinter dem 
tariflichen Zeit- oder Akkordlohn und den Zulagen zu­
rückbleibt. Die Einrechnung der Zulagen in den Akkord­
lohn darf zwar nicht zu einer Umgehung der Tarifbestim­
mungen führen, sonst sind aber dahingehende Verein­
barungen zulässig (RArbG. 15, 225 =  JW. 1935, 36654“).

Vorliegend ist nun mit dem Kl. unstreitig für die Mon­
tagearbeiten ein Gesamtlohn vereinbart worden, der die 
Auslösung mit enthalten sollte; es wurde dabei für die 
eingesetzten Arbeitstage eine Auslösung von durch­
schnittlich 5MM in Ansatz gebracht. Der Kl. kann als 
Entgelt für die geleistete Arbeit und als Entschädigung für 
die durch die Arbeit außerhalb seines Wohnsitzes entstan­
denen Mehraufwendungen nur die vereinbarte Gesamtver­
gütung verlangen. Einen darüber hinausgehenden Zah­
lungsanspruch würde er nur dann haben, wenn das Ent­
gelt nicht den tariflichen Mmdestlohn, wie er sich aus der 
angeführten Bestimmung des §3 Abs. 2 des Montagetari- 
fes und den Zeitlohn- und Akkordbestimmungen der hier 
in Frage kommenden TarO. für die Eisen-, Metall- und 
Elektroindustrie des Wirtschaftsgebietes Westfalen vom 
28. Mai 1937 i. d. Fass. v. 22. Febr. 1939 (RArbBl. VI, 284) 
ergibt, zusätzlich der tariflichen Auslösungssätze für die 
tatsächlich gebrauchten Arbeitstage erreicht hätte. Das 
hat er nicht behauptet, er hat vielmehr die Berechnung der 
Bekl, daß der ausgezahlte Akkordlohn für die in Frage 
kommende Zeit um 50 %> über die tariflichen Stundenlöhne 
hinausgegangen sei, nicht bestritten. Dann hat er aber 
mehr erhalten, als ihm auf Grund der unabdingbaren Be­
stimmungen über die Entlohnung und Vergütung von 
Mehraufwendungen bei Arbeiten außerhalb seines Wohn­
sitzes während der tatsächlich gebrauchten Arbeitstage 
zustand.

(RArbG., Urt. v. 24. April 1942, RAG 166/41. — Düssel­
dorf.)
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Es gehört ja nur e in Entschluß 

dazu, sich auf KNACKE um­

zustellen. Natürlich ist es 

nicht ganz einfach, sich von 

»eingefleischten« Gewohn­

heiten zu trennen, wenn man 

erst die Vierzig überschritten 

hat. Aber gerade in dieser 

Zeit, in der man so sehr zur 

Beharrlichkeit neigt, ist es

notwendig, einen 

Wechsel in der 

Lebensführung vor­

zunehmen. Etwas 

mehr Bewegung 

in frischer Luff, ein 

wenig Diät und 

der Übergang zu KNACKE 

helfen oft, die Beschwerden 

loszuwerden, die das Gleich­

gewicht stören, die Spann­

kraft des Körpers vermindern 

und das Herz beunruhigen. 
Das Völlegefühl, Druck, Sod­

brennen und Gasbildung, 

diese Warnsignale der Natur, 

verschwinden, wenn man

regelmäßig KNACKE zu sich 

nimmt. Dieses erste deutsche 

Vollkornflachbrot wirkt gün­

stig auf die Magenschleim­

haut. KNACKE, zartknusprig, 

hart und trocken, porös 

und mürbe, 

kräftigt die 

Funktionskraft 

des Magens 

und belebt 

^  die Verdau­
ung. Und außerdem schmeckt 

KNACKE delikat. Gründe 

genug, auch für Sie, sich 

auf KNACKE
umzustellen.
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ein p 1 anvoll g  gliedert es Nachschlagewerk
©erlangen Sie S o n b e rb ru c ffa d je  Sch
Verlag $ r. Ctto Sdjmiöt StßL,

jtü ln , öanfofiaus

Academia-Schreibmaschinenstube
l a n g j ä h r i g e  F a c h K r ä t t e  

B erlin  W 8  • F r ie d ric h s tra ß e  7 8
(U-Bahn Französische Straße) 

V o r a n m e l d u n g :  T elefon 12 41 96

Das Fern-Repetitorium
Priv. Jur. Fernunterricht 

Vorbereitung auf Jur. Staats- und 
Universitätsexamen.

Rechtsanwalt Foth, 
Berlin N 20, Behmstraße 1

Deutsche Sondermarken
Günstiges Garantie-Angebot. Prospekt 
kostenfrei. Auch billige unverbindliche 
Länderauswahlen gegen Berufsangabe.

Paul Lahn, 
B erlin -S te g litz  100.

WALTER BEHRENS

M EDO PHARM  II
A r z n e i m i t t e l  II

sind t reue  He l fe r  
Ihrer Gesundhe i t l

Medopharm-Arzneimittel 
sind nur in Apotheken 
erhältlich.

M E D O P H A R M
Pharmazeutische Präparate 
Gesellschaft m.b.H. Münchenß

Berulsfleiemiue „OKI HUER"
K Ö L N ,  N e u ß e r  S t r a ß e  5

I  Privatauskünfte, Beweismaterial ■  
fü r  a l l e  P r o z e s s e  ü b e r a l l .  |

Fern-Repetitorium
Dr. jur.W . Franzen

Berlin NW  40 Ä ' Ä l

wm E u r o p a  mm
Schöne länderweise Auswahlen gegen Re­
ferenzen. Auch an Vereine, soweit Vorrat. 
Erich Boden, Postfach 45, Braunschweig.

Lieferungen 'erfolgen attsadbiießfich an den Handel.

D E T E K T E I  H IM D E N B E R O  AUShunftel
BERLIN W 50/11, Nürnberger Sir. 29/JO, r e r n r u l : 24J4 J4 u. 243 4 80
Von bekannten Anwälten u. Juristen ständig in Anspruch genommenes Büro für 
die Erledigung vertraulicher Angelegenheiten. Beschaffg von unbedingt verläß­
lichem Beweismaterial durch unauffällige Beobachtungen und geheime Erm'tte- 
lungen in allen Fällen des Z iv il- und Strafrechts. Wahrg. Wirtschaft!, und indu­
strieller Interessen, Nachforschungen, Beschaffung von Urkunden etc., sowie 
auslülftf. Spezialberichte Uber Personalien, Herkunft, Vorleben, Lebenswandel, 
Einkommen und Vermögenslage usw. allerorts. Unverbindliche Vorbesprechung.

( Dr. Atzler 1
Fernunterricht
zur Vorbereitung auf die Assessorprüfung 
(auch abgekürzte Prüfung)

B e r l i n  W 3  0 ,  L u i t p o I d s t r a ß e 4 0  j

G e le g e n h e itsa n ze ig e n  re c h tz e it ig  a u fg e b e n !

Ermüdung, kalte Fuße und alle Fußubel 
erhältlich ist. Achten Sie darout. daß jede 
Flasche den Nomen S th m lttn e r t»äa».

B ild  und N a m e
der,Zlnsscrkopf

WilMWJ seit" 1898 
dasW ahrjeichen 

der ¡Firma

Gliederschmerzen, 
Rheuma,Jschias,
massieren Sie schnell fort mit „R h eu m a­
w e g " . Fragen Sie Ihren Arzt, er wird 
Rheumaweg gern verordnen, weil es hilft, 
Erhältlich in Apotheken, wo auch dos be­
währte Fußkroltmiftel „  B e w a l"  gegen 
Ermüdung, kalte Füße und olle Fußuoel 
erhältlich ist. Achten Sie darou*. doß jede 
Flasche den Nomen Schm lttoa r trögt.

F . W  B O K C H A R D T
WEINHAUS UND HANDELS-GESELLSCHAFT M.B.H. 

(VORMALS K E M P IN S K I)

S ö a s l& u s  d ß jt F T & n m f '!

B E U L  I  N



Reichsarbeitsgericht 
§616 BGB.; §2 ArbOG. Die Erledigung 

der regelmäßig wiederkehrenden häuslichen 
Angelegenheiten fällt auch in den jetzigen 
Kriegszeiten nicht unter die vorübergehende 
Arbeitsverhinderung i. S. von §616 Abs. 1 
BGB. Auch eine Fürsorgepflicht des In­
halts, daß ein Unternehmer seinen verhei­
rateten weiblichen Angestellten mit eige­
nem Haushalt außer ihrem regelmäßigen 
bezahlten freien Werktag zur Erledigung 
notwendiger häuslicher Arbeiten gewähren 
müßte, kann nicht angenommen werden. 
RArbG.: DR. 1942, 1101 Nr. 21 

§1 ArbRÄndVO. v. 1. Sept. 1939 bezieht 
sich nur auf Einberufungen, die mit dem 
gegenwärtigen Krieg im Zusammenhänge

stehen und bei denen mit einer Beendigung 
der Einberufung spätestens im Zeitpunkt 
der Rückführung der Wehrmacht auf den 
Friedensstand zu rechnen ist. Dagegen 
wird das Beschäftigungsverhältnis gelöst, 
wenn der Beschäftigte in die Wehrmacht 
eintritt, um Berufssoldat zu werden. 
RArbG.: DR. 1942, 1102 Nr. 22

Ein Urlaubsanspruch, der noch nicht in 
einen Anspruch auf Urlaubsentschädigung 
übergegangen ist, geht nicht auf den Erben 
über. Wesen des Urlaubsanspruchs und 
Bedeutung der Urlaubsentschädigung. 
RArbG.: DR. 1942, 1103 Nr. 23

§§ 1, 3 der 2. DurchfBest. z. Abschn. III 
(Kriegslöhne) der KWirtschVO. (2. KLDB.)

v. 12. Okt 1939 (RGBl. I, 2028). Zulässig­
keit des Widerrufs oder der Einstellung der 
Zahlung von regelmäßigen Zuwendungen 
i. S. der §§ 1, 3 der 2. KLDB. in beson­
deren Fällen. RArbG.: DR. 1942,1103 Nr. 24

§32 ArbOG. Wenn eine Tarifordnung für 
Montagearbeiten Auslösungssätze in be­
stimmter Höhe festlegt und hinsichtlich des 
Lohnes nur vorschreibt, daß der Lohn min­
destens 10°/o über dem für die betreffende 
Berufsgruppe geltenden Tariflohn liegen 
muß, dann ist freie Vereinbarung eines Ge­
samtlohns für eine Montagearbeit zulässig, 
sofern dieser Gesamtlohn den tariflichen 
Mindestlohn zusätzlich der tariflichen Aus­
lösungssätze erreicht. RArbG.: DR. 1942, 
1104 Nr. 25

Das getarnte deutfehe Gnaftenrecht
n e b s t v e r w a n d te n  G e b ie te n  

von Ministerialrat Wolfgang Menschell
656 Seiten 4. A u f 1 a g e RM 12.90 m. Nachtrag

„Das Werk enthält alle irgendwie bedeutsamen Vorschriften über die 
Grundlagen des Gnadenrechts, die Einzelvorschriften über das Gnaden­
recht in Strafsachen (auch Steuer-, Polizei-, Ordnungsstrafen), in Dienst- 
und Ehrengerichtssachen aller Art, die Straffreiheitsgesetze seit 1934, 
das Gnadenrecht der Wehrmacht, der hh, der Polizei, der NSDAP., 
ihrer Gliederungen und angeschlossenen Verbände sowie die M aß­
nahmen zur Rückgliederung Strafälliger in den Arbeitsprozeß. Allen, 
die sich mit der Bearbeitung von Gnadensachen befassen, erleichtert 
das Buch durch seine Übersichtlichkeit und Vollständigkeit die Arbeit 
ganz wesentlich. So ist es auch nicht zu verwundern, daß der ,Gnaden- 
Menscheir in kurzer Frist vier Auflagen erlebte; ein Erfolg, den juri­
stische Bücher nur selten erreichen.“ (Aus„Reichsverwaltungsblatt“ )

Zu beziehen durch den Buchhandel oder direkt vom Verlag

Deutscher Rechts verlag G.m.b.H. • Berlin-Leipzig-Wien
Berlin W  35, Hildebrandstraße 8

Auslieferung für Alpen- und Donaugaue, Sudetenland: 
Deutscher Rechtsverlag G .m . b. H., Wien I, Riemergasse 1

Das wirtschaftliche Gutachten
2. Auflage

Herausgegeben von Wirtschaftsprüfer Dr. H u b e r t  Post

107 Seiten Kart. RM 3 . -
Die neue Umarbeitung dieses Buches berücksichtigt die Kriegsverhält­
nisse und bringt u. a. auch an einem ausführlichen Beispiel Verfahrens­
vorschriften für die Prüfung der Gewinnabführung. Die Theorie des 
.wirtschaftlichen Gutachtens“ wird gleichzeitig in vertiefter wissen­

schaftlicher Form gebracht.

Zu beziehen durch den Buchhandel oder direkt vom Verlag

Deutscher Rechtsverlag G. m. b. H., Berlin - Leipzig - Wien

Ber l in W 35, Hildebrandstraße 8
Auslieferung für A lpen-und Donaugaue, Sudetenland: 

Deutscher Rechtsverlag G. m. b. H., W ien I, Riemergasse 1

In K ü rz e  e rs c h e in t :

Das Deutsche ödiiffsrcgiftcrrcriit
Ein Handbuch für die Praxis

Von
Dr. W alter Heinerici und Paul Gilgan

Amtsgerichtsrat Justizoberinspektor
beim Schiffsregistergericht Berlin beim Reichsjustizministerium

456 Seiten RM. 14.— kart.
Das Werk bringt eine systematische Darstellung des teils neugeschaffenen, teils

Verfügungen veranschaulicht und durch Einbeziehung des Kostenrechts ver­
vollständigt. — Das Schiffsregisterrecht gilt im ganzen Großdeutschen Reich, 
also sowohl in der Ostmark und im Sudetengau als auch in den Ostgebieten I 

Zu beziehen durch den Buchhandel oder direkt vom Verlag
Deutscher Rechts verlag G.m.b.H. • Berlin/Leipzig/Wien

Ber l in W 35, H i ldebrandst r .  8 
Auslieferung für Alpen- und Donaugaue, Sudetenland: 
Deutscher Rechtsverlag G .m .b.H .,W ien I, Riemergasse 1

S o fo rt lie fe rb a r:

Die ftcutfthe JJroisgefeijgDbung
von Wirtschaftsprüfer Dr. Hubert Post

208 Seiten Kart.R M .6.-

Die Neuerscheinung gibt e rs tm a lig  eine Übersicht Uber das gesamte 
Gebiet der deutschen Preisgesetzgebung in allen seinen wesentlichen 
Bestimmungen. Was der Wirtschaftstreuhänder vom Preisrecht wissen 
und womit der Nachwuchs sich vertraut machen muß, wird in syste­

matisch gegliederter, leicht faßlicher Übersicht geboten.

Z u  b e z ie h e n  d u rc h  den B u c h h a n d e l o d e r  d i r e k t  vo m  V e r la g

® Deutscher Rechtsverlag G.m.b.H. • Berlin/Leipzig/Wien
Berlin W  35, Hildebrandstraße 8

Auslieferung für Alpen- und Donaugaue, Sudetenland: 
Deutscher Rechtsverlag G. in. b. H., Wien I ,  Riemergasse 1

Detektei Droszynski W ." V iT T S ii I
Geheim'Ermittlungen — Beobachtungen — Auskünfte 1
Langjaitr.praktisciie Tätigkeit uerourgt geuiissenhatte Erledigung! |

Der DBK-Verslcherungsschutz b ietet Ihnen besondere Vorteile.
Fordern Sie unsere Druckschriften, wir beraten Sie kostenlos und unverbindlich.

Deutsche B eam ten -K ran ken vers ich eru n g
V. a . G. Sitz Koblenz a. Rhein K a iser-F ried rich -S traß e  15 -19



Bewerbungen a u f Z i f f e r a n z e i g e n  stets m i t  de r 
Z if fe rn u m m e r ke n n ze ich n e n ; a u c h  a u f  d e m  U m ­
s c h l a g ,  d o r t  am  besten in  d e r l in k e n  u n te re n  E cke , 
m i t  B u n ts t if t  u m ra h m t. —  B e i B e w e r b u n g e n  a u f 
S te l le n  a n  z e ig e n  n ie m a ls  O rig in a lze u g n isse , sondern 
m i t  N am e n  u n d  Adresse ge kennze ichne te  Z e u g n is a b s c h r i f t e n  
b e ifü g e n . A u f  L i  c h t b i l d e  r n  m üssen N am e  u n d  Adresse a u f de r 
R ü ckse ite  v e rm e rk t  sein. U n te r  „E in s c h re ib e n “  oder „E i lb o te n “  
e ingesandte B e w e rb u n g e n  kö n n e n  n u r  als „E in s c h re ib e n “ - oder 
„E i lb o te n “  - B r ie fe  w e ite rg e sa n d t w e rd e n , w enn  das P o rto  h ie r ­
f ü r  b e ig e fü g t is t. D iese  A r t  B r ie fe  u n d  m e h re re  B e w e rb u n g ssch re i­
ben a u f  ve rsch iedene Z iffe ra n z e ig e n  d ü rfe n  a u f dem  äußeren U m -

Zur
Seadifong!

„A n ze ig en -A b te ilu n g 1

sch lag d ie  Z if fe rn u m m e r n i c h t  tra g e n ; sie s ind  n u r  
an d ie  A n z e ig e n a b te ilu n g  zu richten-, •  Anzeigen­
preis: d ie  v ie rg espa ltene  46 m m  b re ite  m m - Z e ile  
45 R p f.;  f ü r  V e r le g e r- u n d  F re m d enve rkeh rsanze ig en  
36 R p f. ;  f ü r  S te llen- u n d  e in sp a ltig e  G e le genh e its ­

anze igen  25 R p f . ;  f ü r  F a m ilie n a n z e ig e n  u n d  N a c h ru fe  15 R p f., 
Z if fe rg e b ü h r  fü r  S te llena nge bo te  1.50 R M . ; fü r  S te llengesuche u n d G e - 
lege nhe itsanze ig en  50 R p f.  «  Anzeigenschluß : je w e ils  de r D o n ­
n e rs tag  d e r V o rw o ch e , n u r  f ü r  e ilig e  S te llenanze igen  und  w enn  R a u m  
no ch  z u r V e rfü g u n g  steht, je w e ils  d e r M o n ta g  de r E rsch e in u n g s ­
w oche. •  Zahlungen f ü r  A n z e ig e n b e t r ä g e  n u r  au f das P ost­
sche ckkon to  des D eu tschen  R ech tsve rlages G m b H . -  B e r l in N r .  451 76

Deutscher R ec h ts v e rla g  GmbH., B erlin  W 35, LUtzowufer 18.

■ • • • • • • • • • • • ■ • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • a

jj Offene Stellen jjj

Kriegsvertreter gesucht. Er-
fahrener Bürovorsteher vorhanden.
Dr. P i 1 o t ,  Rechtsanwalt und Notar, 
Rosenberg 0/S.

Urlaubsvertreter fü r etwa Ende 
August bis Ende September gesucht. 
3—4 Nachmittage wöchentlich, eventl. 
auch ohne Notariat bzw. gegenseitig. 
Tätigkeit kann nebenamtlich ausge­
übt werden. Rechtsanwalt und Notar 
Dr. H. F u h r m a n n ,  Berlin-Tegel, 
Schloßstraße 1.

Urlaubsvertreter fü r 3-4 Wochen, 
Mitte August oder September, eventl. 
Oktober, gesucht. Rechtsanwalt u. 
Notar Dr. S achse , Stade.

Ab 1. Sept. d. J. Vertreter für 6 Wochen 
gesucht. Rechtsanwalt und Notar 
Dr. B ru n o  D o m m e r, Berlin NW 7, 
Unter den Linden 58. Fernspr.: 112363.

Für Landgerichtspraxis und Notariat in 
einer mittleren Stadt Norddeutschlands 
K riegsanw altsvertreter sofort ge­
sucht. Angebote unter A . 2095 an 
Anzeigen-Abieilung Deutscher Rechts­
verlag, Berlin W  35, Lützowufer 18.

Vertreter für Anwaltschaft und No­
tariat wegen Einberufung zur Wehr­
macht s o fo r t  gesucht.Rechtsanwalt 
und Notar G. Sch a m b e rg , Esch- 
wege (Bez. Kassel).

Vertreter(in) für Anwalts-und No­
tariatspraxis (Rechtsanwalt, Assessor) 
für sofort oder später gesucht. Ver- 
trefungsdauer: 4 bis 6 Wochen. An­
schließend Tätigkeit als Hilfsarbeiter 
oder Vertreter für einberufenen Sozius 
möglich und erwünscht. K ie w n in g ,  
Rechtsanwalt und Notar, D a n z ig ,  
Karrenwall 7.

Für die Gründung einer größeren gemein­
nützigen Stiftung soll ein Rechtsan­
w alt oder Notar mit der Ausarbeitung 
der Stiftungsbestimmungen, Verträge 
usw. beauftragt werden, evtl, soll die­
sem später die dauernde Überwachung 
der Stiftungsangelegenheiten in Ver­
bindung m it industriellen Geschälten 
übertragen werden. Rechtswahrer od. 
solche,juristisch vorgebildete Beamte, 
die möglichst schon stiftungsähnliche 
Rechtsgeschäfte bearbeitet haben, wer­
den um baldige Aufgabe ihrer Anschrift 
gebeten unter A . 3010 an Anzeigen- 
Abteilung Deutscher Rechtsveriag, 
Berlin W 35, Lützowufer 18.

F iir die Rechtsabteilung eines Konzerns 
der M etall- und Luftfahrtindustrie in 
Berlin zur Unterstützung des Leiters 
absolut befähigte Persönlichkeit 
gesucht. Bewerber, die mit W irt­
schaftsrecht, Steuerrecht und Finan­
zierung vertraut sind, werden bevor­
zugt. A n tritt sofort oder später. Ange­
bote mit Gehaltsansprüchen unter 
La 66844 an A la , Berlin W 35.

D .W .M . sucht Juristin, möglichst 
mit 2. Staatsexamen, zur Unterstützung 
des Leiters der Rechtsabteilung. Be­
werbungen an Hauptverwaltung 
D e u ts c h e W a f fe n -u .M u n it io n s -  
f a b r ik  en A.G.,Berlin-Charlottenburg, 
Hardenbergstraße 24.

Juristischer Hilfsarbeiter für
3 bis 4 Stunden täglich von Anwalts­
büro in Berlin gesucht. (Anfertigung 
von Schriftsätzen, Berufungsbegrün­
dungen u. dgl.) Angebote unt. A . 3002 
an Anzeigen-Abteil. Deutscher Rechts­

verlag, Berlin W  35, Lützowufer 18.

Wissenschaft!. Assistent ge-
sucht, Referendar(in), Assessor(in), 
mögl. mit Kenntnis einer Ostsprache. 
Angebote an Institut für Ostrechts- 
forschung, Posen, Helmholtzstr^O.

Akademische Fachiehrkraft
fü r Volkspflegerinnenseminar gesucht. 
Lehrbefähigung in belieb. Zusammen­
stellung der Fächer: Jugendhilie,Wohl­
fahrtskunde, Sozialpolitik, Volkswirt­
schaft, Rechtslehre. Reife unterrichtl. 
und praktische Erfahrung erwünscht. 
Dienstantritt möglichst zum 15.10. 42. 
Bewerbungen m it Lebenslauf,Lichtbild, 
Zeugnisabschriften an den Reichsstatt­
halter — Gauselbstverwaltung — Posen, 
Warthegau, Abteil. III.

Biirovorsteher(in) od. Gehiife(in) 
evtl, intelligente Stenotypistin, die zur 
Übernahme des Bürovorsteherpostens 
in guter Praxis für beide Fächer in 
der Lage ist, in angenehme Mittelstadt 
nahe Berlin und Ostsee fü r bald oder 
später gesucht. Gelegenheit zur Ein­
arbeitung. Angebote unter A . 2091 an 
Anzeigen-Abteilung Deutscher Rechts­
verlag, Berlin W 35, Lützowufer 18.

Perf. A nw alts- und Notariats-Steno- 
^ ty p is t in ,  halb- oder ganztägig, für 

sofort oder später gesucht. Gute 
Dauerstellung in kleinem Büro in Ber­
lin, NäheHalleschesTor. Bürovorsteher 
vorhanden. Angebote unter A . 3001 an 
Anzeigen-Abt. Deutscher Rechtsverlag, 
Berlin W 35, Lützowufer 18.

Stenosekretär(in), perfekt, für 
gute Dauerstellung, evtl, auch halbtags 
gesucht. Rechtsanwalt und Notar 
L)r. F u h rm a n n , Berlin-Tegel, Schloß­
straße 1.

Für unser Anwalts- und Notariatsbüro 
suchen w ir per sofort eine perfekte 
Stenotypistin. Rechtsanwälte 
P ie  ra u  und A s c h , Berlin W, Tau- 
entzienstraße 7, Telefon 24 0901.

Stenotypistin fü r Rechtsanwalts­
und Notariatsbüro in Bielefeld ge­
sucht. Angebote unter A . 2098 an 
Anzeigen-Abteilung Deutscher Rechts­
verlag, Berlin W  35, Lützowufer 18.

S tenotypist(in) oder Bürogehilfe(in)
nach Hirschberg (Riesengeb.) gesucht. 
Offerten unter A . 3011 an Anzeigen- 
Abteilung Deutscher Rechtsverlag, 
Berlin W 35, Lützowufer 18.

U N S E R  O P F E R  F Ü R  D A S  K R I E G S *  
H I L F S W E R K  I S T  D E R  S E L B S T ­
V E R S T Ä N D L I C H E  D A N K  D E R  
H E I M A T  F Ü R  D I E  E I N S A T Z ­
B E R E I T S C H A F T  D E R  F R O N T .

\\ \ Gesuchte Stellen jjj• •• •••

Junger Anwalt sucht Praxis in 
Berlin zu übernehmen. Zuschriften 
unter A . 3003 an die Anzeigen-Abtlg. 
Deutscher Rechtsverlag, Berlin W 35, 
Lützowufer 18.

Rechtsanwalt, 47 Jahre alt, tüch­
tig  und zuverlässig, m it langjähriger 

• erfolgreicher Praxis, auch als Notar, 
sucht Mitarbeit als Sozius. Angebote 
unter A . 3008 an Anzeigen-Abieilung 
Deutscher Rechtsverlag, Berlin W 35, 
Lützowufer 18.

Volljurist (Assessor), z. Z. in kriegs- 
wieht. Wirtschaftsunternehmen tätig, 
m it Spezialkenntnissen im Vertrags-, 
W irtschafts- und Steuerrecht sowie 
in Verwaltungs-, Personal- und Ver­
sicherungsangelegenheiten, übernimmt 
Nebenbeschäftigung in Berlin. Bevor­
zugt laufende Bearbeitung v. Rechts­
angelegenheiten, Anfertigung von Gut­
achten u. dgl. Angebote mit Angabe 
über Vergütung unter A . 2099 an An­
zeigen-Abteilung Deutscher Rechtsver­
lag, Berlin W 35, Lützowufer 18.

Df.jur.Volljurist, Pg., längere Zeit 
in der Heeresverwaltung tätig, sucht 
zu sofort geeignete Stellung als Syn­
dikus, Sachbearbeiter od. ä. (wehr- 
wirtsch. Betrieb bevorzugt). Angebote 
unter A . 3000 an Anzeigen-Abieilung 
Deutscher Rechtsverlag, Berlin W 35, 
Lützowufer 18.

Wirischafts-( Voll-) Jurist,
seit 1914 im öffentl. Leben, schrift- 
und verhandlungsgewandt, beste Re­
ferenzen, sucht Stellung oder M it­
arbeit bei großen Gutachten, Rechts­
m itteln, Strafverfahren usw. Angeb. 
unt. A . 2089 an Anzeigen - Abteilung 
Deutscher Rechtsverlag, Berlin W 35, 
Lützowufer 18.

Anwaltsassessor sucht neben- 
amtliche Tätigkeit in Industrie, W irt­
schaft oder Anwaltspraxis. Evtl. Über­
nahme von Kriegsvertretung. Angeb. 
unter A . 3005 an Anzeigen-Abteilung 
Deutscher Rechtsverlag, Berlin W 35, 
Lützowufer 18.

Rechtspfleger, z. Z. stellv. Leiter 
der Rechtsabtlg. einer öffentl.-rechtl. 
Körperschaft, sucht andere Position. 
Angebote unter A . 3006 an Anzeigen- 
Abtlg. Deutscher Rechtsverlag, Berlin 
W 35, Lützowufer 18.

Bürovorsteher, verh., selbst. A r- 
beiter, gute Zeugnisse, sucht Stellung 
in Süddeutschland, möglichst Frank- 
furt/Mafn oder Taunus-Gegend, auch 
in W irtschaft oder Industrie. Angebote 
unter A . 3004 an Anzeigen-Abteilung 
Deutscher Rechtsverlag, Berlin W 35, 
Lützowufer 18.

Bürovorsteher aus dem Anwalts­
und Notariatsfach, 30Jhr., verantwor­
tungsbewußter und selbst. Arbeiter, 
sucht neue Stellung zum 1. 9. 42 in 
Bank, Industrie, Behörde oder Siedl - 
Ges., auch Warthegau,Gen.-Gouverne- 
ment oder befr. Ostgebiete. Angebote 
mit Gehaltsangabe unter A . 3009 an 
Anzeigen-Abteilung Deutscher Rechts- 
verlag, Berlin W 35, Lützowufer 18.

Bürovorsteher, firm und selbst. 
Arbeiter, über 11 Jhr. in einer Praxis, 
Kosten-, Mahn- und Klagewesen, firm 
in Buch- u. Kasseführung, Steno und 
Maschine, sucht anderweitige Stellg., 
Gehalt nach Vereinbarung. Angebote 
unter A . 3012 an Anzeigen-Abteilung 
Deutscher Rechtsverlag, Berlin W 35, 
Lützowufer 18.

Bürovorsteher, 49Jahre, erfahrene 
erste Kraft in beiden Fächern, noch in 
fester Stellung, sucht Dauerstellung 
auch in W irtschaft od. Industrie, Ost­
gebiete bevorzugt. Angebote unter 
A . 3007 an Anzeigen-Abt. Deutscher 
Rechtsverl., Berlin W 35, Lützowufer 18.

:H Bekanntmachungen jjj
verschiedener Art :::• *• •••• • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •« • • • • • • • • • • • • • •a

Von gefall. Ger.-Assessor juristische  
Literatur en bloc zu verkaufen.
Verzeichnis auf Anfrage. S p ä th , 
Frnnkfurt/M., Feuerbachstraße 23.

Staudinger, K om m entarzum  BGB.,
7.-8. Auflage 1912, abzugeben. Angeb. 
unter A . 3013 an Anzeigen-Abteilung 
Deutscher Rechtsverlag, Berlin W 35, 
Lützowufer 18.

Wirbitten bei allen Zuschriften 
und Zahlungen stets anzu­

gehen, ob es sich um 
Ausgabe A =  Wochenausgabe 

oder „  B =  Monatsausgabe 
handelt.

Deutscher Rechtsverlag
G. m. b. H.

Zweigniederlassung Leipzig

D E T E K T I V
s e i i  1 8 9 9

L a n g jäh rig e  A u s lan d s tä tig ke it.
Hochw.Refer./ Garant, f. zuverl. u. ge­
wissenhafteste A r b e it  / K e in e  Vor- 
schußverpflichtung/ Zeitgem. Honorar.

W O L T Z ,
K rim inalbeam ter a . D. (pens.) u. Sohn 

BERLIN W 9, Columbushaus, 
Potsdamer P la tz , Fernspr.: 22 31 30 

Nachtruf: 484468 u. 307080
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Das

S klih a n
S c h r e i b b a n d
hält noch länger, wenn  

man es alle 8 Tage um­

dreht; dann kommt die 

obere Hälfte nach unten 

und kann sich erholen.

GÜNTHER WAGNER, HANNOVER

25 Millionen RM Antragssumme
allein in den Jahren 1940/41 sind das 
Ergebnis unseres seit Jahren bewähr­
ten Werbesystems, das Hunderte von 
ehrenamtlichen Vertrauensmännern in 
allen Berufsgruppen des NSRB. s e h r  
w i r k u n g s v o l l  u n t e r s t ü t z e n .

JBtwabm

Deutsche Anwalt-und Notar-Versicherung
L e b e n s v e r s i c h e r u n g s v e r e i n  a. G.t zu B e r l i n  

V e r w a l t u n g  H a l l e  ( S a a l e ) ,  K a i s e r s t r a ß e  6a 

Ver t ra ue ns ge s e l ls c ha f t  des NSRB.

Ich bin 
geboren am:

Beruf:

Wohnung:

Fernruf:

Unterschrift:

M ac h e n  S ie  m ir V o rs c h läg e :

Schriften zum Arbeitsrecht
Herausgeber: Prof. Dr. WOLFGANG S I E B E R T  
Reihe B: A u s l ä n d i s c h e s  A r b e i t s r e c h t

i: Der Tarifvertrag in der faschistischen Arbeits­
verfassung von D r.jur. Anneliese C ü n y . 168Seiten. Kart. 
RM. 6.60.

2 : Die Arbeitsbedingungen im französischen Ar­
beitsrecht von Dr. jur. M arie-Lu ise H ilger. 224 Seiten. 
Kart. RM. 8.40.

3: Staat und Sozialversicherung in Großbritan­
nien und Deutschland von Dr. jur. M. E. Krohn.
160 Seifen. Kart. RM. 4.80.

e z ie h e n  d u rc h  den B u c h h a n d e l o d e r d i r e k t  vom  V e r la g

Deutscher Rechts vertag G.m .b.H. • Berlin/Leipzig/W ien
B erlin  W  35, H ildebrandstr. 8

Auslieferung für Alpen- und Donaugaue, Sudetenland: 
Deutscher Rechtsverlag G.m .b.H., Wien I, Riemergasse 1

Band

Band

Band

Der S taatsanwalt und sein A rbeitsgebiet
mit Beispielen von

Dr. Karl Burchardi unter M itw irkung von Dr. Gerh. Klempahn
Oberstaatsanwalt in Berlin Staatsanwalt in Berlin

288 Seiten. Kartoniert RM 8.70
„Das aus großer Praxis für die Praxis geschriebene Buch wird in seinem 
weitaus größten Teil auch dem Nachwuchs fü r den Anwaltsdienst eine 
willkommene Hilfe werden. — Es beseitigt in seiner erschöpfenden, 
frischen, lebendigen, nirgends ermüdenden Darstellungsart einen Mangel, 
der bisher vom Anwaltsnachwuchs bedauernd empfunden wurde. -  Aber 
auch dem erfahrenen Sachbearbeiter der Amtsanwaltschaft w ird es bei 
seinem übersichtlichen, klaren Aufbau oft ein schnelles Nachschlagen 

zur Behebung etwaiger Zweifel ermöglichen.“  
O beram tsanw a lt R . M ü lle r ,  B e r l in ,  in  „ D R “ , Ausgabe B  N r .  17/18,1941.

Zu beziehen durch den Buchhandel oder direkt vom Verlag
Deutscher Rechtsverlag G.m .b.H. • Berlin /  Leipzig /  Wien

B e r l in  W 35, H ild e b ra n d s tra ß e  8 
Auslieferung für Alpen- und Donaugaue, Sudetenland: 

Deutscher Rechtsverlag G. m b. H., Wien I, Riemergasse 1

Die neue Lohnpfändungsverordnung 1940

36 Seiten

Textausgabe m it Anmerkungen und Beispielen 
von Rechtsanwalt Egon Alberti 

2. A uflage RM 1.50
„Durch die Verordnung zur einheitlichen Regelung des Pfändungs­
schutzes fü r Arbeitseinkommen vom 30. 10. 1940 sind alle bisherigen 
Bestimmungen in teilweise erheblicher Form abgeändert worden. Die 
vorliegende Bearbeitung erschöpft sich daher nicht allein in der Wieder­
gabe des Verordnungstextes, sondern wird durch Anmerkungen gleich­
zeitig auch den Erfordernissen der Praxis gerecht. Sie w ill dem juristisch 
nicht gebildeten Leser helfen, die Bedeutung der Vorschriften besser 
zu verstehen und dem Arbeitgeber die Unterschiede zwischen dem 
früheren und jetzigen Rechtsstand deutlicher machen. Dieser Aufgabe 
wird die Broschüre aber in bester Weise gerecht.“

In  ,,D e r  Hausbesitzer, K a s s e lH e f t  6/1941.

Zu b e z ie h e n  d u rc h  den B u c h h a n d e l o d e r d i r e k t  vom  V e r la g

Deutscher Rechtsverlag G. m. b. H. • Berlin - Leipzig • Wien
B erlin  W  35, H ildebrandstraße 8

Auslieferung für Alpen- und Donaugaue, Sudetenland: 
Deutscher Rechfsverlag G. m. b. H., Wien I, Riemergasse I

Bereinigung alter Schulden
Auf Grund der Neufassung des Gesetzes vom 3. Sept. 1940
Textausgabe m it Anm erkungen und m inisterie llen  Verfügungen

von Amtsgerlchtsrat Franz Holtkamp 
4., völlig neu bearbeitete Auflage64 Selten RM 2.70

„Das schon in den früheren Auflagen bewährte Buch ist im wesent­
lichen eine Textausgabe, der einige die Benutzung erleichternde An­
merkungen beigefügt sind. Insbesondere sind in ihnen die wichbgsten 
Ergebnisse der höchstrichterlichen Rechtsprechung verwertet. Gerade 
dem rechtlichen Laien w ird das Buch auch in seiner neuen Form ein 
willkommener Helfer sein.“  Herschel in „Soziale Praxis“ H eft 5, 1941

E in  W e rk , das Schuldner und G läubiger in  g leicher W eise angeht.

Zu b e z ie h e n  d u rc h  den B u c h h a n d e l o d e r d i r e k t  vom  V e r la g

Deutscher Rechtsverlag G.m.b.H., Berlin • Leipzig • Wien
i -M  B erlin  W  35, H ildebrandstraße 8
jH / f  Auslieferung für Alpen- und Donaugaue, Sudetenland:

Deutscher Rechtsverlag G. m. b.H., Wien I, Riemergasse 1


